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Hauptstück 
Wirkungskreis der Notare 

 
§ 1 

 
(1) Die Notare werden vom Staate bestellt und öffentlich beglaubigt, damit sie nach Maßgabe dieses 
Gesetzes über Rechtserklärungen und Rechtsgeschäfte, sowie über Tatsachen, aus welchen Rechte 
abgeleitet werden wollen, öffentliche Urkunden aufnehmen und ausfertigen, dann die von den 
Partelen ihnen anvertrauten Urkunden verwahren und Gelder und Wertpapiere zur Ausfolgung an 
Dritte oder zum Erlage bei Behörden übernehmen. 
(2) Den Notaren obliegt auch die Durchführung von Amtshandlungen als Beauftragte des 
Gerichtes nach besonderen gesetzlichen Vorschriften. 
(3) Soweit der Notar auf Grund gesetzlicher Bestimmungen öffentlich-rechtliche Tätigkeiten 
ausübt, geschieht dies in Ausübung öffentlicher Gewalt. 
 

 
§ 2 

 
Die von Notaren aufgenommenen Notariatsurkunden (Notariatsakte, Notariatsprotokolle und notarielle 
Beurkundungen), sowie die nach diesem Gesetze erteilten Ausfertigungen sind, wenn bei der 
Aufnahme und Ausfertigung alle als wesentlich vorgeschriebenen Förmlichkeiten beobachtet worden 
sind, öffentliche Urkunden. 
 

 
§ 3 

 
Ein Notariatsakt ist wie ein vor Gericht abgeschlossener Vergleich exekutionsfähig, wenn 
a) darin eine Verpflichtung zu einer Leistung oder Unterlassung festgestellt wird; ausgenommen 
ist die Verpflichtung zur Räumung einer Wohnung oder einzelner Wohnungsbestandteile, sofern es 
sich nicht um die Räumung durch den Eigentümer oder Miteigentümer der Liegenschaft handelt; 
b) die Person des Berechtigten und des Verpflichteten, der Rechtstitel, der Gegenstand, die Art, 
der Umfang und die Zelt der Leistung oder Unterlassung zu entnehmen sind; 
c) über die Verpflichtung nach lit. a ein Vergleich zulässig ist; 
d) der Verpflichtete in diesem oder in einem gesonderten Notariatsakt zugestimmt hat, dass der 
Notariatsakt sofort vollstreckbar sein soll. 
Fassung BGBl 1962/139 und 1993/692 
 
 

§ 3ª 
 
Wenn auf Grund eines nach § 3 vollstreckbaren Notariatsaktes ein Pfandrecht oder eine Reallast 
bücherlich einverleibt und hiebei oder später angemerkt wird, dass der Notariatsakt im Sinne des §3 
NotO. vollstreckbar ist, kann wegen der fälligen Forderung auf die Liegenschaft oder das verpfändete 
bücherliche Recht unmittelbar gegen jeden späteren Erwerber Exekution geführt werden. Wurde eine 
bücherlich sichergestellte Forderung in dieser Weise verpfändet, so kann unmittelbar um die 
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Überweisung zur Einziehung oder an Zahlungs Statt bei dem zur Bewilligung der Überweisung 
zuständigen Gericht angesucht werden. 
 

§ 4 
 
(1) Wenn die Exekutionskraft eines Notariatsaktes im Zivilrechtswege bestritten werden will, ist die 
Klage bei dem nach den Prozessgesetzen zuständigen Gerichte zu erheben. 
(2) Die vorläufige Einstellung der Exekution ist aus Anlass der Erhebung einer solchen Klage auf 
Begehren des Klägers zu verfügen, wenn durch gerichtlichen Augenschein oder durch vollbeweisende 
Urkunden dargetan ist, dass der Notariatsakt mit Verletzung solcher Vorschriften aufgenommen oder 
ausgefertigt wurde, von deren Beobachtung die Kraft des Aktes als einer öffentlichen Urkunde oder 
die Exekutionsfähigkeit desselben in diesem Gesetze abhängig gemacht ist. 
 
 

§ 5 
 
(1) Neben den Befugnissen nach § 1 steht den Notaren auch das Recht zu, Privaturkunden zu 
verfassen, Parteien außer behördlich und vor Verwaltungsbehörden, in Rechtsangelegenheiten außer 
Streitsachen und, soweit keine Anwaltspflicht besteht, auch im Exekutionsverfahren vor Gericht zu 
vertreten. Zur Vertretung im Verwaltungsstrafverfahren und vor Finanzstrafbehörden sind Notare 
jedoch nur dann befugt, wenn sie in die Verteidigerliste eingetragen sind. 
(2) Haben am Amtssitz des Notars nicht wenigstens zwei Rechtsanwälte ihren Kanzleisitz, so ist 
der Notar, auch wenn Anwaltspflicht besteht, berechtigt, Parteien in Zivilprozessen vor den 
Bezirksgerichten zu vertreten, von denen er auf Grund der Verteilungsordnung nach § 4 des 
Bundesgesetzes über die Tätigkeit der Notare als Beauftragte des Gerichtes (Gerichtskommissäre) im 
Verfahren außer Streitsachen, BGBL. Nr. 343/1970, als Gerichtskommissär herangezogen wird. 
Die Notare haben alle Geschäfte mit Redlichkeit, Genauigkeit und Fleiß nach den bestehenden 
Rechtsvorschriften zu versehen und jede Mitwirkung zu verbotenen, verdächtigen oder uzum Scheine 
vorgegebenen Geschäften zu versagen. 
Alle Eingaben, welche die Notare verfassen, müssen von ihnen unterzeichnet sein. 
(4ª) Vor allen Gerichten und Verwaltungsbehorden ersetzt die Berufung auf die Bevollmächtigung 
deren urkundlichen Nachweis. 
Auch bei Besorgung dieser Geschäfte unterstehen die Notare der Aufsicht und Disziplinargewalt der im 
X. Hauptstück bezeichneten Behörden nach den dort angefürhten Vorschriften. 
Fassung: BGBl 1962/139, 1989/343 und 1993/692. 
 
Hauptstück 
Verleihung und Erlöschen des Amtes eines Notars, Urlaub*) 
Fassung BGbl 1962/139 
*) Mit der Nov 1993 als § 30 in das IV. HptSt transferiert worden. 
 

 
§ 6 

 
(1) Zur Erlangung einer Notarstelle wird erfordert, dass der Bewerber 
a) österreichischer Staatsbürger, volljährig, von ehrenhaftem Vorleben ist und die freie 
Verwaltung seines Vermögens hat; 
b) die rechts- und staatswissenschaftlichen Studien zurückgelegt und die vorgeschriebenen 
Staatsprüfungen bestanden oder das rechtswissenschaftliche Diplomstudium nach dem Bundesgesetz 
vom 2. März 1978, BGBL. Nr. 140, über das Studium der Rechtswissenschaften zurückgelegt und auf 
Grund dieses Studiums den akademischen Grad eines Magisters der Rechtswissenschaften erlangt 
hat; 
c) die Notariatsprüfung bestanden hat; 
d) eine siebenjährige praktische Verwendung in der gesetzlichen Art nachweist; 
e) das 64. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
(2) Von der Dauer der praktischen Verwendung im Sinn des Abs. 1 Buchstabe d sind mindestens 
drei Jahre als Notariatskandidat nach Ablegung der Notariatsprüfung zu verbringen. Die übrige Zeit 
kann als Notariatskandidat, Rechtspraktikant, Richteramtsanwärter, Richter, Staatsanwalt, 
Rechtsanwaltsanwärter, Rechtsanwalt oder als rechtskundiger Beamter beim Bundesministerium für 
Justiz oder bei der Finanzprokuratur verbracht werden. 
(3) Auf die Dauer der praktischen Verwendung, die nicht zwingend als Notariatskandidat zu 
verbringen ist, sind anzurechnen: 
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1. Zeiten einer den im Abs. 2 genannten rechtsberuflichen Tätigkeiten gleichartigen praktischen 
Verwendung im Ausland sowie einer rechtsberuflichen Verwendung im Inland oder im Ausland bei 
einer Verwaltungsbehörde, an einer Hochschule oder bei einem Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, 
wenn diese Verwendungen für die Ausübung des Notariatsberufs dienlich gewesen sind, bis zu einem 
Höchstausmaß von insgesamt einem Jahr; 
2. Zeiten eines auf Grund einer gesetzlichen Pflicht geleisteten österreichischen Wehrdienstes 
oder Zivildienstes zur Gänze; Zeiten eines freiwillig geleisteten Wehrdienstes bis zu einem 
Höchstausmaß von insgesamt einem Jahr; 
3. Zeiten des Doktoratsstudiums bis zum Höchstausmaß von einem Jahr, wenn an einer 
inländischen Universität der akademische Grad eines Doktors der Rechtswissenschaften nach dem 
Bundesgesetz über das Studium der Rechtswissenschaften, BGBL. Nr. 140/1978, erlangt wurde; 
4. Zeiten eines als Notariatskandidat angetretenen Karenzurlaubs nach dem Mutterschutzgesetz 
1979, BGBL. Nr. 221, oder dem Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBL. Nr. 651/1989, im Höchstausmaß 
von insgesamt einem Jahr; 
5. Zeiten einer rechtsberuflichen Tätigkeit als Angestellter der Versicherungsanstalt des 
österreichischen Notariats, der österreichischen Notariatskammer oder einer Notariatskammer, wenn 
diese Tätigkeit für die Ausübung des Notariatsberufs dienlich gewesen ist, bis zu einem Höchstausmaß 
von insgesamt einem Jahr. 
(3 a) Zeiten als Notariatskandidat, die in Form einer zumindest die Hälfte der Normalarbeitszeit 
umfassenden Teilzeitbeschäftigung nach dem Mutterschutzgesetz 1979, BGBL. Nr. 221, oder dem 
Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBL. Nr. 651/1989, verbracht werden, sind zur Hälfte zu 
berücksichtigen. 
(4) Eine mehrfache Berücksichtigung von Zeiten nach Abs. 2 und 3 ist ausgeschlossen. Über die 
Anrechnung von Zeiten nach Abs. 3 hat die Notariatskammer auf Antrag des Anrechnungswerbers zu 
entscheiden. Dieser Antrag ist bei sonstigem Anspruchsverlust spätestens sechs Monate nach der 
ersten auf die betreffende Anrechnungszeit folgenden Eintragung oder Wiedereintragung in das 
Verzeichnis der Notariatskandidaten zu stellen. 
(5) Erfüllt ein geeigneter Bewerber um die zu besetzende Stelle alle gesetzlichen Voraussetzungen 
mit Ausnahme der Dauer der praktischen Verwendung, so genügt zur Erlangung dieser Stelle eine 
praktische Verwendung in der Dauer von vier Jahren, wenn sonst kein geeigneter, allen gesetzlichen 
Voraussetzungen entsprechender Bewerber vorhanden ist. Von diesen vier Jahren müssen ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt der Ablegung der Notariatsprüfung mindestens zwei Jahre als 
Notariatskandidat verbracht worden sein. Die übrige Zeit kann auch in einer anderen der im Abs. 2 
angeführten Verwendungen verbracht worden sein. Nach Abs. 3 angerechnete Zeiten sind hiebei nicht 
zu berücksichtigen. 
 
 

§ 7 
 
(1) Die Führung der Rechtsanwaltschaft oder eines besoldeten Staatsamtes, mit Ausnahme des 
Lehramtes, kann mit dem Amte des Notars nicht vereinigt werden. 
(2) Auch ist dem Notare jedes Geschäft untersagt, welches an sich oder dessen fortgesetzter 
Betrieb mit der Ehre und Würde des Standes unvereinbar ist, oder durch welches das volle Vertrauen 
in seine Unparteilichkeit und in die Glaubwürdigkeit der von ihm ausgehenden Urkunden erschüttert 
werden könnte. 
 
 

§ 8 
 
Der Notar darf alle seine Befugnisse im ganzen Bundesgebiet ausüben. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1977/162. 
 
 

§ 9 
 
(1) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, durch Verordnung weitere Notarstellen zu 
errichten, bestehende aufzulassen oder deren Amtssitz an einen anderen Ort zu verlegen, wenn dies 
wegen einer wesentlichen Änderung der Gerichtsorganisation, der Bevölkerungszahl, der 
wirtschaftlichen oder der Verkehrsverhältnisse in dem in Betracht kommenden Gerichtsbezirk oder 
wegen einer wesentlichen Änderung des Wirkungskreises der Notare erforderlich ist. 
(2) Vor der Vermehrung oder Verminderung der Zahl der Notarstellen und vor Verlegung des 
Amtssitzes an einen anderen Ort ist ein Gutachten der Notariatskammer einzuholen. 



 4

Fassung BGBL. 1962/139 und 1969/65. 
 
 
 

§ 10 
 
(1) Die Ernennung der Notare steht dem Bundesminister für Justiz zu. 
(2) Jede zu besetzende Notarstelle ist von der Notariatskammer auszuschreiben; die 
Ausschreibung ist im “Amtsblatt zur Wiener Zeitung” bekanntzumachen. Hiebei ist eine 
Bewerbungsfrist mit einem Kalendertag als Endzeitpunkt zu bestimmen. Zwischen der 
Bekanntmachung im “Amtsblatt zur Wiener Zeitung” und dem Ende der Bewerbungsfrist hat ein 
Zeitraum von mindestens 14 Tagen zu liegen. 
(3) Der Bundesminister für Justiz kann auf Antrag der Notariatskammer einen Tausch von 
Notarstellen ohne vorherige Ausschreibung durch entsprechende Ernennungen bewilligen. Der Antrag 
ist unzulässig, wenn einer der beteiligten Notare das 64. Lebensjahr bereits vollendet hat oder die 
Amtszeit eines der beiden in der letzten Notarstelle noch nicht sechs Jahre betrügt. 
(4) Die Bewerbung eines Notars um eine andere Notarstelle ist unzulässig, wenn im Zeitpunkt des 
Endes der Bewerbungsfrist oder, wenn die zu besetzende Amtsstelle erst zu einem späteren Zeitpunkt 
frei oder neu errichtet wird, zu diesem Zeitpunkt der Bewerber das 64. Lebensjahr bereits vollendet 
hat oder seine Amtszeit in der letzten Notarstelle noch nicht sechs Jahre beträgt. 
(5) Eine Versetzung von Amts wegen ist unzulässig. 
Fassung BGBl 1962/139 und 1977/162. 
 
 

§ 11 
 
(1) Die Bewerbungsgesuche sind gemeinsam mit den zum Nachweis der Erfüllung der Erfordernisse 
nach § 6 beizubringenden Belegen an die ausschreibende Notariatskammer zu richten. 
(2) Die Notariatskammer hat einen Besetzungsvorschlag zu machen und ihn dem Präsidenten des 
Gerichtshofs erster Instanz, in dessen Sprengel die zu besetzende Stelle gelegen ist, zuzuleiten. Der 
Präsident des Gerichtshofs erster Instanz hat den Vorschlag mit einem vom Personalsenat des 
Gerichtshofs erster Instanz zu beschließenden Besetzungsvorschlag dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichts vorzulegen, der beide Vorschläge mit einem vom Personalsenat des 
Oberlandesgerichts zu beschließenden Besetzungsvorschlag dem Bundesminister für Justiz vorzulegen 
hat. Die Besetzungsvorschläge haben, soweit geeignete Bewerber vorbanden sind, drei Bewerber in 
einer bestimmten Reihung zu enthalten; die übrigen Bewerber sind gesondert anzuführen. Sind am 
selben Amtssitz mehrere Notarstellen zu besetzen, so hat der Besetzungsvorschlag doppelt so viele 
Personen zu umfassen, als Notare zu ernennen sind. 
(3) Bei der Prüfung der Eignung eines Bewerbers für die Aufnahme in die Besetzungsvorschläge 
und bei seiner Reihung ist auf die Dauer seiner praktischen Verwendung im Sinn des § 6 Abs. 1 
Buchstabe d, besonders als Notariatskandidat, oder auf seine allfällige Amtszeit als Notar, die 
bewiesenen Fähigkeiten und Kenntnisse, die Vertrauenswürdigkeit, den Erfolg seiner bisherigen 
Verwendung, das Maß seiner Eignung für die Führung der zu besetzenden Amtsstelle, die besonderen 
Verdienste sowie sein Verhalten zu achten. Bei Berücksichtigung der Fähigkeiten und Kenntnisse eines 
Bewerbers ist insbesondere auch darauf Bedacht zu nehmen, ob der Bewerber ein weiteres für die 
Ausübung des Notariatsberufs dienfiches Studium mit einem akademischen Grad abgeschlossen oder 
eine Dolmetscherbefähigung im Sinn des § 62 erworben hat. Daneben sind, besonders bei der 
Reihung gleichwertiger Bewerber, auch deren persönliche Verhältnisse zu berücksichtigen; im Fall der 
Errichtung einer neuen Notarstelle am Amtssitz einer oder mehrerer bereits bestehender Notarstellen 
ist auch darauf Bedacht zu nehmen, ob sich der Bewerber gemeinsam mit einem oder mehreren 
anderen Bewerbern um eine Notarstelle an diesem Amtssitz oder gemeinsam mit einem oder 
mehreren dort ernannten Notaren verpflichtet, eine Gesellschaft im Sinn der §§ 22 bis 29 für die 
Dauer von mindestens sechs Jahren ab Amtsantritt einzugehen. 
(4) Die Besetzungsvorschläge sind zu begründen. 
(5) Bewerbungsgesuche, die nach Ablauf der Bewerbungsfrist bei der ausschreibenden 
Notariatskammer einfangen, sind zurückzuweisen, wenn innerhalb der Bewerbungsfrist mindestens 
drei Gesuche geeigneter Bewerber eingelangt sind. Nach Beschlussfassung über den 
Besetzungsvorschlag einlangende Bewerbungsgesuche sind jedenfalls zurückzuweisen. 
 (6) Die Notariatskammer hat ihrem Besetzungsvorschlag alle rechtzeitig eingelangten Gesuche samt 
den von den Bewerbern beigebrachten Belegen beizuschließen. Ferner hat sie beizuschließen 
1. den Nachweis der Bekanntmachung der Ausschreibung (§ 10 Abs. 2); 
2. eine von ihr einzuholende Auskunft des Strafregisteramts über die vorgeschlagenen Bewerber; 
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3. hinsichtlich der Bewerber aus dem Stand der Notare und Notariatskandidaten eine 
Bestätigung ihrer Notariatskammer über die Dauer der bis zum Ende der Bewerbungsfrist berechneten 
praktischen Verwendung, wobei die tatsächlich zurückgelegten und die angerechneten Zelten im Sinn 
des § 6 Abs. 2 und 3 nach den einzelnen Verwendungen aufzugliedern sind; 
4. hinsichtlich der zu Z. 3 genannten Bewerber eine Beurteilung ihrer Notariatskammer, 
hinsichtlich anderer Bewerber gegebenenfalls eine Dienstbeurteilung ihrer Behörde oder ein sonstiges 
Dienstzeugnis; 
5. eine Übersichtstabelle über alle Bewerber. 
 
 

§ 12 
 
(1) Dem ernannten Notare ist, wenn in dem Sprengel seines Amtssitzes mehrere Sprachen üblich 
sind, von dem Oberlandesgerichte die Bestätigung darüber zu erteilen, in welcher dieser Sprachen er 
nach den bei der Ernennung vorgelegenen Nachweisen Notariatsurkunden aufzunehmen berufen sei. 
(2) Sind in dem Lande, wo sich der Amtssitz des Notars befindet, mehrere Sprachen üblich, so 
kann dem Notare jederzeit die Befugnis zur Aufnahme von Notariatsurkunden in allen diesen 
Sprachen von dem Oberlandesgerichte erteilt werden, wenn er seine Kenntnis dieser Sprachen 
ausweist. Diese Befugnis kann dem Notare vom Oberlandesgerichte auch wieder entzogen werden, 
wenn er bei der Aufnahme von Notariatsurkunden solche Fehler begeht, aus welchen seine nicht 
genügende Kenntnis dieser Sprache sich ergibt. 
 
 

§ 13 
 
(1) Der neuernannte Notar hat vor seiner Angelobung den Entwurf des Siegels, das er bei seinen 
Amtsgeschäften gebrauchen will, der Notariatskammer zur Genehmigung vorzulegen. 
(2) Das Amtssiegel muß enthalten: das österreichische Wappen, den Vor- und Zunamen des 
Notars, seine Eigenschaft als öffentlicher Notar, den Namen des Landes und seines Amtssitzes. 
(3) Die Notare sind berechtigt, in Ausübung ihres Berufes das Staatswappen zu führen. 
 
 

§ 14 
 
Nach der Genehmigung des Amtssiegels hat der Notar beim Oberlandesgerichtspräsidenten um seine 
Angelobung anzusuchen. Diesem Ansuchen sind anzuschließen: 
a) der Nachweis der Genehmigung des Amtssiegels, 
die erforderliche Anzahl von Siegelabdrücken und von Ausfertigungen der Unterschrift des Notars und  
der Nachweis des Abschlusses der Haftpflichtversicherung (§ 22).*) 
 
 

§ 15 
 
Die Angelobung ist vor dem Oberlandesgerichtspräsidenten oder vor dem von ihm beauftragten 
Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz nach folgender Gelöbnisformel zu leisten: 
“Ich gelobe bei meiner Ehre und bei meinem Gewissen, der Republik Österreich treu zu sein, die 
Gesetze und alle anderen Vorschriften unverbrüchlich zu beachten und meine Pflichten als öffentlicher 
Notar gewissenhaft zu erfüllen.” 
 
 

§ 16 
 
Nach der Angelobung hat der Oberlandesgerichtspräsident ein Dekret auszufertigen, in dem die 
Angelobung des Notars und dessen Ermächtigung zum Antritt seines Amtes beurkundet wird. Der Tag 
der Angelobung ist vom Oberlandesgerichtspräsidenten im Amtsblatt zur “Wiener Zeitung” 
kundzumachen und der Notariatskammer sowie den unterstellten Gerichtshöfen erster Instanz unter 
Anschluss je eines Siegelabdruckes und der Unterschrift des Notars mitzuteilen. 
 
 

§ 17 
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(1) Wird der Notar an einen anderen Ort übersetzt, so ist eine neue Angelobung nicht erforderlich. Er 
hat nur die Genehmigung seines neuen Siegels bei der Notariatskammer seines neuen Amtssitzes zu 
erwirken. 
(2) Der Notar hat unter Einhaltung der Vorschriften des § 14 beim Oberlandesgerichtspräsidenten 
um die Bestimmung des Tages anzusuchen, an dem er von seinem bisherigen Amt abzutreten und an 
dem er sein neues Amt anzutreten hat. Der Oberlandesgerichtspräsident hat diese Tage nach § 16 
bekanntzumachen. Bei Versetzung in den Sprengel eines anderen Oberlandesgerichtes haben die in 
Betracht kommenden Oberlandesgerichtspräsidenten das Einvernehmen herzustellen. 
Fassung: BGBL 1929/257 und 1962/139. 
 

 
§ 18 

 
(1) Jeder neu ernannte oder an einen anderen Amtssitz versetzte Notar muß hinnen der Rist von drei 
Monaten von dem Tage der Zustellung des Ernennungs- oder Versetzungsdekretes oder binnen der 
über sein Ansuchen durch den Oberlandesgerichtspräsidenten ihm etwa erweiterten Frist den 
gesetzlichen Vorschriften Genüge leisten und seine Kanzlei an seinem Amtssitze eröffnen, widrigens er 
als auf die ihm verliehene Stelle verzichtend angesehen wird. 
(2) Der Eintritt dieser Rechtsfolge ist durch das Bundesministerium für Justiz nach Anhörung der 
Notariatskammer festzustellen. Zugleich ist die Enthebung vom bisherigen Amt auszusprechen. Die 
Notariatskammer hat dem Bundesministerium für Justiz anzuzeigen, wenn die Frist nach dem ersten 
Absatz nicht eingehalten wurde. 
Fassung: BGBL 1962/139. 
Schrifttum: Wagner, Der ernannte Notar, FD 1978, 45. 
 
 

§ 19 
 
(1) Das Amt eines Notars erlischt:  
a) infolge der dem Bundesministerium für Justiz schriftlich anzuzeigenden unbedingten 
Zurücklegung; 
b) durch den Übertritt zur Rechtsanwaltschaft oder zu einem nach § 7 Abs. 1 mit dem Notariat 
nicht vereinbaren Amt; 
c) durch den Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft; 
d) durch den Verlust der freien Vermögensverwaltung; 
e) mit Ablauf des 31. Jänner nach dem Kalenderjahr, in dem der Notar das 70. Lebensjahr 
vollendet hat; f) durch eine von einem inländischen Gericht ausgesprochene Verurteilung wegen einer 
oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjährigen 
Freiheitsstrafe; 
g) infolge der bleibenden Unfähigkeit zur Führung des Notariats wegen körperlicher oder 
geistiger Gebrechen (§ 183); 
h) infolge eines auf Entsetzung vom Amte lautenden Disziplinarerkenntnisses; 
i) durch den Tod des Notars. 
(2) Das Bundesministerium für Justiz hat in den im Abs. 1 lit. a bis f genannten Fällen nach 
Anhörung der Notariatskammer die Enthebung des Notars vom Amt auszusprechen; die 
Notariatskammer hat die unter lit. b bis i genannten Fälle dem Bundesministerium für Justiz 
unverzüglich anzuzeigen. 
(3) Das Bundesministerium für Justiz hat die Enthebung der Notariatskammer, dem 
Oberlandesgerichtspräsidenten und den diesem unterstellten Gerichtshöfen erster Instanz mitzuteilen. 
(4) Das Verfahren wegen Unfähigkeit (Abs. 1 lit. g) und bei der Entsetzung eines Notars im 
Disziplinarwege (Abs. 1 lit. h) ist im X. Hauptstück geregelt. 
Fassung: BGBL 1959/294, 1962/139, 1974/498, 1982/651 und 1993/692. 
 
 

§ 20 
 
Jeder Notar, der sein Amt zurückgelegt (§ 19 Abs. 1 lit. a) oder nach Versetzung seine Kanzlei an 
seinem neuen Amtssitz nicht rechtzeitig eröffnet hat (§ 18), hat sein bisheriges Amt noch so lange 
fortzusetzen, bis ihm der Bescheid des Bundesministeriums für Justiz über seine Enthebung zugestellt 
worden ist. Wird aber der Notar bei Zurücklegung des Amtes mit einem nach der Zustellung des 
Enthebungsbescheides gelegenen Zeitpunkt enthoben, so hat er sein bisheriges Amt bis zu diesem 
Zeitpunkt fortzusetzen. 
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Fassung.- BGBL 1962/139. 
 
 

§ 21 
 
(1) Will sich ein Notar auf die Dauer von länger als acht aufeinander folgenden Tagen zur Vornahme 
von Amtshandlungen von seinem Amtssitz entfernen, so hat er um die Bewilligung der 
Notariatskammer anzusuchen. Die Bewilligung ist ihm zu erteilen, wenn nicht wichtige Gründe die 
Anwesenheit des Notars an seinem Amtssitz erfordern. 
(2) Will ein Notar durch mehr als drei aufeinander folgende Tage sein Amt nicht ausüben, so hat 
er dies, unter Angabe des Grundes, und die Wiederaufnahme seiner Amtstätigkeit der 
Notariatskammer anzuzeigen; Sonntage und gesetzliche Feiertage bleiben außer Betracht. Wird er 
während dieser Zeit der Nichtausübung nicht durch einen Substituten vertreten, so hat er überdies um 
die Bewilligung der Nichtausübung anzusuchen. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn nicht wichtige 
Gründe die Ausübung des Amtes durch den Notar erfordern; sie kann von der Bestellung eines 
Substituten abhängig gemacht werden. 
(3) Würde die Dauer der nach Abs. 2 anzeigepflichtigen Nichtausübung des Amtes innerhalb eines 
Kalenderjahrs insgesamt 60 Tage übersteigen, so hat der Notar bei der Notariatskammer um eine 
gesonderte Billigung anzusuchen. Über das Ansuchen hat die Notariatskammer, soll die Dauer 
insgesamt 90 Tage innerhalb eines Kalenderjahrs übersteigen, der Bundesminister für Justiz zu 
entscheiden. Die Billigung darf nur aus wichtigen Gründen erteilt werden. Ein wichtiger Grund ist 
besonders insoweit gegeben, als von der bisherigen Dauer der Nichtausübung des Amtes nicht 60 
Tage zu Erholungszwecken bestimmt gewesen sind. 
(4) Der Präsident der Notariatskammer hat einen Notar, der diesen Bestimmungen 
zuwiderhandelt, im Fall des Abs. 1 zur Rückkehr an den Amtssitz, in den Fällen des Abs. 2 zweiter 
Satz und des Abs. 3 zur Aufnahme der Amtstätigkeit aufzufordern. 
(5) Die im Abs. 2 erster Satz vorgesehene Anzeigepflicht gilt sinngemäß für die Fälle, in denen der 
Notar wegen Krankheit, Unfalls oder aus anderen Gründen sein Amt nicht ausüben kann. 
Fassung: BGBL. 1977/162. 
 
Hauptstück 
Gesellschaften 
 
 

§ 22 
 
(1) Notare können zum Zweck der Ausübung ihres Berufs mit einem oder mehreren anderen Notaren 
sowie mit Notariatskandidaten, die alle Erfordernisse zur Erlangung einer Notarstelle erfüllen, unter 
den Voraussetzungen des § 25 eingetragene Erwerbsgesellschaften (Notar-Partnerschaften) bilden. 
(2) Die Bildung einer Notar-Partnerschaft bedarf der Genehmigung durch die Notariatskammer, in 
deren Sprengel die Partnerschaft ihren Kanzleisitz hat. Über den Antrag auf Genehmigung ist mit 
Bescheid zu entscheiden. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Gesellschaftsvertrag nicht 
gesetzlichen Bestimmungen oder Standespflichten widerspricht. 
 
 

§ 23 
 
(1) Der Antrag auf Genehmigung der Bildung einer Notar-Partnerschaft ist unter Verwendung eines 
von der österreichischen Notariatskammer aufzulegenden Formblatts und Vorlage des 
Gesellschaftsvertrags an die zuständige Notariatskammer zu richten. Der Antrag hat zu enthalten: 
1. die Art der Gesellschaft und deren Firma (§ 6 EGG); 
2. Namen, Geburtsdaten, Anschriften und Kanzleisitz 
der zur Vertretung und Geschäftsführung berechtigten Gesellschafter sowie Namen, Geburtsdaten und 
Anschriften der übrigen Gesellschafter, bei Kommanditisten auch die Höhe der Vermögenseinlage; 
3. den Kanzleisitz der Gesellschaft; 
4. alle weiteren Angaben, aus denen hervorgeht, dass bei 
allen Gesellschaftern die Erfordernisse des § 25 erfüllt sind; 5. die Erklärung aller Gesellschafter, dass 
sie in Kenntnis ihrer disziplinären Verantwortung die Richtigkeit der Angaben im Antrag bestätigen. 
(2) Jede Änderung der nach Abs. 1 im Antrag anzuführenden Umstände ist unverzüglich unter 
Verwendung des Antragsformblatts mit einer entsprechenden Erklärung nach Abs. 1 Z 5 der 
Notariatskammer mitzuteilen und bedarf, soweit sie nicht unmittelbar auf Grund des Gesetzes oder 
des Gesellschaftsvertrags eintritt, ebenfalls einer Genehmigung. § 22 Abs. 2 gilt sinngemäß. 
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(3) Liegen die Erfordernisse für eine Notar-Partnerschaft nicht oder nicht mehr vor, so hat die 
Notariatskammer die Genehmigung zu widerrufen und dies dem Firmenbuchgericht mitzuteilen. 
 
 

§ 24 
 
(1) Die Firma einer Notar-Partnerschaft hat mit der Bezeichnung “öffentlicher Notar” (“öffentliche 
Notare”) zu beginnen, die Namen aller an der Gesellschaft beteiligten Notare anzuführen und am 
Schluß die Bezeichnung “Partnerschaft” zu enthalten. Sind an der Partnerschaft Notariatskandidaten 
als persönlich haftende Gesellschafter beteiligt, so ist statt der Bezeichnung “Partnerschaft” die 
Bezeichnung “und (&) Partner” zu verwenden. Ist an der Partnerschaft zumindest ein 
Notariatskandidat als Kommanditist beteiligt, so hat die Bezeichnung “und (&) Partner, Kommandit-
Partnerschaft” zu lauten. Die Namen der der Gesellschaft angehörenden Notariatskandidaten dürfen in 
die Firma nicht aufgenommen werden. Die Namen aus der Gesellschaft ausgeschiedener Notare 
dürfen in der Firma nicht mehr angeführt werden. Erlischt das Amt eines Notars, so ist die Firma 
spätestens mit Beendigung seiner Substitution zu ändern. 
 (2) Die Notar-Partnerschaft darf nur einen Kanzleisitz haben. 
 
 

§ 25 
 
Bei einer Notar-Partnerschaft müssen ferner jederzeit folgende Erfordernisse erfüllt sein: 
1. Gesellschafter dürfen nur sein 
a) Notare in Kanzleigemeinschaft; 
b) die im § 22 Abs. 1 genannten Notariatskandidaten, 
wenn sie zumindest bei einem der Partnerschaft angehörenden Notar in praktischer Verwendung im 
Sinn des § 117 Abs. 2 stehen und nicht zusätzlich bei einem nicht der Partnerschaft angehörenden 
Notar verwendet werden. 
2. Ist an der Partnerschaft nur ein Notar beteiligt, so muss zumindest ein der Partnerschaft 
angehörender Notariatskandidat zum Dauersubstituten des Notars bestellt sein. 
3. Notare dürfen der Partnerschaft nur als persönlich haftende Gesellschafter, 
Notariatskandidaten können der Partnerschaft auch als Kommanditisten angehören. 
Notariatskandidaten, die der Partnerschaft als persönlich haftende Gesellschafter angehören und zum 
Dauersubstituten eines der Partnerschaft angehörenden Notars bestellt sind, sind berechtigt, sich als 
Notar-Partner zu bezeichnen. 
4. Alle der Partnerschaft angehörenden Notare müssen allein zur Vertretung und 
Geschäftsführung befugt sein. 
5. Die Suspension eines an der Partnerschaft beteiligten Notars nach § 158 Abs. 1 Z 3 oder die 
Entziehung der Substitutionsberechtigung eines Notariatskandidaten nach § 158 Abs. 3 hindern nicht 
die Zugehörigkeit zur Partnerschaft, wohl aber die Vertretung, Geschäftsführung und das Recht der 
Teilnahme am Ergebnis der Berufsausübung der anderen Gesellschafter. 
6. Alle Gesellschafter müssen ihre Rechte im eigenen Namen und für eigene Rechnung 
innehaben; die treuhändige Übertragung und Ausübung von Gesellschafterrechten ist unzulässig und 
nichtig. 
7. Notare und Notariatskandidaten dürfen im Rahmen der Partnerschaft ausschließlich ihren 
Beruf einschließlich der erforderlichen Hilfstätigkeiten und der Verwaltung des Gesellschaftsvermögens 
ausüben. 
8. Notare und Notariatskandidaten dürfen nur einer einzigen Gesellschaft angehören. Die 
Ausübung des Notariats außerhalb der Gesellschaft ist nur in den Fällen der §§ ll9ff zulässig. 
9. Bei der Willensbildung der Gesellschaft muß Notaren ein bestimmender Einflug zukommen. 
 
 

§ 26 
 
Wird mit Ausnahme der Fälle des Urlaubs und der Krankheit des Notars seine Substituierung 
notwendig und ist der als Substitut tätige Notariatskandidat Gesellschafter der betreffenden 
Partnerschaft oder tritt er mit Zustimmung der anderen Gesellschafter in die Partnerschaft ein, so 
gelten während der Substitution für ihn die Bestimmungen dieses Hauptstücks für Notare mit 
Ausnahme der Bestimmungen über die Firma. 
 
 

§ 27 
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Jeder der Partnerschaft angehörende Notar und Notariatskandidat ist für die Erfüllung seiner Berufs- 
und Standespflichten persönlich verantwortlich. Diese Verantwortung kann weder durch den 
Gesellschaftsvertrag noch durch Beschlüsse der Gesellschafter oder durch 
Geschäftsführungsmaßnahmen eingeschränkt oder aufgehoben werden. 
 
 
 
 

§ 28 
 
Jeder der Gesellschaft angehörende Notar und Notariatskandidat hat für die Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Hauptstückes zu sorgen, insbesondere durch eine entsprechende Gestaltung 
des Gesellschaftsvertrags; er darf auch keine diesen Bestimmungen widersprechende tatsächliche 
Übung einhalten. 
 
 

§ 29 
 
Werden zur Berufsausübung im Sinn des § 22 Abs. 1 Gesellschaften bürgerlichen Rechts gebildet, so 
gelten die § § 22, 23, 24 Abs. 2 und 25 bis 28 sinngemäß. 
 
IV. Hauptstück 
Allgemeine Vorschriften über die Amtsführung der Notare 
 
 

§ 30 
 
(1) Jeder Notar und jeder Substitut ist verpflichtet, vor Aufnahme seiner Berufstätigkeit der 
Notariatskammer auf Verlangen nachzuweisen, dass zur Deckung der aus dieser Tätigkeit gegen ihn 
entstehenden Schadenersatzansprüchen eine Versicherung bei einem zum Geschäftsbetrieb in 
Osterreich berechtigten Versicherer besteht. Er hat die Versicherung während der Dauer seiner 
Berufstätigkeit aufrechtzuerhalten und dies der Notariatskammer auf Verlangen nachzuweisen. 
(2) Die Mindestversicherungssumme hat 500000 S zu betragen. 
(3) Der Bundesminister für Justiz kann nach Anhörung der Osterreichischen Notariatskammer die 
Mindestversicherungssumme bis zum Fünffachen erhöhen, soweit dies auf Grund der Änderung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse erforderlich ist. 
 
 

§ 31 
 
(1) Der Notar hat seine Berufstätigkeit in der an seinem Amtssitz eröffneten Kanzlei (§ 18 Abs. 1) 
auszuüben. Außerhalb dieser Kanzlei darf er eine Berufstätigkeit ausüben, wenn es das Geschäft 
erfordert oder, in Fällen der Notwendigkeit, besonderen Dringlichkeit oder eines besonderen 
Vertrauensverhältnisses, von der Partei verlangt 
wird. 
(2) Die Notariatskammer kann den Notar unter Berücksichtigung des Bedarfes der Bevölkerung 
verpflichten, außerhalb des Ortes seines Amtssitzes regelmäßig Amtstage abzuhalten. 
Fassung: BGBL 1977/162. 
 
 

§ 32 
 
(1) Ein neu ernannter Notar darf sein Amt nicht vor Ablegung des vorgeschriebenen Eides*) ausüben, 
ein Notar, welcher an eine andere Stelle übersetzt worden ist, nicht früher, als er zur Übernahme 
seiner neuen Stelle für berechtigt erklärt ist (§§ 16, 17). 
(2) Der Notar kann sein Amt mit Wirksamkeit nicht fortsetzen 
a) in den Fällen des § 19 Abs. 1 lit. b, e, d und f, sobald ihm der Enthebungsbescheid des 
Bundesministeriums für Justiz zugeteilt worden ist, 
b) im Falle des § 19 Abs. 1 lit. e, sobald sein Amt erloschen ist, 
in den Fällen des § 19 Abs. 1 lit. g sowie im Falle der Suspension oder der Entsetzung vom Amte (§§ 
158, 180), sobald die gerichtliche Entscheidung darüber rechtskräftig wird.  
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(3) Eine diesen Vorschriften zuwider aufgenommene Notariatsurkunde hat nicht die Kraft einer 
öffentlichen Urkunde. 
Fassung: BGBL 1962/139 und 1982/651. 
*) Jetzt: Gelöbnis (Art VII BGBL 1921/375). 
 
 

§ 33 
 
(1) In Sachen, in welchen der Notar selbst beteiligt ist, sowie in Sachen des Ehegatten oder solcher 
Personen, welche mit ihm in gerader Linie verwandt, verschwägert oder durch Adoption verbunden 
sind, oder mit welchen er in der Seitenlinie bis zum vierten Grade verwandt oder bis zum zweiten 
Grade verschwägert ist, darf der Notar keine Notariatsurkunde aufnehmen. Das gleiche gilt, wenn in 
einer Urkunde eine Verfügung zu seinem eigenen oder zu dem Vorteile einer der vorgenannten 
Personen aufgenommen werden soll. 
(2) Eine mit Außerachtlassung dieser Bestimmung aufgenommene Notariatsurkunde hat nicht die 
Kraft einer öffentlichen Urkunde. 
Fassung BGBL 1969/65. 
 
 

§ 34 
 
(1) Der Notar darf eine Amtshandlung über verbotene oder über solche Geschäfte nicht vornehmen, 
rücksichtlich deren sich der gegründete Verdacht ergibt, dass die Parteien sie nur zum Scheine, zur 
Umgehung des Gesetzes oder zum Zwecke der widerrechtlichen Benachteiligung eines Dritten 
schließen. 
(2) Ebenso ist dem Notare untersagt, mit solchen Personen eine Amtshandlung vorzunehmen, 
rücksichtlich deren er weiß oder mit Grund annehmen muss, dass sie wegen Minderjährigkeit oder aus 
einem anderen Grunde zu dem vorzunehmenden Rechtsgeschäfte unfähig seien. 
 
 

§ 35 
 
(1) Außer den vorbezeichneten Fällen (§§ 33 und34) darf der Notar, wenn er um eine Amtshandlung 
angegangen wird, dieselbe nicht verweigern. 
(2) Gegen die Verweigerung der Amtshandlung steht den Beteiligten die Beschwerde an die 
Notariatskammer offen, zu welchem Ende ihnen der Notar auf ihr Verlangen die Gründe seiner 
Weigerung schriftlich bekannt zu geben hat. 
 
 

§ 36 
 
Findet der Notar wegen Mangels der nötigen Vollmacht oder aus anderen Gründen Bedenken gegen 
die Berechtigung der Partei zu dem in Frage stehenden Geschäfte, so hat er seine Bedenken zu 
äußern, übrigens aber, wenn die Partei darauf besteht, die Notariatsurkunde aufzunehmen und die 
von ihm gemachten Vorstellungen darin ausdrücklich anzuführen. 
Schrifttum s bei § 34. 
 
 

§ 37 
 
(1) Soweit der Notar nicht nach diesem Gesetze Mitteilungen aus seinen Akten zu machen hat, ist er 
den Beteiligten zur Verschwiegenheit über die vor ihm stattgehabten Verhandlungen verpflichtet. 
 (2) Der Notar hat auch die bei ihm Beschäftigten zur Geheimhaltung dieser Angelegenheiten zu 
verpflichten und die Einhaltung dieser Pflicht nach seinen Möglichkeiten zu beobachten. 
 (3) Der Notar hat in gerichtlichen und sonstigen behördlichen Verfahren nach Maßgabe der 
verfahrensrechtlichen Vorschriften das Recht auf Verschwiegenheit im Sinn des Abs. 1. Dieses Recht 
darf durch gerichtliche oder sonstige behördliche Maßnahmen, insbesondere durch Vernehmung von 
Hilfskräften des Notars oder dadurch, dass die Herausgabe von Schriftstücken, Bild-, Ton- oder 
Datenträgern aufgetragen wird oder diese beschlagnahmt werden, nicht umgangen werden; 
besondere Regelungen zur Abgrenzung dieses Verbots bleiben unberührt. 
Fassung.- BGBL 1977/162 und 1987/522. 
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§ 38 

 
Der Notar haftet dafür, dass alles, was in einer Notariatsurkunde als in seiner Gegenwart geschehen, 
angeführt ist, auch wirklich in seiner Gegenwart und in der angegebenen Weise sich ereignet habe, 
und er ist für jede, auch bloß aus Versehen begangene Unrichtigkeit verantwortlich. 
Schrifttum: Wagner, § 38 und die zweiphasige Beurkundung, NZ 1976, 177; Steininger, Die 
öffentliche Urkunde im Strafrecht, ÖJZ 1984, 169. 
 

§ 39 
 
Jede Verletzung der durch dieses Gesetz vorgeschriebenen Amtspflichten macht den Notar strafbar 
und der Notar haftet den Parteien für den hiedurch verursachten Schaden. Die Strafbarkeit einer 
verübten Pflichtverletzung wird durch Leistung des Ersatzes nicht aufgehoben. 
 
 

§ 40 
 
Ein Notar kann in einer bürgerlichen Streitsache, in welcher ihm durch die bestehenden Gesetze die 
Parteienvertretung gestattet ist, als Prozessbevollmächtigter einer Partei nicht zugelassen werden, 
wenn in dem Rechtsstreite eine von ihm aufgenommene Notariatsurkunde als Beweismittel gebaucht 
werden soll. 
 

§ 41 
 
(1) Der Notar muss sein Amtssiegel unter Sperre verwahren. Gerät ihm dasselbe in Verlust, so muß er 
sogleich die Anzeige an die Notariatskammer erstatten. 
(2) Die Genehmigung des anzuschaffenden neuen Siegels, welches von dem verlorenen 
unterscheidbar sein muss, hat er auf die im § 13 bezeichnete Weise zu erwirken. 
(3) Außer diesem Falle findet eine Änderung des Siegels nur aus wichtigen Gründen über 
Bewilligung der Notariatskammer statt. 
(4) Die Bestimmung des vorhergehenden Absatzes gilt auch für den Fall, dass ein Notar seine 
Unterschrift ändern will. 
Fassung: BGBL 1962/139. 
Schrifttum s bei § 13. 
  
 

§ 42 
 
(1) Wenn ein Notar sein Amtssiegel oder seine Unterschrift ändert, so hat der 
Oberlandesgerichtspräsident auf Anzeige der Notariatskammer die im § 16 bezeichneten Behörden 
nach der Vorschrift dieses Paragraphen zu verständigen. 
(2) Hört die Amtswirksamkeit eines Notars gänzlich auf, wird er versetzt oder wird ihm eine 
Änderung des Amtssiegels gestattet, so ist das bisher gebrauchte Amtssiegel, und wenn das in Verlust 
geratene Siegel wieder gefunden wird, dieses an das Notariatsarchiv abzuliefern, durch einen 
Einschnitt, der das Erkennen nicht hindert, unbrauchbar zu machen und in diesem Zustande 
aufzubewahren. 
Fassung: BGBL 1969/65. 
Schrifttum s bei § 13. 
 
 

§ 43 
 
(1) Notariatsurkunden sind in der, in dem Sprengel des Notars üblichen Landessprache, und wenn 
dortselbst mehrere Landessprachen üblich sind, je nach dem Wunsche der Partelen in einer dieser 
Sprachen aufzunehmen. 
(2) Die Fälle, in welchen die Aufnahme in einer fremden Sprache statt hat, bestimmt dieses 
Gesetz. 
 
§ 44. (1) Die Notariatsurkunden müssen deutlich und ohne Abkürzung geschrieben sein und Lücken 
durch Striche ausgefüllt werden. 
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(2) Das Datum der Notariatsurkunde und andere Zeitbestimmungen, sowie Angaben von Zahlen 
überhaupt, sind, wenn sie zum ersten Male vorkommen, mit Buchstaben zu schreiben. Ausgenommen 
sind: die Angabe der Geschäftszahl, der Haus- und Katasternummern, der Grundbuchsfolien, sowie 
der Zahlen in Vermögensinventaren, Erbteilungen, Kaufschillingsverrechnungen und Rechnungen 
überhaupt, wenn dieselben in eine Notariatsurkunde aufgenommen werden. Die Resultate, sowie die 
Beträge, welche hiernach ein Beteiligter an den andern zu fordern hat, müssen jedoch mit Buchstaben 
geschrieben werden. 
(3) Wird auf eine andere Urkunde Bezug genommen, so können deren Datum, etwaige 
Geschäftszahl oder sonstige darin vorkommende Zahlen mit Ziffern geschrieben werden. 
Fassung: BGBL. 1977/162. 
 
 
 

§ 45 
 
(1) In einer Notariatsurkunde darf nichts ausradiert, überschrieben oder zwischen den Linien 
eingeschaltet werden. 
(2) Müssen Worte ausgestrichen werden, so hat dies in der Weise zu geschehen, dass dieselben 
leserlich bleiben. Werden hierdurch Abänderungen des Inhaltes der Urkunde herbeigeführt, so muß 
die Zahl der durchstrichenen Worte entweder am Rande oder am Schlusse der Urkunde angemerkt 
und diese Anmerkung von dem Notare und, so ferne Parteien und Zeugen nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zur Unterzeichnung berufen sind, auch von diesen unterzeichnet werden. 
(3) Sind Änderungen anderer Art oder Zusätze notwendig, so sind dieselben an der zugehörigen 
Stelle d r Urkunde durch ein Verweisungszeichen anzudeuten. Die Änderungen oder Zusätze aber 
sind, unter Angabe der Zahl der hinzugesetzten Worte, entweder am Rande oder am Schlusse der 
Urkunde anzufügen und nach Vorschrift des vorhergehenden Absatzes zu unterzeichnen. 
 
 

§ 46 
 
In wie ferne den Vorschriften der §§ 44 und 45 zuwiderlaufende Mängel einer Notariatsurkunde deren 
Glaubwürdigkeit ganz oder in einzelnen Teilen schwächen oder aufheben, bleibt in vorkommenden 
Fällen der Beurteilung des Gerichtes überlassen. 
 
 

§ 47 
 
(1) Die Notariatsurkunde muss mit Seitenzahlen, und wenn sic der Eintragung in das 
Geschäftsregister unterliegt, mit der Geschäftszahl verseben sein. 
(2) Der Notar hat die Urkunde am Schluß zu unterzeichnen. Seiner Unterschrift sind ein Hinweis 
auf seine Eigenschaft als öffentlicher Notar hinzufügen und sein Amtssiegel beizudrücken. 
(3) Die Beteiligten und die etwa zugezogenen Zeugen haben, so ferne sic nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes zur Unterzeichnung berufen sind, am Schlusse zu unterzeichnen. 
Fassung: BGBL 1977/762. 
 
 

§ 48 
 
(1) Besteht eine Notariatsurkunde aus mehreren Bogen, so sind dieselben mit einer Schnur zu heften, 
welche am Ende der Urkunde mit dem Amtssiegel des Notars befestigt wird. 
(2) Auf gleiche Weise sind, wenn tunlich, Vollmachten oder andere Beilagen mit der Urkunde zu 
verbinden. Eignen sich derlei Beilagen nicht zur Anheftung, so sind dieselben mit dem Beilagenzeichen 
und mit der Geschäftszahl der Notariatsurkunde zu versehen. 
 
 

§ 49 
 
(1) In der Regel werden die Notariatsurkunden in Urschrift, und zwar von demjenigen Notare 
aufbewahrt, der sie aufgenommen hat. Statt der Urschriften erhalten die Parteien Ausfertigungen. 
(2) Die Fälle, in welchen die Herausgabe der Urschrift einer Notariatsurkunde stattfindet, sind in 
diesem Gesetze bestimmt. 
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§ 50 

 
(1) Außer den in diesem Gesetze angeführten besonderen Fällen darf ein Notar die Urschrift einer 
Notariatsurkunde nur über gerichtlichen Auftrag dem Gerichte oder über Auftrag der Notariatskammer 
dieser ausfolgen. 
(2) In einem solchen Falle hat der Notar seinen Akten am Platze der Urschrift eine stempelfreie 
beglaubigte Abschrift, die auch gerichtlich oder von der Notariatskammer zu beglaubigen ist, 
einzulegen und nach Zurücklangen der Urschrift mit dieser aufzubewahren. 
(3) Die Anfertigung dieser Abschrift hat nach eben jenen Bestimmungen zu geschehen, welche 
für Ausfertigungen in diesem Gesetze gegeben sind (§§ 98, 99). 
(4) Bis zum Zurücklangen der Urschrift kann der Notar, wofern das Gericht oder die Kammer es 
nicht untersagt hat, von dieser Abschrift Ausfertigungen erteilen; doch ist er verpflichtet, die Erteilung 
solcher Ausfertigungen sowohl auf der in seinen Akten befindlichen Abschrift, als auch auf der 
Urschrift, sobald diese zurückgelangt ist, anzumerken. 
Aufrechterhalten durch Art VII Z 5 EGZPO. 
 
 

§ 51 
 
(1) Werden zur Aufnahme einer Notariatsurkunde zwei Notare zugezogen, so ist auch der zweite 
Notar für die Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften verantwortlich. 
(2) Die Leitung der Verhandlung steht demjenigen Notare zu, welchen die Parteien darum  
angegangen haben. 
(3) Die in Ansehung der Unterzeichnung und der Beidrückung des Amtssiegels gegebenen 
Vorschriften gelten für beide Notare. 
 
V. Hauptstück 
Besondere Vorschriften über die Amtsführung 
der Notare 
I. Abschnitt 
Aufnahme von Notariatsurkunden über Rechtserklärungen und Rechtsgeschäfte (Notariatsakte) 
 
 

§ 52 
 
Der Notar ist verpflichtet, bei Aufnahme eines Notariatsaktes die persönliche Fähigkeit und 
Berechtigung jeder Partei zum Abschlusse des Geschäftes nach Möglichkeit zu erforschen, die Parteien 
über den Sinn und die Folgen desselben zu belehren und sich von ihrem ernstlichen und wahren 
Willen zu überzeugen, ihre Erklärung mit voller Klarheit und Bestimmtheit schriftlich aufzunehmen und 
nach geschehener Vorlesung des Aktes durch persönliches Befragen der Parteien sich zu 
vergewissern, dass derselbe ihrem Willen entsprechend sei. 
Schrifttum s bei § 34 
 
 

§ 53 
 
Wollen die Parteien in den Notariatsakt dunkle oder zweideutige Bestimmungen aufnehmen, welche 
leicht Anlass zu einem Rechtsstreite geben könnten, oder welche von keiner rechtlichen Wirkung 
wären, oder ist mit Grund zu besorgen, dass eine Bestimmung die Übervorteilung eines der 
Kontrahenten bezwecke, so hat der Notar den Parteien diese Bedenken vorzutragen und sie 
angemessen zu belehren. Bestehen die Parteien dessen ungeachtet auf solchen Bestimmungen, so 
hat er zwar den Akt aufzunehmen, in demselben aber die von ihm gemachte Vorstellung ausdrücklich 
anzuführen. 
Schrifttum: Chodiewsky, Unzulässige Rechtshandlungen, NZ 1950, 23. 
 
 
 

§ 54 
 
(1) Wollen die an einer Urkunde Beteiligten oder einige derselben unter sich eine bereits errichtete 
Privaturkunde notariell bekräftigen, so ist hierüber ein Notariatsakt aufzunehmen. 



 14

(2) Die Privaturkunde muss dem Notare vorgelegt, von ihm nach Vorschrift der §§ 34, 36, 52 und 
53 geprüft, und wenn der Aufnahme des Aktes kein Hindernis entgegensteht, von ihm und den etwa 
zuzuziehenden Aktszeugen (§ 56) unterzeichnet werden. 
(3) Die Urkunde ist sohin dem nach den allgemeinen Vorschriften aufzunehmenden Notariatsakte 
beizuheften und bildet mit ihrem Inhalte einen ergänzenden Bestandteil desselben. 
Schrifttum: Reich, österr Notariats-Handbuch (1908) 518; Graschopf, Die Solennisierung, NZ 
1956, 1; Kostner, Die notarielle Bekräftigung einer Privaturkunde, NZ 1966, 113; Döller, Die 
zivilrechtliche Haftung für beurkundete Notariatsakte, NZ 1966, 115; Wagner, Die Notarspflichten bei 
Solennisierung, NZ 1976”129; ders, Die Vollstreckbarkeitserklärung in der Privaturkunde, NZ 1977, 
113; ders, Analyse einer Ausfertigung, NZ 1988, 323. 
 
 
 
 

§ 55 
 
(1) Sofern der Notar die Partei nicht persönlich und dem Namen nach selbst kennt, ist ihm ihre 
Identität zu bestätigen 
1. durch einen amtlichen, mit eigenhändiger Unterschrift versehenen Lichtbildausweis, 
2. durch zwei ihm persönlich und dem Namen nach bekannte oder durch amtliche, mit 
eigenhändigen Unterschriften versehene Lichtbildausweise ausgewiesene Zeugen, 
3. durch einen solcherart bekannten oder ausgewiesenen Zeugen und eine von der Partei 
vorgewiesene andere Urkunde als einen amtlichen Lichtbildausweis, deren Besitz für die Annahme der 
Identität des Vorweisenden mit demjenigen, für den die Urkunde bestimmt ist, spricht, sofern sich 
gegen diese Annahme keine Bedenken ergeben, oder 
4. durch einen zugezogenen zweiten Notar. 
(2) Als Identitätszeugen sind Personen ausgeschlossen, die 
1. noch nicht 18 Jahre alt,  
2. am Akt beteiligt oder darin begünstigt oder 
3. ihrer Körper- oder Geistesbeschaffenheit nach unvermögend sind, ein Zeugnis abzulegen. 
(3) Soll der Notar das Geburtsdatum beurkunden, so ist dieses, sofern es ihm nicht persönlich 
bekannt ist, auf eine der im Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 angeführten Arten oder durch Vorlage einer der in Z 
3 genannten, das Geburtsdatum enthaltenden Urkunden zu bestätigen. 
Fassung BGBL. 1977/162 und 1982/651. 
Schrifttum: Graschopf Die Namensänderung von Emigranten, NZ 1949, 52; Schneidergruber, Die 
Notariatsordnung in der Praxis, NZ 1964, 38; Wagner, Das beglaubigte Geburtsdatum, NZ 1980, 17. 
 
 

§ 56 
 
(1) Die Beiziehung von zwei Aktszeugen ist notwendig: 
 a) wenn ein Notariatsakt über einen Erbvertrag oder eine andere letztwillige Anordnung errichtet 
wird; 
b) wenn eine der Parteien nicht schreiben kann, oder 
c) der Sprache, in welcher der Akt aufgenommen wird, 
nicht kundig, oder 
d) blind, taub oder stumm ist. 
(2) Statt der beiden Zeugen kann auch ein zweiter Notar zugezogen werden. 
(3) Es ist den Parteien unbenommen, auch in anderen als den oben bezeichneten Fällen der 
Errichtung eines Notariatsaktes Zeugen zuzuziehen. 
 
 

§ 57 
 
(1) Die Aktszeugen müssen mindestens 18 Jahre alt und dem Notar persönlich bekannt sein, oder es 
muss ihre Identität auf die im § 55 Abs. 1 beschriebene Art bestätigt werden. 
(2) Die Aktszeugen müssen außer dem im § 65 bezeichneten Falle die Sprache verstehen, in 
welcher der Akt aufgenommen wird, und wenigstens einer derselben muss lesen und schreiben 
können. 
(3) Ausgeschlossen von der Mitwirkung als Aktszeugen 
sind: 
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a) Diejenigen, welche nach ihrer Körper- oder Geistesbeschaffenheit ein Zeugnis abzugeben 
unvermögend sind; 
b) diejenigen Personen, welchen entweder selbst ein Vorteil aus dem Akte zugedacht ist, oder 
die mit einer bei dem Akte beteiligten oder darin begünstigten Person oder mit dem Notare in einem 
der im § 33 bezeichneten Verhältnisse stehen. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1977/162. 
Schrifttum s bei § 55. 
 
 

§ 58 
 
(1) So ferne die Zuziehung von Aktszeugen notwendig ist, müssen dieselben spätestens in jenem 
Zeitpunkte gegenwärtig sein, in welchem die Urkunde den Parteien vorgelesen und von ihnen 
unterschrieben wird. 
(2) Auf ausdrückliches Verlangen der Partelen können die Zeugen zwar von der Vorlesung des 
Aktes ausgeschlossen werden; doch müssen in einem solchen Falle die Parteien in Gegenwart der 
Zeugen ihre Unterschrift beisetzen und ausdrücklich erklären, dass die Urkunde ihnen vorgelesen oder 
von ihnen selbst gelesen worden, und dass dieselbe ihrem Willen entsprechend ist, und dass dies 
geschehen sei, muss in der Urkunde ausdrücklich angeführt werden. 
 
 

§ 59 
 
(1) Bei der Aufnahme eines Notariatsakts mit einem Blinden müssen die Aktszeugen bei der Vorlesung 
des Aktes seinem ganzen Inhalt nach sowie bei der Einwilligung und Unterzeichnung durch die 
Parteien anwesend sein. 
(2) Dass dies geschehen, muss in dem Akte ausdrücklich angeführt werden. 
(3) Dasselbe gilt rücksichtlich der Aufnahme eines Notariatsaktes mit einem Stummen oder 
Tauben, und es sind überdies die in den §§ 60 und 61 enthaltenen Vorschriften zu beobachten. 
Fassung BGBL 1977/162. 
Schrifttum: Wagner, Die fremdsprachigen Blinden, Tauben und Stummen, NZ 1977, 103. 
 
 

§ 60 
 
(1) Ein Tauber, welcher lesen kann, muß den Akt selbst lesen und ausdrücklich bestätigen, dass er 
denselben gelesen und seinem Willen entsprechend gefunden habe. Diese Bestätigung muss in dem 
Akte vor der Unterschrift angeführt werden. 
(2) Kann der Taube nicht lesen, so muß Außer den Aktszeugen noch eine Person seines 
Vertrauens beigezogen werden, welche seine Zeichensprache versteht. 
(3) Als Vertrauenspersonen können ohne Unterschied des Geschlechtes auch solche Personen, 
welche mit dem Tauben verwandt oder verschwägert oder durch Adoption oder das Eheband 
verbunden sind, beigezogen werden. Im übrigen müssen auch solche Vertrauenspersonen die 
Eigenschaften fähiger Aktszeugen besitzen. 
(4) Über das Verständnis der Zeichensprache von Seite des Tauben muss sich der Notar durch 
Versuche, welche sich nicht auf den Gegenstand des Aktes beziehen, gehörig überzeugen. Dass dies 
geschehen, muss in dem Akte ausdrücklich angeführt werden. 
Schrifttum s bei § 59. 
 
 

§ 61 
 
(1) Ist ein Notariatsakt mit einem Stummen oder Taubstummen aufzunehmen, welcher des Lesens 
und Schreibens kundig ist, so muss er den Notariatsakt selbst lesen und eigenhändig darauf 
schreiben, dass er denselben gelesen und seinem Willen entsprechend gefunden habe. 
(2) Ist er des Lesens oder Schreibens nicht kundig, so müssen zwei seiner Zeichensprache 
kundige Personen seines Vertrauens beigezogen werden. 
(3) Die Vorschriften des § 60, Absatz 3 und 4, finden auch in diesem Falle Anwendung. 
Schrifttum s bei § 59. 
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§ 62 

 
(1) Ein Notariatsakt darf in einer fremden Sprache nur dann aufgenommen werden, wenn die Parteien 
es ausdrücklich verlangen und wenn der Notar oder sein Substitut, der den Akt aufnimmt, als 
allgemein beeideter gerichtlicher Dolmetscher in der betreffenden Sprache bestellt ist oder die 
Diplomprüfung für Dolmetscher oder die Fachprüfung für Übersetzer bestanden hat. Dass dies der Fall 
ist, muss im Akt ausdrücklich angeführt werden. 
(2) In einem solchen Falle hat der Notar oder sein Substitut, nachdem er die Willensmeinung der 
Parteien erforscht hat, den Akt in der fremden Sprache aufzunehmen und demselben eine vollständige 
Übersetzung in einer der Landessprachen seines Sprengels beizuheften. 
Fassung BGBL 1969/65 und 1993/692. 
 
 

§ 63 
 
(1) Ist eine der Parteien der Sprache nicht kundig, in welcher der Notariatsakt aufgenommen wird, so 
muss der Verhandlung ein beeideter Dolmetsch beigezogen werden, welcher zugleich alle 
Eigenschaften eines fähigen Aktszeugen besitzen muß. 
(2) Die Zuziehung eines Dolmetsches ist jedoch nicht nötig, wenn der Notar und die beiden Zeugen 
oder der statt der Zeugen einschreitende zweite Notar der Sprache der Partei kundig sind und wenn 
der die Verhandlung leitende Notar vom Oberlandesgerichtspräsidenten als ständig beeideter 
Dolmetsch bestellt ist oder wenn der Notar die Diplomprüfung für Dolmetscher oder die Fachprüfung 
für Übersetzer bestanden hat. In einem solchen Falle können die Zeugen von der Anwesenheit bei der 
Vorlesung des Aktes seinem ganzen Inhalte nach nicht ausgeschlossen werden, und es muß in dem 
Akte ausdrücklich angeführt werden, dass die obigen Voraussetzungen für die Aufnahme desselben 
ohne Zuziehung eines Dolmetsches vorhanden seien. 
Fassung BGBL 1969/65. 
Schrifttum s bei § 59. 
 
 

§ 64 
 
Muss im Sinne des ersten Absatzes des vorhergehenden Paragraphen ein Dolmetsch beigezogen 
werden, so hat der Notar die Willensmeinung der Partei durch den beigezogenen Dolmetsch zu 
erforschen, hiernach den Notariatsakt in einer der Landessprachen abzufassen und den Aufsatz der 
Partei durch den Dolmetsch übersetzen zu lassen. Auf Verlangen einer Partei ist durch den Dolmetsch 
eine Übersetzung des Aktes in die fremde Sprache der Partei zu verfassen und dem Notariatsakte 
beizuheften. 
 
 

§ 65 
 
(1) Ist nach Bestimmung des § 56 die Beiziehung von Zeugen notwendig und wollen die Parteien 
einen Zeugen beiziehen, welcher der Sprache einer der Parteien oder der Sprache nicht kundig ist, in 
welcher der Akt aufgenommen werden soll, so muss der Verhandlung ein Dolmetsch, welcher die 
Eigenschaften eines fähigen Aktszeugen besitzt, beigezogen werden. 
(2) Dieser muss den Inhalt des Verhandelten dem Zeugen in Gegenwart der Parteien verständlich 
machen, und dass dies geschehen, muss in dem Akte ausdrücklich angeführt werden. 
 
 

§ 66 
 
Ein Notariatsakt, welcher mit Außerachtlassung der in den §§ 54 bis 65 gebotenen Förmlichkeiten und 
Vorsichten aufgenommen worden ist, hat nicht die Kraft einer öffentlichen Urkunde. 
 
 

§ 67 
 
(1) Wenn ein Notariatsakt über einen Erbvertrag oder über eine andere letztwillige Anordnung 
aufgenommen wird, so müssen auch die besonderen Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches, welche die Gültigkeit einer solchen Anordnung bedingen, beobachtet werden. 
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(2) Der Notar und die zugezogenen Aktszeugen können, wenn sie die Eignung dazu besitzen, 
auch Zeugen des letzten Willens sein, und es entfällt die Notwendigkeit der Zuziehung eines dritten 
Zeugen, wenn im Falle der Zuziehung zweier Notare beide die gesetzliche Eignung als Zeugen des 
letzten Willens besitzen. 
Schrifttum: Lanz, Über die äußere Form der Erklärung des letzten Willens von Sprachunkundigen und 
nicht Vollsinnigen, NZ 1932, 199, NZ 1933, 63; Silberer, Über fremdsprachige Testamente, NZ 1951, 
108; Kostner, Das Wesen der Notariatsurkunde, NZ 1964, 53; Barolin/Scheffknecht, Zur Testier- und 
Geschäftsfähigkeit bei organischem Psychosyndrom am Beispiel des Schlaganfall-Patienten, NZ 1988, 
129; s noch bei § 70 und zum Erbvertrag die Schrifttumsangabe zum Notariatsaktsgesetz. 
           
 

§ 68 
 
(1) Jeder Notariatsakt muss bei Verlust der Kraft einer öffentlichen Urkunde enthalten: 
a) den Ort, dann Jahr, Monat und Tag der stattgehabten 
Verhandlung; 
b) den Vor- und Zunamen, sowie den Amtssitz des Notars, und falls ein zweiter Notar zugegen war (§ 
56, zweiter Absatz), auch des letzteren; 
c) den Vor- und Zunamen der Parteien und der etwa beigezogenen Akts- und Identitätszeugen, 
Vertrauenspersonen und Dolmetsche; 
d) (aufgehoben) 
e) den Inhalt des Geschäftes unter Hinweis auf die allfälligen Vollmachten oder andere Beilagen, 
sofern diese nicht angeheftet sind (§ 48 Abs. 2); 
am Schlusse die Anführung, dass der Akt den Parteien vorgelesen worden, oder die Bezeichnung 
derjenigen Förmlichkeiten, durch welche nach den Bestimmungen dieses Gesetztes die Vorlesung 
ersetzt wurde, und die Anführung der Genehmigung des Aktes durch die Parteien; 
die Unterschrift der Parteien, sowie, wenn die Zuziehung von Zeugen, Vertrauenspersonen oder 
Dolmetschen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes notwendig ist, auch die Unterschrift dieser 
Personen. 
Identitätszeugen können ihre Unterschriften entweder am Schlusse der Urkunde oder nach der 
Anführung über die Bestätigung der Identität beisetzen. 
Kann eine Partei oder ein Zeuge nicht schreiben, so müssen sie ihr Handzeichen beifügen, und es 
muß im ersten Falle der Name der Partei von einem zeugen oder dem zweiten Notare, im zweiten 
Falle der Name des schreibunkundigen Zeugen von dem zweiten Zeugen beigesetzt werden. 
Kann eine Partei auch ein Handzeichen nicht beifügen, so muß das entgegenstehende Hindernis 
ausdrücklich angeführt und von den Aktszeugen besonders bestätigt werden. 
h) Die Unterschrift des Notars unter Beidrückung seines Amtssiegels, und im Falle des zweiten 
Absatzes des § 56 beider Notare. 
(2) Der Notar hat außerdem im Akt Beruf und Anschrift der Parteien, Akts- und Identitätszeugen, 
Vertrauenspersonen und Dolmetscher nach Angabe oder eigener Kenntnis anzuführen und ferner 
anzugeben, ob er diese Personen kennt oder auf welche Art ihm ihre Identität bestätigt worden ist. 
Wird im Notariatsakt auch das Geburtsdatum der Partei beurkundet, so hat der Notar anzugeben, ob 
ihm dieses bekannt oder auf welche Art es ihm bestätigt worden ist. Ein verstoß gegen diese 
Bestimmungen benimmt jedoch dem Akt nicht die Eigenschaft einer öffentlichen Urkunde. 
 
 

§ 69 
 
(1) Vollmachten, die zur Errichtung eines Notariatsaktes dienen, müssen entweder öffentliche 
Urkunden oder solche Privaturkunden sein, auf denen die Unterschrift des Vollmachtgebers 
gerichtlich, notariell oder von einer österreichischen Vertretungsbehörde im Ausland beglaubigt ist; die 
Vollmachten bedürfen, sofern sie im Ausland errichtet wurden, keiner weiteren Beglaubigung. 
Vorschriften, die für die Verwendung von Urkunden vor Behörden etwas anderes bestimmen, bleiben 
unberührt. 
(1a) Eine Vollmacht nach Abs. 1 genügt auch zum Abschluss aller Rechtsgeschäfte und zur Abgabe 
aller Rechtserklärungen, die zu ihrer Gültigkeit des Notariatsaktes bedürfen, wenn in ihr sowohl der 
rechtsgeschäftliche Vorgang einzeln oder, sofern nicht nach anderen Vorschriften eine auf das 
einzelne Geschäft ausgestellte Vollmacht notwendig ist, zumindest der Gattung nach angeführt ist. 
(2) Die Vollmachten müssen dem Notar in Urschrift oder in einer von ihm beglaubigten Abschrift 
vorliegen. Der Notar hat die ihm vorgelegten Vollmachtsurkunden oder davon angefertigte, von ihm 
beglaubigte Abschriften dem Notariatsakt anzuschließen. 
Fassung BGBL 1962/139, 1963/267 und 1993/692. 
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§ 69 a 

 
(1) Liegt dem Notar eine schriftliche Vollmacht in Urschrift, Abschrift oder Kopie vor, jedoch nicht in 
der im § 69 Abs. 1 vorgeschriebenen Form, so kann dennoch ein Notariatsakt errichtet werden. 
(2) Ein auf diese Art errichteter Notariatsakt erlangt erst dann die Kraft einer öffentlichen Urkunde, 
wenn die Vollmacht in der vorgeschriebenen Form dem Notar vorliegt, und nur dann, wenn dies 
innerhalb von 30 Tagen nach Errichtung des Notariatsakts geschieht. Wenn alle Parteien zustimmen, 
kann auch eine längere, höchstens jedoch sechsmonatige Frist in den Notariatsakt aufgenommen 
werden. Dass alle Parteien zugestimmt haben, muss im Notariatsakt ausdrücklich angeführt werden. 
Die Beglaubigung der Unterschrift des Vollmachtgebers auf der nachträglich vorgelegten Vollmacht 
kann auch nach Errichtung des Notariatsakts vorgenommen worden sein.  
Sobald die Vollmacht in der vorgeschriebenen Form einlangt, ist sie oder eine beglaubigte Abschrift 
nach § 69 Abs. 2 mit der Urkunde unter Anführung des Tages ihres Einlangens als Beilage zu 
verbinden. Davor ist der Notar nicht berechtigt, Ausfertigungen oder beglaubigte Abschriften von der 
Urschrift des Notariatsakts herauszugeben. Abgabenrechtliche Bestimmungen werden dadurch nicht 
berührt. 
(5) Der Notar hat die Parteien bei Errichtung des Notariatsakts auf das Nichtvorliegen einer 
ordnungsgemäßen Vollmacht hinzuweisen, sie über die damit verbundenen Rechtsfolgen zu belehren 
und dies im Akt ausdrücklich anzuführen. 
Eingefügt mit BGBL 1993/692. 
 
II. Abschnitt 
Aufnahme von letztwilligen Anordnungen mit der Kraft gerichtlicher letztwilliger Anordnungen 
Die folgenden Paragraphen wurden durch § 1 des BG 12.12. 1946, BGBL. 1947/30, mit Wirkung vom 
8.3. 1947 wieder in Kraft gesetzt. Sie waren bis dahin durch G 31. 7. 1938, DRGBl I, 973, aufgehoben 
gewesen. 
 
 

§ 70 
 
Letztwillige Anordnungen, welche vor zwei Notaren oder vor einem Notare und zwei Zeugen mündlich 
errichtet oder schriftlich übergeben werden, sind den gerichtlichen letztwilligen Anordnungen 
gleichzuachten, wenn dieselben mit Beobachtung der allgemeinen Vorschriften über die Amtsführung 
der Notare aufgenommen, beziehungsweise entgegengenommen, und hiebei die für die Aufnahme 
gerichtlicher letztwilliger Anordnungen in den §§ 569, 587 bis 592*) und 594 bis 596 des ABGB. 
gegebenen Vorschriften und die in den §§ 72 und 73 dieses Gesetzes gebotenen Förmlichkeiten 
beobachtet worden sind. 
*) § 592 ABGB wurde durch die 1. Teilnovelle zum ABGB aufgehoben. Es müßte seither “591” heißen. 
Schrifttum: Lanz, Müssen die Zeugen einer schriftlichen letztwilligen Anordnung die Nämlichkeit des 
Erblassers festzustellen fähig sein?, NZ 1937”189; Lohse, Das Kompromiss-Testament, NZ 1949”27; 
Cholewa, Die Anerkennung formwidriger Testamente, NZ 1950, 12, 26; Regenspursky, Zur Reform 
des Testamentsrechtes, NZ 1950, 189; Ehn, Der Animus Testandi, NZ 1975, 166; Semeleder, Die 
letztwilligen Verfügungen, Testamente und Kodizille2 (1991); s noch bei § 67. 
 
 

§ 71 
 
(1) Bei Aufnahme mündlicher letztwilliger Anordnungen hat der Notar, wenn der Erblasser dunkle oder 
zweideutige Bestimmungen aufnehmen will, welche leicht Anlass zu einem Rechtsstreite geben 
könnten, oder welche die von dem Erblasser beabsichtigte Wirkung zu äußern nicht geeignet wären, 
denselben in angemessener Weise zu belehren. 
(2) Besteht der Erblasser dessenungeachtet auf diesen Bestimmungen, so hat der Notar zwar die 
letztwillige Anordnung aufzunehmen, jedoch die von ihm gemachte Vorstellung darin ausdrücklich 
anzuführen. 
Schrifttum: Altmann, Grenzen der Testamentshilfe, NZ 1949, 118; Komensky, Die Anwaltsberatung 
bei Testamentserrichtung, NZ 1949, 158. 
 
§ 72. Ist der Erblasser blind, taub, stumm oder taubstumm, so müssen auch in diesem Falle die in 
den §§ 59 bis 61 gegebenen Vorschriften, und wenn wegen der Sprachunkenntnis desselben einer der 
in den §§ 62 bis 64 bezeichneten Fälle eintritt, auch die dort gegebenen Vorschriften beobachtet 
werden. 
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Schrifttum: Lanz, Über die äußere Form der Erklärung des letzten Willens von Sprachunkundigen und 
nicht Vollsinnigen, NZ 1932”199, NZ 1933, 63. 
 

§ 73 
 
(1) Über die Amtshandlung ist ein Protokoll mit Beobachtung der Bestimmungen des § 68 
aufzunehmen. 
(2) Kann die Partei auch nicht das Handzeichen beisetzen, so ist das entgegenstehende Hindernis 
ausdrücklich anzuführen und von den Aktszeugen zu bestätigen. 
(3) Ist die letztwillige Anordnung schriftlich übergeben worden, so steht der Partei frei, zum 
Verschlusse des Umschlages, in welchem die letztwillige Anordnung eingeschlossen wird, ihr eigenes 
Siegel beizudrücken. Ist dies geschehen, so ist davon im Protokolle Erwähnung zu tun. 
 
 

§ 74 
 
(1) Eine gemäß § 70 dem Notare schriftlich übergebene letztwillige Anordnung kann dem Übergeber, 
jedoch nur auf sein persönliches Verlangen oder auf Verlangen desjenigen, welcher sich mit einer 
eigens zu diesem Behufe ausgestellten, amtlich beglaubigten Vollmacht ausweist, zurückgestellt 
werden. Über die Zurückstellung ist ein Notariatsakt aufzunehmen. 
(2) Durch eine solche Zurückstellung verliert die letztwillige Verfügung die Kraft einer gerichtlichen 
letztwilligen Anordnung. 
Schrifttum: Staufer, Widerruf eines ö5ffentlichen Testamentes durch Zurücknahme der Urkunde, NZ 
1949, 120; Regenspursky, Rückstellung und Widerruf nach Reichsrecht errichteter Testamente, NZ 
1949, 187; Staufer, Nochmals über den Widerruf eines öffentlichen Testaments, NZ 1950, 62; 
Strubert, Über die Wiederherstellung des österr Testamentsrechtes, NZ 1950, 131. 
 
 

§ 75 
 
(1) Die Vorschriften der §§ 70 bis 73 finden auch dann Anwendung, wenn die Partei eine letztwillige 
Anordnung mit der Kraft einer gerichtlichen letztwilligen Anordnung widerrufen will. 
(2) Ist die widerrufene letztwillige Anordnung vor dem Notare errichtet worden, so ist der Widerruf 
auf dem ursprünglich aufgenommenen Protokolle, und wenn der Widerruf eine dem Notare 
übergebene schriftliche letztwillige Anordnung betrifft, auf dieser selbst und nicht bloß auf dem 
Umschlage anzumerken. 
(3) Die gleiche Anmerkung hat der Notar dann vorzunehmen, wenn, er über den Widerruf einen 
Notariatsakt aufnimmt, oder wenn eine letztwillige Anordnung widerrufen wird, über welche er einen 
Notariatsakt aufgenommen hat. 
(4) Gleiches gilt, wenn dem Notar eine beglaubigte Abschrift eines in Form der §§ 70 bis 73 oder 
eines Notariatsakts errichteten Widerrufs übermittelt wird. 
Fassung BGBL 1993/692. 
 
III. Abschnitt 
Beurkundung von Tatsachen und Erklärungen 
 

 
§ 76 

 
(1) Die Notare sind berufen, gemäß den Bestimmungen dieses Abschnittes, Beurkundungen zu 
erteilen: 
a) über die Übereinstimmung von Abschriften mit Urkunden (Vidimierung); 
b) über die Richtigkeit von Übersetzungen; 
c) über die Echtheit von Unterschriften (Legalisierung) sowie über die Echtheit der Schrift; 
d) über den Zeitpunkt der Vorweisung von Urkunden; 
e) über das Leben von Personen; 
f) über Bekanntmachung von Erklärungen sowie über die Zustellung von Urkunden; 
g) über Beratungen und Beschlüsse; 
h) über Proteste von Wechseln und kaufmännischen Papieren; 
i) über andere tatsächliche Vorgänge; 
j) über Eintragungen in öffentlichen Büchern und solchen Registern; 
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k) über Tatsachen, die sich aus öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden oder aus Akten 
von Gerichten und Verwaltungsbehörden ergeben; 
l) über sonstige Tatsachen auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften. 
(2) Die Beweiskraft öffentlicher Urkunden kommt diesen Beurkundungen dann zu, wenn dieselben mit 
Beobachtung der für die Erteilung jeder derselben in den folgenden §§ 77 bis 90 gegebenen 
Vorschriften aufgenommen und erteilt worden sind. 
Fassung BGBL. 1962/139, 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Graschopf, Vier Urkundenkreise um die Gesellschaft rn. b. H., NZ 1954, 81; Kostner, Das 
Wesen der Notariatsurkunde, NZ 1964, 51; ders, Inhalt und Grenzen der notariellen Tätigkeit bei 
Beurkundungen gem §§ 76ff NotO, NZ 1965”161; Wagner, Undatierte Beurkundungen?, NZ 1976, 
161; ders, § 38 und die zweiphasige Beurkundung, NZ 1976, 177; ders, Notarielle Urkunden 11 
(1989) 10  ff. 
 
a) Vidimierung von Abschriften 
 
§ 77. (1) Zur Beglaubigung der Übereinstimmung einer Abschrift oder sonstigen Kopie mit einer 
Urkunde ist der Notar berufen, wenn er diese Urkunde eindeutig lesen kann. Zur Beglaubigung der 
Übereinstimmung einer auf fotomechanischem oder ähnlichem Weg hergestellten Kopie einer 
Urkunde, eines Planes, eines Bildes und dergleichen genügt es, wenn die Kopie unter der Aufsicht des 
Notars hergestellt worden ist; ist eine solche Kopie keine vollständige Wiedergabe einer ganzen Seite, 
so sind in der Kopie die Auslassungen kenntlich zu machen. 
(2) Der Notar hat die Kopie mit der Urkunde sorgfältig zu vergleichen und die Übereinstimmung auf 
der Kopie zu beglaubigen. 
(3) Die Beglaubigungsklausel hat ferner die Angabe zu enthalten, 
1. ob die vorgewiesene Urkunde ein Original, eine Ausfertigung oder eine Kopie ist, 
2. ob und mit welcher Stempelmarke sie versehen ist, 
3. ob die Kopie die ganze Urkunde oder nur einen Teil 
davon und welchen wiedergibt, 
gegebenenfalls dass die vorgewiesene Urkunde zerrissen oder nach ihrer äußeren Form auffallend 
bedenklich ist,  
gegebenenfalls dass in ihr Stellen geändert, durchgestrichen, eingeschaltet oder am Rand 
hinzugesetzt sind. Der unter den Z. 2 und 5 genannten Angaben bedarf es nicht, wenn die Kopie auf 
fotomechanischem oder ähnlichem Weg hergestellt worden ist und die angeführten Umstände aus der 
Kopie ersichtlich sind. 
(4) Die Eintragung in das Geschäftsregister und die Einlegung einer Urschrift in die Akten des Notars 
sind nicht erforderlich. 
(5)Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß für die Beglaubigung eines unter Aufsicht des 
Notars mittels technischer Vorrichtungen hergestellten Ausdrucks aus einer automationsunterstützt 
geführten Datenbank. 
Fassung BGBL. 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Herlinger, Unterschriftsbeglaubigungsfragen, NZ 1935, 124; Stöckl, Die Vidimierung von 
Zeichnungen, NZ 1964, 113; Wagner, Vidimierung von und Legalisierung auf fremdsprachigen 
Urkunden, NZ 1965, 65; Albert, Vidimierung von Lichtbildern, NZ 1971, 23; Wagner, Die Beurkundung 
des Wortlauts einer Satzung, NZ 1991, 89. 
 
b) Beglaubigung von Übersetzungen 
 

 
§ 78 

 
(1) Notare oder deren Substituten, die für eine fremde Sprache als allgemein beeideter gerichtlicher 
Dolmetscher bestellt sind oder die Diplomprüfung für Dolmetscher oder die Fachprüfung für 
Übersetzer bestanden haben, sind auch berufen, die Richtigkeit der in dieser Sprache oder aus 
derselben von ihnen selbst gemachten oder geprüften Übersetzungen notariell zu beurkunden. 
(2) Das gleiche gilt in Ansehung der Beglaubigung von Übersetzungen aus einer Landessprache in die 
andere, so ferne der Notar die Befugnis erhalten hat, in beiden Sprachen Notariatsurkunden 
aufzunehmen. 
Die Beurkundung ist auf der Übersetzung selbst in Urschrift auszufertigen und die Übersetzung mit 
der übersetzten Urkunde mittels eines Fadens und des Amtssiegels zu verbinden.  
Die Eintragung in das Geschäftsregister und die Einlegung einer Urschrift ä die Akten des Notars ist 
nicht erforderlich. 
Fassung BGBL. 1969/65 und 1993/692. 
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Schrifttum: Kostner, Das Amtssiegel des Dolmetscher-Notars, NZ 1970, 33.    
c) Beglaubigung von Unterschriften und Handzeichen sowie der Echtheit der Schrift 
Fassung BGBL 1921/375 und 1993/692. 
 

§ 79 
 
(1) Der Notar kann die Echtheit einer Unterschrift (Firmazeichnung) oder eines Handzeichens 
beurkunden, wenn die Partei in seiner Gegenwart eigenhändig unterschrieben oder das Handzeichen 
gesetzt oder vor ihm eine Unterzeichnung als die ihre anerkannt hat. 
(2) Die Echtheit der Unterschrift (Firmazeichnung) von gesetzlichen Vertretern oder Prokuristen von 
Gebietskörperschaften, verstaatlichten Unternehmen oder sonstigen unter öffentlicher Aufsicht 
stehenden juristischen Personen kann der Notar auch dann beurkunden, wenn die betreffende Person 
die Echtheit dem Notar gegenüber schriftlich anerkannt und von ihr bei dem Notar eine für künftige 
Beglaubigungen abgegebene, von ihm beglaubigte und entgegengenommene Musterunterschrift 
aufliegt. Dies gilt auch für Handlungsbevollmächtigte der im ersten Satz angeführten Rechtsträger, 
sofern diese durch eine beim Notar aufliegende beglaubigte Vollmacht ausgewiesen sind. 
(3) Für die Feststellung der Identität der Partei, gegebenenfalls auch deren Geburtsdatums, gilt der § 
55. 
(4) Ein Verstoß gegen die Beistimmungen der Abs. 1 bis 3 benimmt der Beglaubigung nicht deren 
Kraft als öffentliche Urkunde, wenn die beglaubigte Unterschrift echt ist. 
(5) Die Beurkundung geschieht durch einen Vermerk, der die Geschäftszahl des 
Beurkundungsregisters, Vor- und Familiennamen der Partei, gegebenenfalls auch deren 
Geburtsdatum, und die Bestätigung der Echtheit der Unterschrift (Firmazeichnungen oder des 
Handzeichens zu enthalten hat. Beruf und Anschrift der Partei sind nach deren Angaben hinzufügen. 
Ist die Urkunde für das Ausland bestimmt, so kann der Notar auch die eingehaltenen Förmlichkeiten 
sowie hiezu von der Partei abgegebene kurze Erklärungen in den Vermerk aufnehmen. 
(6) Der Notar hat von dem Inhalte der Urkunde nur soweit Kenntnis zu nehmen, als dies zur 
Eintragung in das Beurkundungsregister notwendig  ist. Für den Inhalt der Urkunde oder die 
Berechtigung der Partei ist der Notar nicht verantwortlich. Die Vorschrift des § 34 findet keine 
Anwendung. 
(7) Ist der Beteiligte blind oder des Lesens unkundig, so soll ihm vor der Beglaubigung der 
Unterschrift oder des Handzeichens die Urkunde vorgelesen werden. 
(8) Der Notar kann auch die Echtheit der Schrift der Partei beurkunden, wenn die Partei die Schrift vor 
dem Notar eigenhändig gesetzt oder als eigenhändig von ihr stammend anerkannt hat. Die Abs. 3 bis 
7 gelten sinngemäß. 
Fassung BÜB1 1921/375, 1977/162, 1982/651 und 1993/692. 
Schrifttum: Gfreiner, Über die Zulässigkeit der Legalisierung von Unterschriften auf einer 
Blankovollmacht, NZ 1935, 90; Gogg, detto, NZ 1935, 109; Herlinger, detto, NZ 1935, 109; ders, 
Unterschriftsbeglaubigungsfragen, NZ 1935, 124; Graschopf, Die Namensänderung von Emigranten, 
NZ 1949, 52; Stöckl, Das Handzeichen, NZ 1951, 120; Weinmann, Die Firmazeichnung und deren 
Beglaubigung, NZ 1957, 57; Wagner, Vidimierung von und Legalisierung auf fremdsprachigen 
Urkunden, NZ 1965, 65; ders, Zur Beglaubigung von Unterschriften Minderjähriger, NZ 1966, 49; 
Kostner, Form und Inhalt der Legalisierungsklausel, NZ 1968, 170; Bydlinski, Zur Schadenshaftung 
des beglaubigenden Notars, NZ 1974”145; Wagner, Undatierte Beurkundungen?, NZ 1976, 161; ders, 
§ 38 und die zweiphasige Beurkundung, NZ 1976, 177; Schüssler, Zur Musterzeichnung des § 79 Abs 
2 der NO, NZ 1977”132; Wagner, Das beglaubigte Geburtsdatum, NZ 1980, 17; ders, Legalisierung 
auf Grund von Anerkennungserklärungen aus fremden Notarsprengeln, NZ 1980, 141; ders, 
Anerkennungserklärungen bei Zweig- und Geschäftsstellen, NZ 1981, 33; ders, Das Geburtsdatum im 
Beglaubigungsvermerk, NZ 1988, 305; ders, Die Musterunterschrift für das Handelsgericht. 
 
d) Beurkundung über den Zeitpunkt der Vorweisung einer Urkunde 
 
 

§ 80 
 
(1) Die Beurkundung über den Zeitpunkt, in dem eine Urkunde dem Notar vorgewiesen wird, 
geschieht durch einen Vermerk auf der Urkunde selbst, in dem der Tag, der Monat und das Jahr und, 
wenn nötig, auch die Stunde der Vorweisung, die Geschäftszahl des Beurkundungsregisters, Vor- und 
Zuname, Beschäftigung und Wohnort der vorweisenden Partei angegeben sind. 
(2) Auf Verlangen ist auch die Identität der Person des Vorweisenden festzustellen und in der 
Beurkundung anzugeben, auf welcher Grundlage die Identität als festgestellt angenommen worden 
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ist. Für die Feststellung der Identität gilt der § 55. Außer diesem Fall haftet der Notar nicht für die 
Identität der vorweisenden Partei. 
Fassung BGBL 1921/375 nd 1977/162. 
 
e) Lebenszeugnisse 
 
 

§ 81 
 
(1) Lebenszeugnisse hat der Notar nur dann zu erteilen, wenn er die Person, deren Leben bestätigt 
werden soll, persönlich und dem Namen nach selbst kennt oder wenn ihm ihre Identität nach § 55 
bestätigt wird. 
(2) Die Beurkundung ist in Urschrift auszustellen. In der Beurkundung ist zu bestätigen, dass die 
Person, deren Leben bezeugt wird, persönlich vor dem Notar erschienen ist. Hiebei sind Tag, Monat 
und Jahr sowie auf Verlangen die Stunde des Vorganges und ferner anzugeben, auf welcher 
Grundlage die Identität als festgesteift angenommen worden ist. 
Fassung BGBL. 1977/162. 
Schrifttum: Heimerling, Das Lebenszeugnis, NZ 1953, 33. 
 
 

§ 82 
 
(1) Die in den Beurkundungen nach den §§ 79 bis 81 bestätigten Tatsachen sind in ein 
Beurkundungsregister einzutragen. Das Beurkundungsregister hat Spalten für die fortlaufende 
Beurkundungsregisterzahl, für Vor- und Zunamen, Beruf, Anschrift und Unterschrift der Parteien, für 
Eintragungen über Art, Gegenstand und Tag der Beurkundung sowie über die Art der Feststellung der 
Identität der Parteien, für die Unterschrift allfälliger Identitätszeugen sowie für Anmerkungen zu 
enthalten. Näheres ist durch Richtlinien der Osterreichischen Notariatskammer zu regeln. 
(2) Die Eintragung in das Register ist von den Beteiligten und den Zeugen zu unterfertigen. Kann eine 
Partei nicht schreiben, so hat sie ihr Handzeichen beizusetzen und es sind zwei Zeugen zuzuziehen, 
deren einer den Namen des Unterzeichneten beizusetzen hat. Kann ein Zeuge nicht schreiben, so ist 
sein Handzeichen durch den zweiten Zeugen zu bestätigen. Wird das Beurkundungsregister durch 
automationsunterstützte Datenverarbeitung geführt, so sind die Unterschriften oder Handzeichen in 
einem gesonderten Unterschriftenregister zu leisten, dessen Form und Inhalt durch Richtlinien der 
österreichischen Notariatskammer geregelt werden. Für die Führung des Beurkundungsregisters durch 
automationsunterstützte Datenverarbeitung sind in den Richtlinien auch Datenschutzmaßnahmen, 
insbesondere hinsichtlich Datensicherung, Zugangskontrolle und Manipulationssicherheit, vorzusehen. 
(3) Die Beurkundung kann auch auf einem gesonderten Blatt vermerkt werden; dieser Vermerk ist 
von den Beteiligten und den Zeugen zu unterfertigen und nachträglich im Beurkundungsregister 
ersichtlich zu machen. In diesem Fall ist der erste Satz des Abs. 2 nicht anzuwenden. 
(4) Beglaubigt der Notar die Echtheit der Unterschrift (Firmazeichnung) auf Grund schriftlicher 
Anerkennung nach § 79 Abs. 2, so ersetzt die Anerkennungserklärung die nach den Abs. 2 oder 3 
vorzunehmende Unterfertigung der Partei. Die Anerkennungserklärungen sind zusammen mit den 
Vermerkblättern geordnet aufzubewahren. 
(5) Eine Eintragung der in den §§ 79 bis 81 genannten Beurkundungen in das allgemeine 
Geschäftsregister (§ 112) unterbleibt. 
Fassung BGBL 1921/375, 1969/65, 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Schneidergruber, Die Notariatsordnung in der Praxis, NZ 1964, 38; Heinrich, Vorschläge 
zur ... Reform der Beurkundungs-Registrierung, NZ 1972, 102. 
 
f) Beurkundung über die Bekanntmachung von Erklärungen sowie über die Zustellung von Urkunden  
Fassung BGBL 1993/692. 
 

§ 83 
 
(1) Beurkundung über Erklärungen, welche eine Partei einer anderen machen will, ist der Notar 
berufen, zu erteilen, wenn durch die Erklärung rechtliche Wirkungen begründet werden sollen. 
(2) Über das Verlangen der Partei hat der Notar ein Protokoll aufzunehmen und darin die bekannt zu 
machende Erklärung wörtlich anzuführen. Das Protokoll ist von der Partei zu unterzeichnen (§ 82). 
(3) Mit dem Protokolle hat sich der Notar in das von der ansuchenden Partei angegebene Lokale zu 
der Gegenpartei zu begeben und ihr die Erklärung vorzutragen. 
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(4) Über die Tatsache der Bekanntmachung und den Zeitpunkt derselben hat der Notar eine 
Fortsetzung des Protokolls aufzunehmen. Die von der Gegenpartei erteilte Antwort darf nur dann in 
das Protokoll aufgenommen werden, wenn die letztere dies verlangt oder gestattet, und zum Zeichen 
ihrer Zustimmung das Protokoll unterzeichnet (§ 82, Absatz 2). 
(5) Enthält die Erklärung die Aufforderung an die Gegenpartei, von einem ihr eingeräumten Recht 
innerhalb der in der Erklärung angeführten Frist Gebrauch zu machen, wobei dieses wirksam nur 
gegenüber dem die Bekanntmachung beurkundenden Notar innerhalb der zur Verfügung stehenden 
Frist erfolgen kann, so hat der Notar mit der Bekanntmachung der Erklärung der Partei die 
Gegenpartei darauf ausdrücklich hinzuweisen und dass dies geschehen sei, in das fortgesetzte 
Protokoll aufzunehmen. In einem solchen Fall ist darin auch anzugeben, ob der Notar die Gegenpartei 
kennt oder auf welche Art ihm ihre Identität bestätigt worden ist (§ 55). Unmittelbar nach Ablauf der 
Frist hat der Notar eine neuerliche Fortsetzung des Protokolls aufzunehmen und darin anzuführen, ob 
innerhalb der Frist eine Antwort eingelangt ist und welchen Inhalt die Antwort hat. 
(6) Begehrt die Partei die Bekanntmachung auf schriftlichem Weg, so hat der Notar dies im Protokoll 
ausdrücklich anzuführen und die Zustellung nach § 85 Abs. 1 vorzunehmen. 
Fassung BGBL 1993/692. 
Schrifttum: Weeger, Die Aufforderung des Vorkaufsberechtigten, NZ 1958”168. 
 
 

§ 84 
 
(1) Über die Bekanntmachung ist der ersuchenden Partei, und wenn die Gegenpartei es verlangt, 
auch dieser eine Beurkundung in Urschrift zu erteilen. In der Beurkundung müssen die Namen beider 
Parteien, der wörtliche Inhalt, Tag, Monat und Jahr, und wenn nötig, auch die Stunde der 
Bekanntmachung enthalten sein. Die von der Gegenpartei erteilte Antwort darf in die Beurkundung 
nur aufgenommen werden, wenn dieselbe in das Protokoll aufgenommen wurde (§ 83). 
(1a) Wurde eine Erklärung mit einer Aufforderung nach § 83 Abs. 5 durch den Notar mündlich oder 
durch Übersendung nach § 85 Abs. 1 bekanntgemacht, so hat der Notar in der Beurkundung auch 
anzugeben, ob innerhalb der in der Erklärung angeführten Frist von der Gegenpartei eine Antwort 
eingelangt ist. Der wörtliche Inhalt der fristgerecht eingelangten Antwort sowie Jahr, Monat, Tag und 
erforderlichenfalls Stunde des Einlangens der Erklärung der Gegenpartei sind ebenfalls in die 
Beurkundung aufzunehmen. 
(2) Sofern die Voraussetzungen hiezu vorliegen (§ 55), ist auf Verlangen der ersuchenden Partei 
anzugeben, ob der Notar die Partei kennt oder auf welche Art ihm ihre Identität bestätigt worden ist. 
Außer diesem Fall haftet der Notar nicht für die Identität der ersuchenden Partei. 
Fassung BGBL 1977/162 und 1993/692. 
 

§ 85 
 
(1) Ist die Partei, welcher die Erklärung gemacht werden sollte, in dem angegebenen Lokal nicht 
anzutreffen oder verweigert sie dem Notar den Zutritt, die Anhörung oder im Fall des § 83 Abs. 5 die 
Identitätsfeststellung, so hat der Notar dies zu protokollieren und entweder der Gegenpartei eine 
Beurkundung mittels eingeschriebener Postsendung mit Rückschein zuzustellen oder dem Gericht 
vorzulegen, welches die Zustellung nach den für die eigenhändige Zustellung geltenden Vorschriften 
zu verfügen hat. 
(2)Der Vorgang ist in dem Protokolle und in der Beurkundung anzuführen und zugleich zu bemerken, 
was zur Verständigung der Gegenpartei vorgekehrt worden ist. 
Fassung BGBL 1993/692. 
Schrifttum: Klicka, Die Zustellung durch den Notar, NZ 1991, 92. 
 
 

§ 86 
 
(1) Die Partei, welche einer anderen eine Erklärung bekannt machen will (§ 83), kann das Verlangen 
an den Notar auch brieflich oder telegraphisch stellen; der Brief oder das Telegramm vertritt in diesem 
Falle die Stelle des Protokollaransuchens und ist dem aufzunehmenden Protokolle beizuheften. 
(2) In der Beurkundung hat der Notar anzuführen, dass ein Ersuchen in der obigen Weise an ihn 
gesteilt worden sei. 
 
 

§ 86a 
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Wurde eine Erklärung der Gegenpartei unter Einhaltung der in den §§ 83ff angeführten Vorschriften 
bekanntgemacht, so gilt dies als Nachweis der ordnungsgemäßen Bekanntmachung der Erklärung an 
die Gegenpartei. 
Eingefügt mit BGBL 1993/692. 
 
g) Beurkundung von Beratungen und Beschlüssen 
 
 

§ 87 
 
(1) Über Beratungen und Beschlüsse hat der Notar ein Protokoll aufzunehmen, in dem er Ort und Zeit 
sowie den Inhalt der Beratungen und der Beschlüsse und alle in seiner Gegenwart vorgekommenen 
Ereignisse und abgegebenen Erklärungen anzuführen hat, soweit diese Ereignisse und Erklärungen für 
die Beurteilung der Regelmäßigkeit des Vorganges von Bedeutung sind. 
(2) Das Protokoll ist vom Vorsitzenden, der die Beratung oder Beschlussfassung geleitet hat, wenn 
aber niemand den Vorsitz geführt hat, von allen Teilnehmern zu unterschreiben.  
(3) Sofern die Voraussetzungen hiezu vorliegen (§ 55), ist auf Verlangen des Vorsitzenden anzugeben, 
ob der Notar den Vorsitzenden oder andere in der Versammlung anwesende Personen kennt oder auf 
welche Art ihm die Identität bestätigt worden ist. Außer diesem Fall haftet der Notar nicht für die 
Identität der in dem Protokoll genannten Personen. 
(4) Die in Urschrift zu erteilende Beurkundung kann sich auf einzelne Teile des Protokolles 
beschränken; dies ist in der Beurkundung ersichtlich zu machen. 
Fassung BGBL. 1962/139, 1969/65 und 1977/162. 
Schrifttum: Graschopf, Wer hat ein Generalversammlungsprotokoll einer Aktiengesellschaft zu 
unterschreiben?, NZ 1951, 138; Mahlknecht, detto, NZ 1951, 156; Krummel, detto, NZ 1951, 169. 
h) Beurkundung tatsächlicher Vorgänge 
 
 

§ 88 
 
(1) Zur Beurkundung anderer tatsächlicher Vorgänge, wie insbesondere von Offertverhandlungen, 
Auslosungen oder der Vorweisung von Gegenständen ist der Notar berufen, wenn dadurch rechtliche 
Wirkungen begründet werden sollen, und wenn der tatsächliche Vorgang in Gegenwart des Notars 
stattgehabt hat. 
(2) Zu der im Abs. 1 genannten Beurkundung hat der Notar unter Zuziehung zweier Zeugen, deren 
Identität ihm auf die im § 55 vorgesehene Art bestätigt worden ist, ein Protokoll aufzunehmen. Dieses 
hat die genaue Beschreibung des vor ihm und den beiden Zeugen stattgehabten Vorganges unter 
Angabe des Ortes und der Zeit, Vor- und Familiennamen der ersuchenden Partei und der sonst an 
dem Vorgang beteiligten Personen zu enthalten. Sofern die Voraussetzungen hiezu vorliegen (§ 55), 
ist auf Verlangen der ersuchenden Partei in dem Protokoll auch anzugeben, ob der Notar die 
ersuchende Partei oder andere am Vorgang beteiligte Personen kennt oder auf welche Art ihm die 
Identität bestätigt worden ist. Außer diesem Fall haftet der Notar nicht für die Identität der in dem 
Protokoll genannten Personen. 
(3) Das Protokoll muss von den beiden Zeugen und von der ersuchenden Partei unterzeichnet werden 
(§ 82, Absatz 2). 
(4) Die in Urschrift zu erteilende Beurkundung muss den ganzen Inhalt des Protokolles umfassen. 
(5) Beurkundet der Notar die Aufnahme eines tatsächlichen Vorganges auf einen Informationsträger, 
wie Mikrofilm, Schallträger, Magnethand oder sonstige Datenträger, und nimmt er hiebei diesen 
Informationsträger in seine Verwahrung, so kann er bei der Wiedergabe der Aufnahme beglaubigen, 
dass diese Wiedergabe mit dem aufgenommenen tatsächlichen Vorgang und mit dem Gegenstand der 
Aufnahme übereinstimmt; für den letztgenannten Fall ist der § 77 sinngemäß anzuwenden. Nimmt der 
Notar einen ihm von der Partei übergebenen Informationsträger in seine Verwahrung, so kann er auf 
Ersuchen der Partei bestätigen, dass ein von ihm auf seiner Anlage davon hergestellter Ausdruck von 
diesem Informationsträger stammt oder dass der Inhalt des verwahrten Informationsträgers auf einen 
weiteren Informationsträger unter seiner Aufsicht auf seiner Anlage überspielt oder kopiert worden 
ist. 
(6) Wird dem Notar ein Schriftstück im Weg einer Teleskopie übermittelt, so kann der Notar auf einer 
beglaubigten Abschrift oder Kopie der Telekopie einen Vermerk über Tag und Uhrzeit des Einlangens 
der Teleskopie bei ihm setzen. Der Zuziehung von Zeugen bedarf es nicht. Die Eintragung in das 
Geschäftsregister und die Einlegung einer Urschrift in die Akten des Notars ist nicht erforderlich. 
Fassung BGBL 1977/162 und 1993/692 
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Schrifttum: Warhanek, Die Beurkundung von Tatsachen und Erklärungen, NZ 1933, 42; Wachermayr, 
Die Beurkundung tatsächlicher Vorgänge, NZ 1936”61; Wagner, Notar und Reklame, InfBl 1968/ Nr 1; 
ders, Zur Beglaubigung der Übereinstimmung der schriftlichen Wiedergabe des Inhaltes eines 
Informationsträgers, NZ 1985, 221. 
i) Proteste von Wechseln und kaufmännischen Papieren 
 
§ 3 (1) Das Verfahren für die Aufnahme von Wechselprotesten richtet sich nach den Vorschriften des 
Wechselgesetztes. 
(2) Diese Vorschriften sind sinngemäß anzuwenden, wenn Protest für kaufmännische Papiere 
aufzunehmen ist, die an Order lauten (Artikel 301 und 302 HGB). 
j) Beurkundung über Eintragungen in öffentlichen Büchern und solchen Registern 
 
 

§ 89 a 
 
(1) Der Notar ist berufen, die Übereinstimmung von Abschriften und Auszügen aus öffentlichen 
Büchern oder solchen Registern mit den darin enthaltenen Eintragungen zu beurkunden und 
2. Bestätigungen über Tatsachen, die sich aus öffentlichen Büchern oder solchen Registern, 
einschließlich der hinzugehörenden Verzeichnisse, Karteien, Pläne und Urkundensammlungen sowie 
den damit zusammenhängenden Akten von Gerichten und Verwaltungsbehörden ergeben, 
auszustellen. 
(2) Eine solche Beurkundung oder Bestätigung steht einer diesbezüglichen Beurkundung oder 
Bestätigung der das öffentliche Buch oder öffentliche Register führenden Behörde gleich.  
(3) Der Notar hat in der Beurkundung oder Bestätigung den Tag der Einsichtnahme in das öffentliche 
Buch oder öffentliche Register oder, wenn die Beurkundung auf Grund einer beglaubigten Abschrift, 
eines solchen Auszugs oder einer solchen Bestätigung vorgenommen wird, den Tag deren Ausstellung 
anzugeben. 
(4) Die Eintragung in das Geschäftsregister und die Einlegung einer Urschrift in die Akten des Notars 
sind auch dann nicht erforderlich, wenn die Beurkundung nicht in einer anderen Notariatsurkunde, 
sondern gesondert vorgenommen wird. 
Fassung BGBL 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Wagner, Die Beurkundung des Wortlautes einer Satzung, NZ 1991, 89; ders, Bestätigung 
gem § 89 a NO aus dem Firmenbuch, NZ 1992, 99. 
k) Beurkundungen über Tatsachen, die sich aus öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden 
oder aus Akten von Gerichten und Verwaltungsbehörden ergeben 
 
 

§ 89 b 
 
(1) Der Notar ist berufen, Beurkundungen über Tatsachen, die sich aus öffentlichen, öffentlich 
beglaubigten Urkunden oder aus Akten von Gerichten und Verwaltungsbehörden ergeben, zu erteilen. 
(2) § 89 a Abs. 3 und 4 sind sinngemäß anzuwenden. 
Samt Überschrift eingefügt mit BGBL 1993/692. 
l) Beurkundungen über sonstige Tatsachen auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften 
 
 

§ 89 c 
 
Der Notar ist berufen, auch über sonstige Tatsachen Beurkundungen oder Bestätigungen nach 
Maßgabe der besonderen gesetzlichen Vorschriften auszustellen. 
Samt Überschrift eingefügt mit BGBL 1993/692. 
m) Beurkundungen in einer fremden Sprache 
Eingefügt mit BGBL. 1993/692. 
 
 

§ 90 
 
(1) Notare oder deren Substituten, die befugt sind, in einer fremden Sprache einen Notariatsakt 
aufzunehmen, können in dieser Sprache auch Beurkundungen erteilen. (2) Auf Verlangen der Partei 
kann eine Beurkundung in Form eines Vermerkes (§ 76 Abs. 1 lit. a bis d) zusätzlich auch in einer 
fremden Sprache erfolgen, sofern der Notar oder sein Substitut die sprachliche Richtigkeit 
gewährleisten kann. 
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Fassung BGBL. 1993/692. 
Schrifttum: Reichel, Amtsgebarung eines als Gerichtsdolmetscher beeidigten Notars, NZ 1932, 131; - s 
noch bei §§ 59 und 62. 
 
 
 
IV. Abschnitt 
Erteilung von Ausfertigungen, Abschriften,  Auszügen und Zeugnissen 
 
 

§ 91 
 
(1) So lange ein Notar seine Akten selbst verwahrt, steht nur ihm das Recht zu, Ausfertigungen, 
Beurkundungen und Abschriften aus denselben zu erteilen. 
(2) ln wie ferne hiervon im Falle von Verzögerungen und Substitutionen eine Ausnahme eintritt, ist in 
den §§ 103 und 123 bestimmt. Erteilt in einem solchen Falle ein anderer Notar eine Ausfertigung oder 
eine Beurkundung, so muss in derselben der erhaltene amtliche Auftrag angeführt werden. 
Schrifttum: Kostner, Foto- und sonstige Kopien im notariellen Bereich, NZ 1964, 145; Wagner, Gilt § 
33 NO ausnahmslos?, NZ 1976, 145 und 162; ders, Die Vergebührung einer beglaubigten Abschrift, 
NZ 1978, 105; Wagner, Notarielle Urkunden 11, 23 ff. 
 
 

§ 92 
 
Von Notariatsakten werden Ausfertigungen und beglaubigte oder einfache Abschriften erteilt. Dass die 
Urkunde eine Ausfertigung oder bio8 eine Abschrift sei, muss durch die Aufschrift an der Spitze 
derselben ersichtlich gemacht sein. 
 
 

§ 93 
 
(1) Ausfertigungen von Notariatsakten dürfen, so ferne in dem Akte nicht ein anderes bedungen ist, 
nur den an der Errichtung der Urkunde beteiligten Parteien und jeder derselben nur einmal 
hinausgegeben werden. Dabei sind die Bestimmungen des § 69 a Abs. 4 zu berücksichtigen. 
(2) Wiederholte Ausfertigungen darf der Notar diesen Personen nur dann hinausgeben, wenn die an 
dem Akte Beteiligten ihre Zustimmung geben, oder wenn die, die Ausfertigung verlangende Person 
die ihr früher erteilte Ausfertigung wegen eines Gebrechens dem Notare zurückstellt oder nachweist, 
dass die ihr hinausgegebene Ausfertigung wegen Verlustes amortisiert worden sei, oder wenn der 
Notar durch gerichtlichen Auftrag hiezu angewiesen wird. 
(3) Ein solcher Auftrag kann nur dann erlassen werden, wenn der Gesuchsteller hinreichend glaubhaft 
macht, dass er einer Weiteren Ausfertigung bedürfe, und wenn zugleich ein begründetes Bedenken 
nicht vorhanden ist. 
(4) Das Gesuch ist bei dem Gerichtshofe erster Instanz, in dessen Sprengel der Notar seinen Amtssitz 
hat, anzubringen und mittels Bescheides zu erledigen. Im Falle der Bewilligung sind die an dem Akte 
Beteiligten zu verständigen. Gegen die Bewilligung findet der Rekurs nicht statt. 
Fassung BGBL. 1993/692 
Schrifttum: Kienzl, Zur Frage der Zulässigkeit der Erteilung einer Notariatsaktsausfertigung, NZ 1936, 
172; Schneidergruber, Die Notariatsordnung in der Praxis, NZ 1964, 38. 
 
 

§ 94 
 
Über die Zustimmung der Beteiligten zur Hinausgabe einer wiederholten Ausfertigung ist ein 
Notariatsakt aufzunehmen. In diesem, sowie in den anderen Fällen des zweiten Absatzes des § 93, 
muss in der Beglaubigungsklausel der Grund, aus welchem eine wiederholte Ausfertigung erteilt wird, 
ausdrücklich angeführt und zugleich angemerkt werden, ob dieselbe ein Duplikat, ein Triplikat oder 
eine weitere wiederholte Ausfertigung sei. 
Schrifttum: Kostner, Der neue § 3 der Notariatsordnung, NZ 1963, 167. 
 
 

§ 95 
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(1) Beglaubigte Abschriften von Notariatsakten können, wenn bei der Aufnahme nichts anderes 
bedungen wurde, den im eigenen Namen daran Beteiligten, deren gesetzlichen Vertretern, 
Bevollmächtigten und Rechtsnachfolgern auch auf ihr einseitiges Verlangen und wiederholt erteilt 
werden. 
(2) Das gleiche gilt in Ansehung dieser Personen für die Erteilung von einfachen Abschriften und die 
Gewährung der Einsichtnahme. 
(3) Dritten Personen darf die Einsichtnahme, sowie die Erhebung von einfachen oder beglaubigten 
Abschriften nur mit Zustimmung derjenigen Interessenten, welche selbst die Einsicht oder 
Abschriftnahme begehren könnten, außerdem aber dann erteilt werden, wenn sie ein rechtliches 
Interesse an der Sache dartun, und zugleich ein Bedenken gegen die Bewilligung nicht besteht. 
Verweigert der Notar wegen eines solchen Bedenkens die Einsicht oder Abschriftnahme, so kann die 
Partei die Beschwerde an die Notariatskammer ergreifen. 
 
 

§ 96 
 
(1) Von Notariatsakten, die letztwillige Anordnungen enthalten, können Ausfertigungen sowie 
beglaubigte und einfache Abschriften, von den über letztwillige Anordnungen aufgenommenen 
Protokollen und den dem Notar übergebenen schriftlichen letztwilligen Anordnungen können 
Beurkundungen sowie beglaubigte und einfache Abschriften erteilt werden. 
(2) Die im ersten Absatz genannten Ausfertigungen, Beurkundungen und Abschriften dürfen erteilt 
werden, 
a) bei Lebzeiten des Erblassers nur an ihn oder an seinen mit einer gemäß § 69 beglaubigten, auf 
dieses Geschäft lautenden Vollmacht versehenen Machthaber; 
b) nach dem Tode des Erblassers erst dann, wenn die letztwillige Anordnung gerichtlich kundgemacht 
worden ist; der Tag der Kundmachung ist auf der Ausfertigung, Beurkundung oder Abschrift 
anzumerken. 
Fassung BGBL 1962/139. 
 
 

§ 97 
 
(1) Beurkundungen der in §§ 81 bis 89a bezeichneten Art hat der Notar auch wiederholt und allen 
jenen Personen, welche ein rechtliches Interesse an der Sache dartun, hinauszugeben. Eben diesen 
Personen sind auf Verlangen auch beglaubigte Abschriften des aus Anlass der Beurkundung 
aufgenommenen Protokolles zu erteilen. 
(2) Gegen die Verweigerung der Hinausgabe einer solchen Beurkundung oder Abschrift ist die 
Beschwerde an die Notariatskammer zulässig. 
Fassung BGBL 1977/162. 
Schrifttum: Kostner, Foto- und sonstige Kopien im notariellen Bereich, NZ 1964/145. 
 
 

§ 98 
 
(1) Ausfertigungen müssen mit der Urschrift wortgetreu übereinstimmen und wohl leserlich, ohne 
leere Zwischenräume und in den wesentlichen Teilen ohne Abkürzung geschrieben sein. Es darf darin 
nichts ausgestrichen oder radiert, eingeschaltet oder überschrieben sein; doch dürfen die in der 
Urschrift mit den gehörigen Förmlichkeiten vorkommenden Abänderungen, Berichtigungen und 
Zusätze, ohne sie als solche anzuführen, unmittelbar an der Stelle geschrieben werden, wohin sie 
nach dem Sinne des Kontextes gehören. 
(2) Dem Kontexte des Aktes sind auch die Abschriften der Vollmachten und der übrigen Beilagen des 
Aktes dergestalt einzuschalten oder anzufügen, dass es zweifellos ist, dass die allgemeine 
Beglaubigungsklausel auch diese Beilagen mit in sich begreife; doch ist derselben in der 
Beglaubigungsklausel Erwähnung zu tun. 
(3) So ferne es sich nicht um die Ausfertigung eines Notariatsaktes handelt, welchem die 
Exekutionsfähigkeit zukommt (§ 3), können die Beilagen über Verlangen der Parteien in der 
Ausfertigung übergangen werden. Das Verlangen der Partei muss in der Beglaubigungsklausel 
ausdrücklich angeführt werden. 
Schrifttum: Graschopf, Über vollstreckbare Notariatsakten, die nicht vollstreckbar sind, NZ 1930, 209; 
Bruck, ... und sie sind doch vollstreckbar, NZ 1931, 232; Bubak, Die Photokopie als 
Vervielfältigungsmittel, NZ 1964, 19; Kostner, Foto- und sonstige Kopien im notariellen Bereich, NZ 
1964”145; Wagner, Analyse einer Ausfertigung, NZ 1988, 323; - s noch bei § 48. 
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§ 99 
 
(1) Jede Ausfertigung muss von dem Notare beglaubigt werden. Die Beglaubigungsklausel ist am 
Schlusse der Ausfertigung beizusetzen. Sie enthält die Bestätigung der Übereinstimmung der 
Ausfertigung mit der in den Akten des Notars befindlichen Urschrift, die Angabe, für welche Person die 
Ausfertigung bestimmt ist, und das Datum der Ausfertigung. 
(2) Der Notar muss dieselbe unterzeichnen und sein Amtssiegel beidrücken. 
Schrifttum: Wagner, Analyse einer Ausfertigung, NZ 1988, 323. 
 
 

§ 100 
 
Eine Ausfertigung, die den Vorschriften des § 99 nicht entspricht, hat nicht die Kraft einer öffentlichen 
Urkunde. 
Fassung BGBL 1962/139. 
 
 

§ 101 
 
(1) Auf der in seinen Akten befindlichen Urschrift oder, bei Mangel des Raumes, auf einem derselben 
anzuheftenden Bogen, hat der Notar die Erteilung jeder Ausfertigung mit Bezeichnung der Person, für 
welche sie geschehen, und des Tages der Ausfertigung anzumerken. 
(2) Im Falle der Erteilung einer wiederholten Ausfertigung muss der erhaltene gerichtliche Auftrag 
oder die zurückgestellte Ausfertigung bei der Urschrift aufbewahrt und auf der zurückerhaltenen 
Ausfertigung auch angemerkt werden, dass dieselbe zurückgestellt worden sei und die Kraft einer 
öffentlichen Urkunde verloren habe. 
 
 

§ 102 
 
(1) Wenn eine Notariatsurkunde mehrere selbständige Rechtsgeschäfte umfasst, so kann den 
Beteiligten anstatt einer vollständigen Ausfertigung auch ein Auszug aus der Urkunde in Ansehung 
einzelner dieser Rechtsgeschäfte erteilt werden. 
Dass die Ausfertigung nur ein Auszug sei, muss in derselben ersichtlich gemacht werden. Einem 
Auszuge kommt die im § 3 bezeichnete Exekutionsfähigkeit nicht zu.  
Bei der Erteilung von Auszügen sind die in diesem Abschnitte für die Erteilung von Ausfertigungen 
gegebenen Vorschriften zu beobachten. 
(4) Zeugnisse über das Vorhandensein eines Notariatsaktes hat der Notar denjenigen zu erteilen, 
welche berechtigt sind, eine beglaubigte Abschrift eines solchen zu erbeben. 
 
 

§ 103 
 
(1) Der Notar ist verpflichtet, Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften, welche nicht über drei Bogen 
ausmachen, ohne Verzug und längstens binnen drei Tagen, bei größerem Umfange aber in einer 
angemessenen Frist zu besorgen. 
(2) Beschwerden wegen Verzögerung sind bei der Notariatskammer anzubringen, welche nach 
Umständen einen anderen Notar zur Besorgung abzuordnen hat. 
 
V. Abschnitt 
Übernahme von Urkunden zur Verwahrung, und von Geldern und Wertpapieren zur Ausfolgung an 
Dritte oder zum Erlage bei Behörden 
Schrifttum: Graschopf, Die notarielle Verwahrungsübernahme, NZ 1936, 82; Lehner, Treuhand und 
Liegenschaftsverkehr, NZ 1986, 121; Schumacher, Konkurseröffnung, Treuhand und 
Liegenschaftsverkehr, NZ 1991, 1; Umlauft, Die Treuhandschaft im Wirtschaftsleben, NZ 1993, 60. 
 
 

§ 104 
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(1) Die Notare sind berufen, Urkunden jeder Art, worunter auch Wechsel, in Verwahrung zu 
übernehmen.  
(2) Bares Geld jedoch, öffentliche Schuldverschreibungen und andere im gemeinen Verkehre stehende 
Wertpapiere ist der Notar kraft seines Amtes nur in einstweilige Verwahrung gemä6 den 
Bestimmungen der §§ 107 bis 109 zu übernehmen berufen. 
 
 
 
 

§ 105 
 
(1) Bei der Übernahme von Urkunden bat der Notar ein Protokoll aufzunehmen, in welchem Ort und 
Zelt der Hinterlegung, Vor- und Zuname, Stand und Wohnort des Übergebers, die Bezeichnung der 
hinterlegten Urkunden und die Personen, an welche etwa der Übergeber die Urkunden ausgefolgt 
haben will, anzuführen sind. Das Protokoll ist von der Partei und dem Notare zu unterschreiben und 
mit dem Amtssiegel des letzteren zu versehen. 
(2) Werden die Urkunden dem Notare brieflich übersandt, so vertritt der Brief die Stelle des 
Protokolles. 
(3) Der Partei ist ein Empfangsschein auszufertigen. 
 
 

§ 106 
 
(1) Bei der Hinausgabe der übernommenen Urkunden hat sich der Notar den Empfang auf dem 
Übernahmsprotokolle selbst oder in einem insbesondere hierüber aufgenommenen Protokolle von 
dem Empfänger bestätigen zu lassen (§ 82, Absatz 2). 
(2) Für die Feststellung der Identität des Empfängers gilt der § 55. 
(3) Ist die Empfangsbestätigung in einem besonderen 
Protokolle erteilt worden, so ist die erfolgte Hinausgabe auf dem Übernahmsprotokolle unter 
Bezugnahme auf das besonders aufgenommene Protokoll anzumerken. 
Fassung BGBL. 1982/651. 
 
 

§ 106 a 
 
Die §§ 104 bis 106 sind sinngemäß auf die nach § 88 Abs. 5 in Verwahrung genommenen 
Informationsträger anzuwenden. 
Fassung BGBL. 1977/162. 
 
 

§ 107 
 
(1) Bares Geld, öffentliche Schuldverschreibungen und andere im gemeinen Verkehre stehende 
Wertpapiere ist der Notar nur dann kraft seines Amtes zu übernehmen berufen, wenn ihm dieselben 
aus Anlaß der Aufnahme einer Notariatsurkunde von einer Partei zur Ausfolgung an einen bestimmten 
Empfänger oder zum Erlage bei Behörden übergeben werden. 
(2) Bei der Übernahme hat der Notar ein Protokoll aufzunehmen, in welchem die Geschäftszahl des 
allgemeinen Geschäftsregisters, Ort und Zeit der Übernahme, die genaue Angabe der übernommenen 
Beträge und Papiere, und der Name des Übergebers und dessen Erklärung über die mit dem Gelde 
und den Wertpapieren zu treffenden Verfügungen anzuführen ist. 
(3) Im Falle der brieflichen Einsendung ist der Brief dem aufzunehmenden Protokolle beizuheften. 
(4) Dem Übergeber ist ein Empfangsschein auszufertigen. Die übernommenen Gegenstände sind in 
gesonderten Paketen zu verwahren. 
Fassung BGBL 1977/162. 
 
 

§ 108 
 
(1) Den Erlag bei Gericht oder einer anderen Behörde hat der Notar ohne allen Aufschub zu bewirken. 
(2) Beträge, welche dem Notare zur Ausfolgung an eine andere Person übergeben wurden, hat er 
derselben längstens binnen 14 Tagen auszufolgen, so ferne der Übergeber nicht eine andere Frist 
bestimmt hat. Kann der Notar die Ausfolgung innerhalb dieser Frist nicht bewirken, so hat er nach 
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Ablauf derselben ohne allen Aufschub die übernommenen Werte entweder dem Übergeber 
zurückzusenden oder zu Gericht zu erlegen. 
 
 

 
 
 

§ 109 
 
(1) Bei der Hinausgabe an den bezeichneten Empfänger hat der Notar nach Vorschrift des § 106 
vorzugehen, den über den erfolgten Erlag bei der Behörde erhaltenen Empfangsschein aber dem 
Übernahmsprotokolle beizuheften. 
(2) Von der erfolgten Hinausgabe oder dem Erlage ist der Übergeber zu verständigen. 
 
 
VI. Hauptstück 
Behandlung der aufzubewahrenden Akten und Führung der Verzeichnisse 
 
 

§ 110 
 
(1) Der Notar muss sowohl die von ihm selbst aufgenommenen, als die ihm von den Parteien 
übergebenen oder von der Notariatskammer zugewiesenen Akten, nach der laufenden Geschäftszahl 
geordnet, an einem sicheren und trockenen Orte seiner Wohnung oder Kanzlei unter Sperre sorgfältig 
verwahren. 
(2) Wird eine Notariatsurkunde von zwei Notaren aufgenommen, so hat derjenige Notar die Urschrift 
zu verwahren, welcher die Verhandlung geleitet hat. 
 
 

§ 111 
 
(1) Sobald ein Notar in die Kenntnis des Todes einer Person kommt, über deren letztwillige Anordnung 
er einen Notariatsakt aufgenommen, oder welche vor ihm in Gemäßheit des § 70 eine letztwillige 
Anordnung mündlich oder schriftlich errichtet hat, hat er, ohne einen Auftrag abzuwarten, die 
Urschrift der letztwilligen Anordnung und des etwa in Gemäßheit des § 73 aufgenommenen 
Protokolles dem Gerichte seines Amtssitzes, oder falls sich das Erbschaftsgericht daselbst befindet, 
sofort diesem behufs der Kundmachung vorzulegen. Bei dem Gerichte wird unverzüglich in Gegenwart 
des Notars ein Protokoll über den Zustand der allenfalls angebrachten Siegel und über die 
Entsiegelung aufgenommen. 
(2) Nach erfolgter Kundmachung werden die vorgelegten Urschriften dem Notare zurückgestellt, 
welchem obliegt, beglaubigte Abschriften derselben ohne Verzug dem Gerichte zu überreichen. 
(3) Die Kosten der Abschriftnahme hat die Verlassenschaft zu tragen. Letztwillige Anordnungen, 
welche von dem Notare in Gemäßheit des § 104 nur in Verwahrung genommen worden sind, hat 
derselbe dem Gerichte gegen Empfangsbestätigung in Urschrift auszufolgen. 
(4) Ist das Gericht, welches die Kundmachung vornimmt, nicht selbst das Erbschaftsgericht, so hat es 
die beglaubigte Abschrift oder die Urschrift der nach § 104 vom Notare bio8 zur Verwahrung 
übernommenen letztwilligen Anordnung samt dem Kundmachungsprotokolle dem Erbschaftsgerichte 
zu übersenden. 
(5) Abs. 1 gilt nicht, wenn die letztwillige Anordnung nach § 75 widerrufen und der Widerruf vom 
Notar angemerkt worden ist. 
Fassung BGBL 1993/692. 
Schrifttum: Ungenannt, Kann ein Testator die Kundmachung seines letzten Willens verbieten?, NZ 
1949, 159; und hiezu, Das letztwillige..Verbot der Testamentskundmachung, NZ 1949, 184; 
Schneeweiß, Über die Zuständigkeit der Notare als Gerichtskommissäre zur Kundmachung letztwilliger 
Anordnungen, NZ 1977, 35; Kralik, Zur Zurückstellung und Kundmachung notarieller Testamente, in 
Wagner-FS (1987) 235. 
 
 

§ 112 
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(1) Der Notar ist verpflichtet, ein allgemeines Geschäftsregister (Repertorium) zu führen, in welches 
er jede von ihm vorgenommene notarielle Amtshandlung in der Ordnung der Zeitfolge einzutragen 
hat. 
(2) Ausgenommen von der Eintragung in das Geschäftsregister sind Außer den Protesten von 
Wechseln und kaufmännischen Papieren nur diejenigen Beurkundungen, bezüglich deren dieses 
Gesetz es ausdrücklich gestattet. 
(3) Das mit Seitenzahlen versehene Geschäftsregister wird dem Notar auf seine Kosten von der 
Notariatskammer übergeben. Der Präsident der Notariatskammer unterschreibt unter Angabe der 
Blätterzahl das letzte Blatt des hinausgegebenen Registers und fügt das Amtssiegel der 
Notariatskammer bei; er hält eine Vormerkung über die Zahl der Blätter und die Zeit ihrer Ausfolgung. 
Der Notar darf sich keines anderen Geschäftsregisters bedienen und ein neues erst benützen, wenn 
das alte vollgeschrieben und gehörig unterfertigt ist (§ 115). 
(4) Das Geschäftsregister kann auch durch automationsunterstützte, fortlaufende Aufzeichnungen 
geführt werden. In diesem Fall ist zum 31. Dezember eines jeden Jahres ein vom Notar unterfertigter 
Ausdruck des Registers herzustellen, zu binden, zu siegeln und dem Präsidenten der Notariatskammer 
zu übergeben, der in sinngemäßer Anwendung des § 115 zweiter und dritter Satz vorzugehen hat. § 
82 Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß. 
Fassung BGBL. 1932/291, 1969/65 und 1993/692. 
 
 

§ 113 
 
Das Geschäftsregister muss folgende Rubriken enthalten: 
a) für die fortlaufende Geschäftszahl; 
b) für das Datum des Aktes; 
c)  für Vor- und Zunamen, Stand und Wohnort der Parteien; 
d)  für den Gegenstand des Vertrages oder Geschäftes mit Angabe des Wertes, wenn dieser in der 
Urkunde bestimmt ist; 
e) (entfallen) 
f) für allfällige Anmerkungen. Fassung BGBL 1977/162. 
 
 

§ 114 
 
(1) Das Geschäftsregister ist deutlich, ohne Radierung und so zu führen, dass von einer Geschäftszahl 
zur anderen kein Raum für eine ganze Zeile leer bleibt. 
(2) Der Notar hat die letzte Seite des ausgeschriebenen Geschäftsregisters zu unterzeichnen und 
seiner Unterschrift das Amtssiegel beizudrücken. 
Fassung BGBL. 1977/162 
 
 

§ 115 
 
Der Notar hat das Geschäftsregister, wenn es vollgeschrieben ist, dem Präsidenten der 
Notariatskammer zu übergeben. Dieser hat es zu prüfen, die Behebung wahrgenommener Mängel 
nach Tunlichkeit selbst zu veranlassen oder an die Notariatskammer die geeigneten Antrüge zu 
stellen. Er hat das Geschäftsregister am Schluß zu unterzeichnen und dem Notar auszufolgen. 
Fassung BGBL 1969/65. 
 
 

§ 116 
 
(1) Außer dem allgemeinen Geschäftsregister hat der Notar noch folgende Bücher, Verzeichnisse und 
Sammlungen zu führen: 
a) ein alphabetisches Verzeichnis aller Parteien, rücksichtlich welcher in dem Geschäftsregister 
Eintragungen vorkommen, mit Beifügung aller Geschäftszahlen der diese Partei betreffenden 
Eintragungen im Register; 
b) die nach den Zahlen des Beurkundungsregisters geordneten Sammlungen der Vermerkblätter und 
Anerkennungserklärungen (§ 82 Abs. 4); 
c) eine alphabetisch geordnete Sammlung der Musterunterschriften (§ 79 Abs. 2); 
d) eine zeitlich geordnete Sammlung der Protestvermerke; 
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e) ein Tagebuch (Journal); in diesem ist in zeitlicher Reihenfolge unter durch das Kalenderjahr 
fortlaufenden Nummern jeder Ein- und Ausgang an Bargeld, an Wertpapieren und Wertgegenständen 
sowie auf Konten für fremde Rechnung (Anderkonten) in gesonderten Spalten einzutragen; 
f) ein Kassabuch, in dem gesondert alle zur gleichen Sache gehörenden Ein- und Ausgänge in der 
Reihenfolge und Gliederung des Tagebuches einzutragen sind, sowie ein Namensverzeichnis dazu. 
Das Tagebuch und das Kassabuch können auch in Karteiform geführt werden. 
(2) Vermerkblätter sind für die Dauer von 40 Jahren, 
Anerkennungserklärungen für die Dauer von 10 Jahren aufzubewahren. 
(3) Protestvermerke sind für die Dauer von 10 Jahren aufzubewahren. 
Fassung BGBL 1921/375, 1962/139, 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Heinrich, Vorschläge zur Rationalisierung der Protestregistrierung, NZ 1972, 102. 
 
 
VII. Hauptstück 
Notariatskandidaten und Notariatssubstituten 
 

§ 117 
 
(1) Der Notar kann in seiner Kanzlei Angestellte unter seiner Leitung und Aufsicht zum Notariat 
heranbilden. 
(2) Notariatskandidaten sind diese Angestellten nur, wenn sie in das bei der Notariatskammer 
geführte Verzeichnis der Notariatskandidaten eingetragen sind. Die Eintragung ist auf Anzeige des 
Notars vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen hiefür gegeben sind. 
(3) Der Eingetragene ist vom Tag des Einlangens der Anzeige über den Eintritt, frühestens jedoch 
vom Tag des Beginns seine Tätigkeit an Notariatskandidat. 
(4) Der Notar hat den Austritt des Notariatskandidaten aus seiner Kanzlei und eine Unterbrechung der 
praktischen Verwendung unverzüglich der Notariatskammer anzuzeigen. 
(5) Es gilt nicht als Unterbrechung der praktischen Verwendung des Notariatskandidaten, soweit 
1. er einen nach Gesetz oder Vertrag gebührenden Urlaub verbringt, längstens jedoch bis zu 
insgesamt 36 Werktagen im Kalenderjahr, zuzüglich weiterer 24 Werktage Prüfungsurlaub zur 
Vorbereitung auf die Notariatsprüfung, 
2. eine Verhinderung wegen Krankheit, Unfalls oder eines anderen wichtigen, seine Person 
betreffenden Grundes in jedem einzelnen Fall drei aufeinander folgende Werktage nicht überschreitet, 
3. länger als drei aufeinander folgende Werktage dauernde Verhinderungen wegen Krankheit oder 
Unfalls im Kalenderjahr insgesamt die Dauer von 12 Wochen, als Folge eines Dienstunfalls die Dauer 
von 16 Wochen, nicht überschreiten oder 
4. bei weiblichen Notariatskandidaten ein Beschäftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz 
besteht,  
5. eine zumindest die Hälfte der Normalarbeitszelt umfassende Teilzeitbeschäftigung nach dem 
Mutterschutzgesetz 1979, BGBL. Nr. 221, oder dem Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBL. Nr. 651/1989, 
ausgeübt wird. 
(6) Ein Notariatskandidat kann mit seiner Zustimmung und mit Zustimmung der beteiligten Notare 
innerhalb desselben Kammersprengels neben dem Notar, bei dem er eingetragen ist, auch bei einem 
zweiten Notar, im Fall einer Gesellschaft nach den §§ 22 bis 29 bei allen an der Gesellschaft 
beteiligten Notaren, in praktischer Verwendung stehen. Eine solche Verwendung ist nur zulässig, 
wenn bei allen beteiligten Notaren eine Ausbildung im Sinn des § 118 gewährleistet ist. Der Notar, bei 
dem der Notariatskandidat eingetragen ist, hat die Notariatskammer von der zusätzlichen praktischen 
Verwendung zu verständigen. 
Fassung BGBL 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Graschopf, Der Notariatskandidat im Rahmen des Gesamtstandes, NZ 1951, 1; Pfeifer, 
Auftrag und Substitution, NZ 1960, 129; ders, Der Notariatskandidat als Dienstnehmer, NZ 1965, 118; 
Kostner, Eintragung und Wiedereintragung in das Verzeichnis der Notariatskandidaten, InfBl 1970/Nr 
1; Perko, Berufsauslese und Berufsausbildung im Notariat, NZ 1973, 131; Woschnak, Mitarbeit und 
Mitbestimmung der Kandidatenschaft, NZ 1973, 56; ders, Die Berechtigung des Substituten zur 
Anmeldung eines Notariatskandidaten, NZ 1977, 33; St. Kralik, Die Haftung des Notariatskandidaten, 
FD 1978, 22; Schimetschek, Steuerprobleme des Notariatskandidaten, FD 1978”40; Wagner, 
Unterbrechung der Kandidatenpraxis und Wiedereintragung, NZ 1988, 149; Mazal, Der 
sozialversicherungsrechtliche Status der Notariatskandidaten, NZ 1991, 95; - s noch bei § 119. 
 
 

§ 117 a 
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(1) Die Notariatskammer hat ein Verzeichnis über sämtliche Notariatskandidaten ihres Sprengels zu 
führen. 
(2) Auf die Anzeige des Notars (§ 117 Abs. 2) darf als Notariatskandidat in dieses Verzeichnis nur 
eingetragen werden, wer nachweist, dass er österreichischer Staatsbürger und von ehrenhaftem 
Vorleben ist, das Studium der Rechtswissenschaften im Sinn des § 6 Abs. 1 lit. b zurückgelegt und 
mindestens neun Monate bei einem inländischen Gericht in rechtsberuflicher Tätigkeit verbracht hat. 
Außerdem darf er an dem Tag, mit dem seine erstmalige Eintragung wirksam würde, das 35. 
Lebensjahr nicht vollendet haben; eine neuerliche Eintragung in ein Verzeichnis nach dem 35. 
Lebensjahr ist nur zulässig, wenn der Betreffende bereits insgesamt mindestens ein Jahr als 
Notariatskandidat in einem Verzeichnis eingetragen gewesen ist. Der Nachweis der mindestens 
neunmonatigen Gerichtspraxis ist nur bei der erstmaligen Eintragung zu erbringen. 
(3) Auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 2 kann die Eintragung aus einem wichtigen 
Grund verweigert werden; solche sind besonders mangelnde Vertrauenswürdigkeit, anstößiger oder 
liederlicher Lebenswandel, zerrüttete Vermögensverhältnisse oder unzureichende 
Ausbildungsmöglichkeit. 
(4) Über die Eintragung hat die Notariatskammer zu entscheiden. Soll die Eintragung verweigert 
werden, so hat die Notariatskammer den Bewerber und den Notar zu huren. Gegen die Entscheidung 
über die Eintragung steht sowohl dem Bewerber als auch dem anzeigenden Notar die Berufung (§ 
138) zu. 
Fassung BGBL 1977/162, 1987/522 und 1993/692. 
Schrifttum: Graschopf, Verweigerung der Eintragung in das Verzeichnis der Notariatskandidaten, NZ 
1952, 129. 
 
 

§ 118 
 
(1) Der Notariatskandidat ist in allen Bereichen der notariellen Tätigkeit zu verwenden. 
(2) Nach einer praktischen Verwendung als Notariatskandidat im Ausmaß von einem Jahr und sechs 
Monaten sowie nach Ablegung der ersten Teilprüfung der Notariatsprüfung oder der 
Ergänzungsprüfung nach dem Berufsprüfungs-Anrechnungsgesetz, BGBL. Nr. 523/1987, kann der 
Notariatskandidat im Auftrag und unter Verantwortung sowie im Rahmen des Wirkungsbereichs des 
Notars diesen in Geschäften nach § 5 Abs. 1 und 2 vertreten und für ihn solche Geschäfte besorgen, 
die den im § 56 Abs. 1 und 2 des Gerichtsorganisationsgesetzes aufgezählten Amtshandlungen 
entsprechen; alle diesbezüglichen Urkunden bedürfen jedoch zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Unterfertigung durch den Notar. 
(3) Die Praxis bei dem Notare muss eine ausschließliche sein; es ist dem Kandidaten nicht gestattet, 
sich gleichzeitig in der Rechtsanwalts- oder Gerichtspraxis, oder in einem anderen die 
Ausschließlichkeit der Notariatspraxis beeinträchtigenden Staats- oder Privatdienste zu verwenden. 
(4) Die Kammer und insbesondere der Präsident derselben haben darüber zu wachen, dass die 
Notariatskandidaten sich auch wirklich bei dem Notare der Praxis in der gesetzlich vorgeschriebenen 
Weise widmen. 
(5) Die Zeugnisse über die zurückgelegte Praxis werden vom Notare ausgestellt und sind von der 
Notariatskammer allenfalls nach vorläufiger Erhebung der Umstände zu bestätigen. 
Fassung BGBL. 1919/95, 1977/162, 1982/651, 1987/522 und 1993/692. 
Schrifttum s bei § 118 a. 
 
 

§ 118 a 
 
(1) Der Notariatskandidat ist von der Notariatskammer aus dem Verzeichnis der Notariatskandidaten 
zu streichen” wenn sein Austritt oder die Unterbrechung seiner praktischen Verwendung nach § 117 
Abs. 4 angezeigt wird, wenn die Notariatskammer in Ausübung ihrer Überwachungspflicht nach § 118 
Abs. 4 feststellt, dass der Notariatskandidat nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise verwendet 
wird” 
c) wenn er die österreichische Staatsbürgerschaft verliert, 
d) wenn er die freie Vermögensverwaltung verliert, 
e) wenn er das 70. Lebensjahr vollendet hat, 
f) wenn er durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener 
strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, 
g) wenn er wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen zur Verwendung als Notariatskandidat 
dauernd unfähig ist (§§ 183, 185), 
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h) wenn er zur Disziplinarstrafe der Streichung aus dem Verzeichnis der Notariatskandidaten (§ 158 
Abs. 3) verurteilt worden ist, 
i) wenn er eine fünfjährige praktische Verwendung als Notariatskandidat zurückgelegt hat, ohne bis 
dahin die erste Teilprüfung der Notariatsprüfung bestanden zu haben, oder wenn er eine zehnjährige 
praktische Verwendung als Notariatskandidat zurückgelegt hat, ohne bis dahin auch die zweite 
Teilprüfung der Notariatsprüfung bestanden zu haben, 
j) im Fall des § 119 Abs. 4 mit dem Ende der Substitution, 
k) wenn sich nachträglich herausstellt, dass die Voraussetzungen für die Eintragung nach § 117 a Abs. 
2 oder 3 nicht gegeben gewesen sind. 
(2) Die Streichung ist mit dem Zeitpunkt zu verfügen, in dem der für die Streichung maßgebende 
Umstand eingetreten ist. 
(3) Vor der Streichung ist der Notariatskandidat, in den Fällen des Abs. 1 Buchstaben b und k auch 
der Notar, zu hören. Gegen die Streichung steht den Anhörungsberechtigten die Berufung (§ 138) zu. 
Wird der Austritt eines Notariatskandidaten angezeigt, der zum Dauersubstituten des Notars bestellt 
gewesen ist, und wird diese Anzeige vom Notariatskandidaten nicht mitunterschrieben, so hat die 
Notariatskammer im Sinn des § 134 Abs. 2 Z 3 zu vermitteln. 
Fassung BGBL 1977/162, 1982/651, 1987/522 und 1993/692. 
Schrifttum: Brunner, Der Standesangehörige als Mitglied der obersten Organe der Vollziehung, NZ 
1994, 245. 
 
 

§ 119 
 
(1) Wird durch Urlaub, Krankheit, Abwesenheit, Suspension, Amtsentsetzung, Tod oder Austritt eines 
Notars oder aus anderen Gründen die Substituierung desselben notwendig, so ist auf Antrag der 
Notariatskammer von dem Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz am Sitze der Kammer ein 
Substitut zu bestellen. 
(2) im Falle eines Urlaubes oder einer Krankheit hat der zu substituierende Notar, in anderen Fällen 
die Notariatskammer einen geeigneten Substituten in Vorschlag zu bringen. 
(3) Als Substitut ist ein Notar desselben Kammersprengels zu bestellen; es kann jedoch auch ein 
geeigneter Notariatskandidat desselben Kammersprengels oder eine andere geeignete Person zum 
Substituten bestellt werden, wenn der Betreffende alle Erfordernisse zur Erlangung einer Notarstelle 
aufweist; hinsichtlich des Erfordernisses nach § 6 Abs. 1 Buchstabe d genügt jedoch für diese Person 
eine vierjährige praktische Verwendung nach § 6 Abs. 2, davon mindestens zwei Jahre als 
Notariatskandidat; nach § 6 Abs. 3 angerechnete Zeiten sind nicht zu berücksichtigen. Eine 
mindestens zweijährige Verwendung als Notariatskandidat genügt, wenn sonst eine Substituierung 
nicht möglich oder die Bestellung eines anderen Substituten nicht angebracht wäre, doch bedarf die 
Bestellung in diesem Fall der Zustimmung des Bundesministers für Justiz. 
(4) Ist ein Substitut weder Notar noch Notariatskandidat, so gilt er für die Dauer der Ausübung der 
Substitution als Notariatskandidat und ist mit dem Zeitpunkt des Beginnes seiner Tätigkeit in das 
Verzeichnis der Notariatskandidaten einzutragen. 
Fassung RGBl 1877/3 und BGBL 1977/162. 
Schrifttum: Graschopf Die Substitution im Notariate, NZ 1950, 97, 121, 136, 153; Staufer, Die 
Haftpflicht des Substituten, NZ 1953, 129; Weinzierl, Zur Rechtsstellung des Notarsubstituten, JBl 
1960, 170; Pfeifer, Auftrag und Substitution, NZ 1960, 129; Stöckl, Substitut und Siegel, NZ 1966, 
161; Kandler, Um ein modernes Standesrecht, NZ 1968, 31; Machacek, Arbeitsrechtliche Beurteilung 
der Situation der Angestellten in Notariatskanzleien im Falle einer Substitution, InfBl Sept 1975; 
ungenannt, Die Substitution im Notariat: Ein Leitfaden für die Praxis, InfBl 1971/Nr 2; St. Kralik, Die 
Haftung des Notariatskandidaten, FD 1978, 22; Schimetschek, Steuerprobleme des 
Notariatskandidaten, FD 1978, 40; - s noch bei § 117. 
 
 

§ 120 
 
(1) Auf Antrag der Notariatskammer ist ein von dem zu substituierenden Notar vorgeschlagener Notar 
oder Notariatskandidat (§ 119 Abs. 3) desselben Kammersprengels für alle während eines 
Kalenderjahres eintretenden Substitutionsfälle im vorhinein zum Substituten zu bestellen 
(Dauersubstitut). Die Bestellung einer Person zum Dauersubstituten für mehrere Notare und die 
Bestellung von zwei Dauersubstituten für einen Notar ist zulässig. Es ist erforderlich, dass der 
vorgeschlagene Dauersubstitut schriftlich erklärt, mit seiner Bestellung einverstanden zu sein. 
(2) Der Dauersubstitut hat den Zeitpunkt des Beginnes seiner Amtstätigkeit und den Grund der 
Substitution, der Notar den Zeitpunkt der Wiederaufnahme seiner Amtstätigkeit unverzüglich dem 
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Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz am Sitze der Kammer (§ 119 Abs. l), dem Präsidenten 
des Gerichtshofes erster Instanz, in dessen Sprengel der Notar seinen Amtssitz hat, und der 
Notariatskammer schriftlich anzuzeigen. Sofern es möglich ist, hat der Notar die Anzeige des 
Dauersubstituten, dieser die Anzeige des Notars mit zu unterschreiben. Fehlt diese Unterschrift, so hat 
der Präsident des Gerichtshofes erster Instanz am Sitze der Kammer den Notar vom Beginn der 
Amtstätigkeit des Dauersubstituten, diesen von der Wiederaufnahme der Amtstätigkeit des Notars zu 
verständigen. Die vorstehenden Sätze gelten nicht, wenn der Dauersubstitut Notariatskandidat bei 
dem zu substituierenden Notar ist. 
(3) Die Bestellung eines Dauersubstituten schließt die Bestellung eines anderen Substituten für einen 
bestimmten Substitutionsfall nicht aus, doch ist davon auch der Dauersubstitut zu verständigen. 
Während der Zeit, für die ein anderer Substitut bestellt worden ist, ist es dem Dauersubstituten nicht 
gestattet, notarielle Amtshandlungen vorzunehmen, es sei denn, dass dies dringend notwendig ist, 
um die Partei vor Schaden zu bewahren. Sind für einen Notar zwei Dauersubstituten bestellt, so 
dürfen diese nicht gleichzeitig als Substituten tätig werden. 
Fassung BGBL 1962/139, 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Wagner, Kurzurlaub und Substituierung, NZ 1964, 81; ders, Der “assoziierte Notar” und 
weiterführende Gedanken zur Strukturverbesserung des österr Notariates, InfBl Sept 1987/29. Stk. 
 
 

§ 121 
 
(1) Erfüllt der zum Dauersubstituten vorgeschlagene Notariatskandidat alle Erfordernisse zur 
Erlangung einer Notarstelle, so wird er ohne zeitliche Befristung bestellt.  
(2) Ist der nach Abs. 1 zum Dauersubstituten bestellte Notariatskandidat außerdem bei dem zu 
substituierenden Notar angestellt oder dessen Partner, so ist er berechtigt, den Notar in 
Amtsgeschäften auch dann zu vertreten, wenn kein Substitutionsfall nach § 119 Abs. 1 vorliegt. Der 
Notar darf jedoch den Dauersubstituten in diesem Fall zur Vornahme von Amtsgeschäften nur dann 
heranziehen, wenn er wegen anderer Geschäfte oder aus einem anderen triftigen Grund im Einzelfall 
verhindert ist, die Amtshandlung selbst vorzunehmen. 
(3) § 120 Abs. 2 und § 123 Abs. 5 sind auf Dauersubstituten nach Abs. 2 nicht anzuwenden. 
Eingefügt mit BGBL 1993/692. 
 
 

§ 121 a 
 
Wenn das Amt des Notars erlischt, hat der Dauersubstitut, bei zwei bestellten Dauersubstituten 
derjenige mit der längeren Dauer der praktischen Verwendung, seine Amtstätigkeit so lange 
fortzusetzen, bis der nach § 119 Abs. 1 bestellte Substitut das Amt angetreten hat. 
Eingefügt mit BGBL 1993/692. 
 
 

§ 121 b 
 
Die Bestellung zum Dauersubstituten ist auf Antrag der Notariatskammer vom Präsidenten des 
Gerichtshofs erster Instanz am Sitz der Notariatskammer zu widerrufen. Die Notariatskammer hat 
einen solchen Antrag jedenfalls zu stellen, wenn es der Notar oder Dauersubstitut verlangt. 
Eingefügt mit BGBL 1993/692. 
 
 

§ 122 
 
(1) Ein Substitut, der nicht Notar ist, muß vor dem Antritt seines Amtes die Angelobung vor dem 
Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz ablegen, von dem er bestellt worden ist, und seine 
Unterschrift in der erforderlichen Anzahl von Ausfertigungen vorlegen; beides entfällt, wenn er bereits 
früher einmal als Substitut angelobt wurde. Er hat Außerdem vor Antritt seines Amtes jedesmal das 
Bestehen der Haftpflichtversicherung (§ 22)*) nachzuweisen; der Dauersubstitut hat diesen Nachweis 
bloß vor seiner Bestellung (§ 120 Abs. 1) zu erbringen. 
(2) Der Präsident des Gerichtshofes erster Instanz hat den Tag zu bestimmen, an dem der Substitut 
sein Amt anzutreten hat, oder das Kalenderjahr zu bezeichnen, für das der Dauersubstitut (§ 120) 
bestellt wird. Davon sind die Notariatskammer und der Gerichtshof erster Instanz zu verständigen, in 
dessen Sprengel der zu substituierende Notar seinen Amtssitz hat; dieser Verständigung ist eine 
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Ausfertigung der Unterschrift des Substituten anzuschließen, falls er nicht Notar ist. Dem Substituten 
ist ein Bestellungsdekret auszufolgen. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1969/65. 
*) Nunmehr § 30. 
 
 

§ 123 
 
(1) Der Substitut hat alle Geschäfte des Notars zu besorgen und die Geschäftsregister und 
Verzeichnisse des Notars weiterzuführen. Die dem Notar erteilten Vollmachten gelten auch für den 
Substituten. 
(2) Der Substitut hat in den Notariatsurkunden seine Eigenschaft als Substitut und den Vor- und 
Zunamen sowie den Amtssitz des von ihm vertretenen Notars anzuführen und seiner Unterschrift 
einen gleichen Hinweis beizufügen. 
(3) So ferne er nicht selbst Notar ist, hat er sich des Amtssiegels des Notars zu bedienen, dessen 
Stelle er vertritt. 
(4) Die für Notare gegebenen Vorschriften finden auch auf ihn Anwendung. 
(5) Solange die Substitution dauert, ist es dem substituierten Notar nicht gestattet, selbst notarielle 
Amtshandlungen vorzunehmen, es sei denn, dass dies dringend notwendig ist, um die Partei vor 
Schaden zu bewahren. 
(6) Die Nichtbeachtung der Abs. 2, 3 und 5 oder des § 120 Abs. 3 letzter Satz nimmt einer 
Notariatsurkunde nicht die Kraft einer öffentlichen Urkunde. 
Fassung BGBL 1929/257, 1962/139, 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum s bei §§ 117 und 119. 
 
VIII. Hauptstück 
Notariatskollegien, Notariatskammern, österreichische Notariatskammer 
Fassung BGBL. 1977/162. 
 
 

§ 124 
 
(1) Die Notare, die im Gebiet eines Bundeslandes ihren Amtssitz haben und die im Verzeichnis der 
Notariatskandidaten dieses Bundeslandes eingetragenen Notariatskandidaten bilden ein 
Notariatskollegium. Doch bilden die Notare und Notariatskandidaten in Wien, Niederösterreich und im 
Burgenland sowie die Notare und Notariatskandidaten in Tirol und Vorarlberg je ein gemeinsames 
Kollegium. Jedes Kollegium besteht aus der Gruppe der Notare und der Gruppe der 
Notariatskandidaten. 
(2) Solange die Zahl der in das Verzeichnis eingetragenen Notariatskandidaten fünf nicht erreicht, 
haben sie am Kollegium nicht teilzunehmen. 
(3) Die Notariatskollegien und jede ihrer Gruppen sind Körperschaften des öffentlichen Rechtes. 
Fassung BGBL. 1962/139 und 1977/162. 
Schrifttum: Morscher, Erweiterung der Autonomie im österr Notariat, NZ 1973, 164. 
 
 

§ 125 
 
(1) Jeder der beiden Gruppen des Notariatskollegiums obliegt die Wahrung der Ehre und Würde des 
Standes und die Vertretung der Standesinteressen. 
(2) Zum Wirkungskreise jeder der beiden Gruppen des Notariatskollegiums gehören: 
die Wahl der jeder Gruppe angehörenden Mitglieder der Notariatskammer und j e eines 
Rechnungsprüfers und dessen Stellvertreters; bei Notariatskollegien mit mehr als 100 Mitgliedern aus 
der Gruppe der Notare sind statt eines Rechnungsprüfers zwei Rechnungsprüfer aus der Gruppe der 
Notare zu wählen;  
die Erstattung von Berichten über den Zustand der Rechtspflege, von Anträgen zur Abstellung von 
Mängeln und von Gesetzesvorschlägen; 
3. die Erstattung von Anträgen und Gutachten über die Vereinigung oder Trennung von 
Notariatskollegien und von Vorschlägen über die Organisation des Notariats überhaupt; 
4. die Abschließung von Kollektivverträgen. 
(3) Die Prüfung der Buch- und Kassaführung und des Rechnungsabschlusses erfolgt durch die 
Rechnungsprüfer. § 141 g gilt sinngemäß. 
(4) Der Beschlussfassung einer gemeinsamen Versammlung beider Gruppen unterliegen: 
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1. die Feststellung des Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben der Kammer; 
2. die Feststellung der Beiträge der Mitglieder; 
3. die Prüfung und Genehmigung der Kammerrechnung; 
4. die Widmung eines Teiles der Kammerbeiträge für Wohlfahrtszwecke des Standes und seiner 
Angestellten und die Schaffung und Regelung der solchen Zwecken dienenden Einrichtungen; 
5. die Wahl und Abberufung des Präsidenten der Notariatskammer. 
(5) Zur Beschlussfassung über die in Absatz 2, Z. 2 und 3, bezeichneten Gegenstände kann eine 
gemeinsame Versammlung beider Gruppen einberufen werden, wenn deren Vorsitzende (§ 126, 
Absatz 1 und 2) damit einverstanden sind.  
(6) Geschäftsordnungen, die eine Gruppe oder die gemeinsame Versammlung für sich oder diese für 
die Kammer beschließt, bedürfen der Genehmigung des Bundesministeriums für Justiz. 
Fassung BGBL 1921/375 und 1993/692. 
 
 
 

§ 126 
 
(1) Die Verrammlung der Notarengruppe und die gemeinsame Versammlung beider Gruppen beruft 
der Präsident der Notariatskammer oder die Notariatskammer ein. In diesen Versammlungen führt der 
Präsident den Vorsitz. 
(2) Die Kandidatengruppe wählt aus den von ihr in die Kammer entsendeten Mitgliedern den 
Vorsitzenden dieser Gruppe. Die erste Versammlung der Kandidatengruppe hat der Präsident der 
Notariatskammer einzuberufen. Die folgenden Versammlungen beruft das zum Vorsitzenden der 
Kandidatengruppe gewühlte Kammermitglied oder die Notariatskammer ein. 
(3) Versammlungen des Kollegiums und der Gruppen sind nach Bedarf einzuberufen. Binnen 
Monatsfrist muß eine Versammlung einberufen werden, wenn ein Drittel der Mitglieder es verlangt 
oder die Notariatskammer es beschließt. Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit wenigstens eines 
Drittels der Mitglieder erforderlich. 
(4) Die Versammlungen fassen ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der 
Vorsitzende ist stimmberechtigt, bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag. Für die 
Abberufung des Präsidenten ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der in geheimer Wahl mit 
Stimmzetteln abgegebenen Stimmen erforderlich. 
(5) Zur Teilnahme an der gemeinsamen Versammlung beider Gruppen und zur Abstimmung in dieser 
Versammlung sind nur jene Kandidaten berechtigt, die die Notariatsprüfung abgelegt haben. Überdies 
sind in einer solchen Versammlung nie mehr Kandidaten stimmberechtigt, als der Hälfte der 
abstimmenden Notare entspricht; als überzählig gelten jene die die kürzeste anrechenbare Praxis 
aufzuweisen haben. Über das Stimmrecht entscheidet endgültig der Vorsitzende. 
(6) Die Bestimmung des Absatzes 5, Satz 2, findet nicht Anwendung, wenn an der gemeinsamen 
Versammlung nur ein Notar oder Notare überhaupt nicht teilnehmen. Den Vorsitz führt in diesem Falle 
der Vorsitzende der Kandidatengruppe (Absatz 2). 
Fassung BGBL 1921/375, 1987/522 und 1993/692. 
 
 

§ 127 
 
(1) Die Mitglieder des Notariatskollegiums sind zur Teilnahme an den Versammlungen ihrer Gruppe 
und an den gemeinsamen Versammlungen verpflichtet, jedoch während der Dauer einer Suspension 
oder Einstellung der Substitutionsberechtigung von der Teilnahme ausgeschlossen. 
(2) Ein Mitglied, das ohne Entschuldigung ausbleibt, macht sich einer Standespflichtverletzung 
schuldig und ist von der Notariatskammer mit einer der im § 158 Abs. 5 Z 1 und 2 vorgesehenen 
Ordnungsstrafen oder mit einer Geldbuße bis 1000 S zu belegen. 
(3) Ein Mitglied des Notariatskollegiums darf an einem Beschlusse nicht teilnehmen, wenn der 
Gegenstand das Mitglied selbst oder eine Person betrifft, die zu ihm in einem der in § 33 bezeichneten 
Verhältnisse oder in Kanzleigemeinschaft steht. Ein der Kandidatengruppe angehöriges Mitglied darf 
auch an Beschlüssen nicht teilnehmen, die den Notar, bei dem es als Kandidat eingetragen ist oder 
der mit diesem Notar in Kanzleigemeinschaft steht, betreffen. 
(4) Ein Mitglied, dem ein solches Hindernis entgegensteht, ist verpflichtet, das Hindernis rechtzeitig 
dem Vorsitzenden anzuzeigen. 
Fassung BGBL. 1921/375 und 1982/651. 
 
 

§ 128 
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(1) Jedes Notariatskollegium hat aus seinen Mitgliedern eine Notariatskammer zu wühlen. 
(2) Die Kammer hat ihren Sitz in der Landeshauptstadt, die Kammer für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland in Wien, die Kammer für Tirol und Vorarlberg in Innsbruck. 
(3) Die Notariatskammer besteht aus einem Notar als Präsidenten, sechs Notaren und drei 
Notariatskandidaten als Mitgliedern, die Notariatskammer in Wien aus einem Notar als Präsidenten, 
zwölf Notaren und sechs Notariatskandidaten als Mitgliedern. Falls eine Kandidatengruppe nicht 
gebildet ist (§ 124 Abs. 2), entfallen die Mitglieder aus dem Kandidatenstand. 
(4) Die Notariatskammern sind Körperschaften des öffentlichen Rechtes; sie sind berechtigt, das 
Staatswappen zu führen. Das Amtssiegel einer Notariatskammer hat das Staatswappen und als 
Umschrift die Bezeichnung der Notariatskammer zu enthalten. 
Fassung BGBL. 1962/139 und 1977/162. 
 
 
 
 

§ 129 
 
(1) Der Präsident der Notariatskammer wird auf drei Jahre in der gemeinsamen Versammlung beider 
Gruppen aus der Gruppe der Notare in geheimer Wahl mit Stimmzetteln gewählt. 
(2) Die dem Notarenstand angehörenden Mitglieder der Kammer werden in der Versammlung der 
Notarengruppe des Kollegiums, die dem Kandidatenstand angehörenden Mitglieder der Kammer in der 
Versammlung der Kandidatengruppe jeweils auf drei Jahre in geheimer Wahl mit Stimmzetteln 
gewühlt. 
(3) Der Präsident und die Kammermitglieder haben nach Ablauf dieser Zeit ihre Amtstätigkeit bis zur 
Neuwahl fortzusetzen und sind auch nach Ablauf der Amtsdauer wieder wählbar. Sinkt die Zahl der in 
einer Liste eingetragenen Kandidaten unter fünf (§ 124 Abs. 2), so bleiben die dem Kandidatenstand 
angehörenden Mitglieder, sofern ihre Amtsdauer nicht bereits vorher abläuft, bis zum Ende des 
laufenden Kalenderjahres im Amt. 
(4) Der Präsident und mindestens die Hälfte der Mitglieder müssen am Orte der Kammer oder in 
solcher Entfernung von diesem Ort ihren Amtssitz oder Dienstort haben, dass sie mit den 
vorhandenen Verkehrsmitteln leicht und in kurzer Zeit an den Sitz der Kammer gelangen können. 
(5) Das Ergebnis der Wahlen (§§ 125, Absatz 2, Z. 1, Absatz 4, Z. 5, und 126, Absatz 2) ist dem 
Präsidium des Gerichtshofes erster Instanz am Sitze der Kammer und dem Präsidium des 
Oberlandesgerichtes sowie dem Bundesministerium für Justiz, das Ergebnis der Wahlen der 
Kandidatengruppe auch dem Präsidenten der Kammer anzuzeigen. 
Fassung BGBL 1921/375, 1962/139 und 1993/692. 
 
 

§ 130 
 
(1) Wählbar sind in der Notarengruppe alle dem Kollegium angehörigen Notare, in der Gruppe der 
Notariats. Kandidaten nur Kandidaten, die substitutionsfähig sind (§ 119 Abs. 3). Sind solche 
Kandidaten nicht vorhanden oder werden sie nicht gewählt, so entfällt für die Wahlperiode die 
Entsendung von Kammermitgliedern aus dem Stande der Notariatskandidaten ganz oder zum Teile. 
(2) Das Amt erlischt, wenn die Voraussetzungen der Wählbarkeit entfallen. 
(3) Im Falle einer Unterbrechung der Praxis wird das Amt wieder erlangt, wenn der Kandidat 
innerhalb sechs Wochen nach der Streichung wieder in das Verzeichnis der Notariatskandidaten des 
Kammersprengels eingetragen wird und nicht schon gemäß § 133, Absatz 4, eine Ergänzungswahl 
stattgefunden hat. 
Fassung: BGBL 1921/375, 1977/162 und 1993/692. 
Schrifttum: Ehweiner, § 130 NO und Wehrdienst, NZ 1978, 137. 
 
 

§ 131 
 
(1) In jeder Gruppe sind die von ihr zu entsendenden Kammermitglieder gemeinsam zu wühlen. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen erhalten hat, sofern dadurch nicht mehr Personen 
gewühlt würden, als zu wühlen sind. Andernfalls gelten nur jene als gewühlt, welche die meisten 
Stimmen erhalten haben. Besteht jedoch bei einem mit niedrigster Stimmenzahl erreichten Mandat 
Stimmengleichheit, so gelangen diese Personen in eine engere Wahl. Bei Zählung der Stimmen sind 
ungültige Stimmzettel nicht mitzuzählen. 
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(2) Die Stimmabgabe kann auch durch Einsendung von Stimmzetteln an die Kammer oder an den 
Leiter der Wahl erfolgen. Diese Stimmzettel sind gültig, wenn sie mit der Unterschrift des Notars oder 
des Kandidaten versehen sind und vor Schluß der Stimmenabgabe einlangen. Die Unterschrift des 
Kandidaten bedarf, wenn sie der Kammer noch nicht vorliegt, der Beglaubigung. 
(3) Wird bei dem ersten Wahlgange die Mehrheit über die Hälfte nicht erzielt, so gelangen die 
Personen, die die meisten Stimmen erhalten haben, in die engere Wahl. 
(4) In die engere Wahl sind doppelt so viele Personen zu bringen, als zu wählen sind. Haben mehrere 
Personen die gleiche Stimmenzahl erhalten und sind sie nicht alle in die engere Wahl zu bringen, so 
entscheidet das Los, wer von ihnen in die engere Wahl kommt. 
(5) Jede Stimme, die bei dieser Wahl auf eine nicht in die engere Wahl gebrachte Person fällt, ist 
ungültig. Ergibt sich bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, so entscheidet das Los. 
(6) Ist die Wahl für eine neuerrichtete Kammer vorzunehmen, so hat der Präsident des Gerichtshofes 
erster Instanz am Sitz der Kammer die Wahl auszuschreiben und zu leiten. 
Fassung BGBL 1921/375, 1962/139, 1969/65 und 1993/692. 
 
 

§ 132 
 
(1) Der Gewühlte darf die Wahl ohne wichtigen Grund nicht ablehnen, doch kann ein Notar die Wahl 
ablehnen, wenn er schon ein Amt in der betreffenden Kammer versehen hat und seit seinem Austritt 
aus der Kammer noch nicht drei Jahre verstrichen sind. 
(2) Die Bestimmung des Absatzes 1 gilt sinngemäß für die Niederlegung des übernommenen Amtes. 
(3) Über die Wichtigkeit der geltend gemachten Gründe entscheidet in beiden Fällen die 
Notariatskammer. Gegen die Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 
Fassung BGBL 1921/375. 
 
 

§ 133 
 
(1) Der Präsident wird im Falle der Verhinderung durch einen von der Kammer aus den dem 
Notarenstand angehörigen Kammermitgliedern gewählten Stellvertreter und, wenn ein solcher nicht 
gewählt ist, durch jenes dem Notarenstand angehörige Mitglied der Kammer vertreten, das am 
längsten das Amt eines Notars versieht. 
(2) Wenn der Präsident ausscheidet, hat das Notariatskollegium einen anderen Präsidenten zu 
wählen. 
(3) Wenn ein Kammermitglied ausscheidet, kann die Kammer eine Ergänzungswahl für den Rest der 
Amtsdauer anordnen. Eine solche Ergänzungswahl muss vorgenommen werden, wenn die 
Mitgliederzahl auf die zur Beschlussfähigkeit der Kammer erforderfiche Zahl oder die Zahl der 
Mitglieder aus dem Kandidatenstande unter die Hälfte sinkt. 
(4) Für ein Mitglied aus dem Kandidatenstande, das durch Unterbrechung der Praxis ausscheidet, ist 
eine Ergänzungswahl vorzunehmen. Vor Ablauf der im § 130, Absatz 3, genannten Frist kann eine 
Ergänzungswahl nur vorgenommen werden, wenn dieses Mitglied sich einem anderen Berufe 
zuwendet. 
Fassung BGBL 1921/375. 
 
 

§ 134 
 
(1) Der Notariatskammer obliegt die Wahrung der Ehre und Würde des Standes und die Vertretung 
der Standesinteressen. 
(2) Zu ihrem Wirkungskreis gehören: 
1. die Aufsicht über das Benehmen und die Geschäftsführung der Notare und der Notariatskandidaten 
ihres Sprengels sowie die Führung der Verzeichnisse der Notare und Notariatskandidaten; die 
Einrichtung und Führung dieser Verzeichnisse wird durch Verordnung geregelt; 
2. die Handhabung der Disziplin über Notare und Notariatskandidaten; 
3. die Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten zwischen Notaren oder zwischen 
Notariatskandidaten oder zwischen Notaren und Kandidaten ihres Sprengels in Beziehung auf die 
Ausübung ihres Berufes oder auf das Dienstverhältnis; die Notare (Notariatskandidaten) sind 
verpflichtet, die Vermittlung der Kammer anzurufen, bevor sie eine Disziplinaranzeige machen; 
4. das vermittelnde Einschreiten, wenn zwischen Notaren ihres Sprengels und Parteien 
Meinungsverschiedenheiten oder Streitigkeiten in Ansehung der Amtsführung oder der vom Notar 
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angesprochenen Gebühren sich ergeben; von der Kammer beurkundete Vergleiche über 
Gebührenansprüche des Notars sind Exekutionstitel im Sinne des § 1 der Exekutionsordnung; 
5. die Entscheidung über Beschwerden in den im Gesetze bezeichneten Fällen; 
6. die Bestätigung (Ausstellung) der Zeugnisse über die Praxis der Notariatskandidaten; 
7. die Erstattung von Anträgen und Gutachten in Gesetzgebungsfragen, über Änderungen in der 
Organisation des Notariates sowie über Verminderung oder Vermehrung von Notarstellen, über die 
Verlegung der Amtssitze der Notare, über Änderungen im Gebührentarif u. dgl.; 
8. die Mitwirkung bei der Besetzung von Notarstellen, die Abgabe von Gutachten über Fähigkeit und 
Verwendung von Notaren und Notariatskandidaten; 
9. die Besorgung der wirtschaftlichen Angelegenheiten und die Einbringung der Jahresbeiträge, 
Geldbußen und Kostenersätze (§ 184), nötigenfalls durch Zwangsvollstreckung; Rückstandsausweise 
und rechtskräftige Beschlüsse der Kammer über die an die Kammer zu leistenden Beiträge, Geldbußen 
und Ersätze sind Exekutionstitel im Sinn des § 1 der Exekutionsordnung; 
10. die Einberufung des Notariatskollegiums und seiner Gruppen (§ 126, Absatz 1 und 2); 
11. die Wahl der Richter aus dem Notarenstande für die Disziplinargerichte und der 
Prüfungskommissäre; 
12. die Wahl der Vertreter zum Delegiertentag (§ 14l a); 
13. die Entscheidung über die Teilnahme der Kandidaten am Notariatskollegium (§ 124) und über ihre 
Wählbarkeit (§ 130, Absatz l); 
14. die Vorbereitung von Kollektivverträgen; 
15. die Durchführung und die Anerkennung der für Notariatskandidaten verbindlichen 
Ausbildungsveranstaltungen gemäß den von der österreichischen Notariatskammer erlassenen 
Richtlinien (§ 140 a Abs. 2 Z 8). 
Fassung BGBL 1921/375, 1929/257, 1962/139, 1977/162, 1982/651 
und 1987/522. 
Schrifttum: N. Michalek, Zu den Standesrichtlinien, InfBl 1968/ 3; Burgstaller, Anzeigepflicht der 
Notariatskammer gem § 84 STPO?, JBL 1991, 341; Brunner, Gegen die Notwendigkeit einer 
Rechnungshofkontrolle der Notariatskammern, NZ 1991, 172; s auch bei § 138. 
 
 

§ 135 
 
(1) Die Kammer versammelt sich auf Einladung des Präsidenten in der Regel einmal im Monate, sonst 
nach Bedarf Den Vorsitz führt der Präsident. 
(2) Zu Beschlüssen über Anträge und Gutachten in Angelegenheiten der Gesetzgebung und der 
Organisation (§ 134, Absatz 2, Z. 7) sowie zur Wahl der Notarenrichter (§ 134, Absatz 2, Z. 11) ist die 
Anwesenheit von zwei Dritteln, zu anderen Beschlüssen die Anwesenheit der Hälfte sämtlicher 
Kammermitglieder nebst dem Vorsitzenden erforderlich. Ist die Mitgliederzahl durch zwei oder drei 
nicht teilbar, so gilt die nächst höhere Zahl. 
(3) Die Kammer fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen. Der Vorsitzende ist 
stimmberechtigt; bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag. 
(4) Die Vorschriften des § 127, Absatz 3 und 4, finden Anwendung. 
Fassung BGBL. 1921/375. 
Schrifttum: Ram, Die Vertretung bei Kammersitzungen, NZ 1964, 69. 
 
 

§ 136 
 
Zur Beschlussfassung in Disziplinarsachen der Notare (§ 134 Abs. 2 Z. 2), über die Erstellung von 
Gutachten über Fähigkeit und Verwendung von Notaren und über die Erledigung der Berichte über die 
Amtsuntersuchungen der Notariatskanzleien (§ 154) ist außer dem Vorsitzenden die Anwesenheit von 
der Hälfte der Mitglieder aus der Notarengruppe erforderlich. An den Beratungen und 
Beschlußfassungen in diesen Angelegenheiten dürfen sich die von der Kandidatengruppe entsendeten 
Mitglieder der Kammer nicht beteiligen, doch können sie in den diesbezüglichen Sitzungen anwesend 
sein; ist keiner anwesend gewesen, so ist ihnen auf ihr Verlangen das Ergebnis solcher 
Amtshandlungen schriftlich mitzuteilen. 
Fassung BGBL 1977/162 und 1982/651. 
 
 

§ 137 
 
(1) Der Präsident führt die Geschäfte mit Hilfe der Kammermitglieder. Er ist befugt, in  
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dringenden und minder wichtigen laufenden Angelegenheiten die Geschäfte der Notariatskammer in 
deren Vertretung zu erledigen. Er hat aber nachträglich der Kammer zu berichten. 
(2) Der Beschlussfassung der Kammer vorbehalten sind jedoch in allen Fällen die Entscheidungen in 
Disziplinarsachen, die in § 134, Absatz 2, Z. 7, 11 und 12, angeführten Angelegenheiten, die 
Vorschläge zur Besetzung von Notarstellen und die Abgabe von Gutachten über Fähigkeit und 
Verwendung von Notaren und Notariatskandidaten. 
(3) Der Präsident hat für die Vorbereitung der Beschlussfassung der Kammer zu sorgen. 
Fassung BGBL 1921/375. 
 
 

 
 

§ 138 
 
(1) Sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind die auf Grund dieses Gesetzes ergehenden 
Bescheide (Entscheidungen und Verfügungen) mittels Berufung (Beschwerde) anfechtbar, und zwar 
1. Bescheide der Notariatskammer und ihres Präsidenten sowie Bescheide des Präsidenten des 
Gerichtshofes erster Instanz beim Oberlandesgerichtspräsidenten; 
2. Bescheide des Oberlandesgerichtspräsidenten, wenn er als erste Instanz entschieden oder wenn er 
im Rechtszug einen der in Z. 1 genannten Bescheide abgeändert hat, beim Bundesministerium für 
Justiz. 
(2) Die Berufungs(Beschwerde)frist beträgt 14 Tage; sie kann nicht verlängert werden. Sie beginnt 
mit dem Tage nach der Zustellung des anzufechtenden Bescheides. Der Beginn oder Lauf der Frist 
wird durch Sonntage und Feiertage nicht gehemmt. Fällt das Ende der Frist auf einen Samstag, einen 
Sonntag, einen Feiertag oder den Karfreitag, so endet die Frist mit dem nächsten Werktag. Die Tage 
des Postenlaufs werden in die Frist nicht eingerechnet. Die Berufung (Beschwerde) ist bei der Stelle 
zu überreichen, die als erste Instanz entschieden hat. 
(3) Rechtzeitig eingebrachte Berufungen (Beschwerden) haben aufschiebende Wirkung. Jede Stelle, 
die in der Hauptsache entscheidet, kann die aufschiebende Wirkung ausschließen, wenn die vorzeitige 
Vollstreckung im Interesse des öffentlichen Wohles wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein 
solcher Ausspruch ist tunlichst schon in den über die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen. 
(4) Verspätete oder unzulässige Berufungen (Beschwerden) hat die Stelle zurückzuweisen, die als 
erste Instanz entschieden hat. 
(5) Der Notariatskammer steht kein Berufungs(Beschwerde)recht zu. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1982/651. 
Schrifttum: Puck, Zur Anwendbarkeit des AVG (im besonderen auf die Fristenberechnung) und zum 
Instanzenzug im Verfahren vor den Notariatskammern, NZ 1978, 187. 
 
 

§ 139 
 
(1) Kammermitglieder, die ihre Pflichten vernachlässigen, können durch Erkenntnis des 
Disziplinargerichts, das in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen über das Disziplinarverfahren 
zu fällen ist, aus der Kammer ausgeschlossen werden. 
(2) Das Bundesministerium für Justiz kann eine Kammer aus einem wichtigen Grund auflösen; ein 
solcher Grund liegt insbesondere dann vor, wenn die Besetzung der Stellen der Kammermitglieder aus 
dem Notarenstand sich als undurchführbar erweist. Durch die Auflösung der Kammer erlöschen die 
Mandate. 
(3) Die Geschäfte werden bis zum Amtsantritt der neuen Kammer durch einen vom 
Bundesministerium für Justiz zugleich mit der Auflösung der Kammer zu bestellenden Notar besorgt. 
Dieser hat binnen zwei Monaten nach seiner Bestellung die Neuwahl der Kammer anzuordnen, die 
unter seinem Vorsitz stattfindet. 
Fassung BGBL 1921/375, 1962/139 und 1982/651. 
 
 

§ 140 
 
(1) Die österreichische Notariatskammer setzt sich aus den Notariatskammern Österreichs zusammen. 
Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes und hat ihren Sitz in Wien. Ihr Wirkungsbereich 
erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet. 
(2) Die österreichische Notariatskammer ist berechtigt, das Staatswappen zu führen; ihr Amtssiegel 
hat das Staatswappen und die Umschrift “Osterreichische Notariatskammer” zu enthalten. 
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Fassung BGBL 1977/162. 
 
 

§ 140 a 
 
(1) Die österreichische Notariatskammer ist, soweit es das österreichische Notariat in seiner 
Gesamtheit oder über den Bereich einer einzelnen Notariatskammer hinaus betrifft, zur Wahrung 
seiner Rechte und Angelegenheiten sowie zu seiner Vertretung berufen. 
(2) Zu ihrem Wirkungskreis gehören besonders 
1. die Erstattung von Gesetzesvorschlägen und Gutachten zu Gesetzentwürfen sowie von Vorschlägen 
auf Änderungen in der Organisation des Notariats und auf Änderungen in den Tarifen, ferner die 
Erstellung von Gutachten über Verminderung oder Vermehrung von Notarstellen und über die 
Verlegung von Amtssitzen der Notare; 
2. die Festsetzung der Beiträge der Notariatskammern zur Deckung ihres Aufwandes; 
3. die Pflege der Beziehungen zu anderen Berufsorganisationen des In- und Auslandes mit gleichem 
oder ähnlichem Aufgabenbereich; 
4. die Schaffung von Instituten und Einrichtungen, die geeignet sind, die sozialen, wirtschaftlichen, 
organisatorischen, ausbildungsmäßigen und standespolitischen Interessen des Notariats, seiner 
Standesmitglieder und ehemaligen Standesmitglieder sowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen 
zu fördern; 
5. die Einrichtung und Führung des österreichischen Zentralen Testamentsregisters (ÖZTR) mittels 
automationsunterstützten Datenverkehrs über die von den Gerichten, Notaren oder Rechtsanwälten 
verwahrten letztwilligen Anordnungen, Erbverträge, Vermächtnisverträge und Erbverzichtsverträge 
und die Ubermittlung von Daten bei Anfragen von Verlassenschaftsgerichten und öffentlichen Notaren 
als Gerichtskommissären an diese und zu Kontrollzwecken an Gerichte, Notare und Rechtsanwälte 
hinsichtlich der von diesen angemeldeten Daten registrierungsfähiger Urkunden; ferner die Erlassung 
von Richtlinien zur Führung des österreichischen Zentralen Testamentsregisters (ÖZTR), die 
besonders die Anmeldungs- und Eintragungsvoraussetzungen, die zu verwendenden Formblätter 
sowie die Höhe und Entrichtung der zur Deckung des diesbezüglichen Aufwandes notwendigen 
Gebühren regeln; 
6. auf Ansuchen die Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten im Sinn des § 134 
Abs. 2 Z 3, wenn es sich um Standesangehörige verschiedener Kammersprengel handelt; 
7. auf Ansuchen einer Notariatskammer die Erstattung von Gutachten und Äußerungen in 
Angelegenheiten des Notariats an diese Kammer; 
8. die Erlassung von Richtlinien über die Anrechenbarkeit von Zeiten der im § 6 Abs. 3 Z 1 genannten 
Art, über die Berücksichtigung eines weiteren Studiums und einer Dolmetscherbefähigung nach § 11 
Abs. 3, über die Anwendung von Tarifbestimmungen, über die Buchführung und Kassagebarung, über 
Beurkundungen nach § 76 Abs. 1 lit. 1, über Form und Inhalt des Beurkundungsregisters, des 
Unterschriftenregisters und des Geschäftsregisters, über die Tätigkeit der Notare bei Abfragen aus 
den mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung geführten öffentlichen Registern, über das 
Verhalten und die Berufsausübung der Standesmitglieder, über die Vertragsbedingungen der 
Haftpflichtversicherung nach § 30, insbesondere auch hinsichtlich eines Selbstbehalts, über die 
Erstattung statistischer Ausweise durch die Notare über die von ihnen im Lauf eines jeden Jahres 
vorgenommenen notariellen Amtshandlungen und über ihre Amtshandlungen als Gerichtskommissäre, 
über die Ausstellung von Ausweisen für Notare und Notariatskandidaten durch die Notariatskammer, 
über die Ausbildung von Notariatskandidaten, im besonderen über Art, Umfang und Gegenstand der 
Ausbildungsveranstaltungen, an denen ein Notariatskandidat als Voraussetzung für die Zulassung zur 
Notariatsprüfung teilzunehmen hat, über sonstige verpflichtende Aus- und 
Fortbildungsveranstaltungen für Notariatskandidaten sowie über verpflichtende 
Fortbildungsveranstalten für Notare; 
9. die Übermittlung einer nach Kammersprengeln geordneten Gesamtübersicht der statistischen 
Ausweise an den Bundesminister für Justiz. 
Fassung B GBI 1977/162, 1982/651, 1987/522 und 1993/692. 
 
 

§ 141 
 
Die Organe der österreichischen Notariatskammer sind 
1. der Delegiertentag; 
2. der Präsident; 
3. der Ständige Ausschuß; 
4. die Rechnungsprüfer. 
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Fassung BGBL 1977/162. 
 
 

§ 141 a 
 
(1) Der Delegiertentag setzt sich aus Delegierten der einzelnen Notariatskammern zusammen. In den 
Delegiertentag haben zu entsenden 
1. die Notariatskammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland den Präsidenten, 5 weitere Notare 
und 3 Kandidaten, 
2.die Notariatskammer für Oberösterreich und für Steiermark den Präsidenten, 3 weitere Notare und 2 
Kandidaten, 
3. jede andere Notariatskammer den Präsidenten, einen weiteren Notar und einen Kandidaten. 
(2) Die Mitglieder des Delegiertentags müssen dem Notariatskollegium angehören, dessen Kammer 
sie entsendet. Die Kandidaten müssen in die Kammer wählbar sein (§ 130). Gehören dem Kollegium 
Kandidaten nicht an (§ 124 Abs. 2) oder sind wählbare Kandidaten nicht vorhanden oder werden sie 
nicht gewühlt, so sind an Stelle der fehlenden Kandidaten Notare zu entsenden. 
(3) Die neben dem Präsidenten zu entsendenden Mitglieder aus dem Notarenstand sind von den in die 
Kammer gewühlten Notaren, die Mitglieder aus dem Kandidatenstand von den in die Kammer 
gewühlten Kandidaten zu wühlen (§ 134 Abs. 2 Z 12). Die Kammer hat die Namen der gewühlten 
Mitglieder dem Bundesminister für Justiz anzuzeigen. 
Notare und Notariatskandidaten werden auf drei Jahre gewühlt. Sie haben ihr Amt bis zu einer 
Neuwahl fortzuführen.  
Der § 132 gilt sinngemäß. 
Fassung BGBL 1977/162, 1982/651 und 1993/692. 
Schrifttum: Wagner, Mandats- und Funktionsdauer in der österr Notariatskammer, NZ 1987, 29. 
 
 

§ 141 b 
 
(1) Der. Delegiertentag hat aus seiner Mitte den Präsidenten der österreichischen Notariatskammer, 
einen ersten, zweiten und dritten Präsidenten-Stellvertreter sowie einen Kassier zu wühlen, die dem 
Notarenstand angehören müssen. Zwei der drei Präsidenten-Stellvertreter dürfen nicht derselben 
Kammer angehören wie der Präsident der österreichischen Notariatskammer. Dem Delegiertentag 
obliegt auch die Abberufung des Präsidenten der österreichischen Notariatskammer. 
(2) Der Präsident der österreichischen Notariatskammer, seine beiden*) Stellvertreter und der Kassier 
sowie die Präsidenten der Kammern und vier weitere vom Delegiertentag aus seiner Mitte zu 
wählende Ausschussmitglieder aus dem Kandidatenstand bilden den Ständigen Ausschuss. 
(3) Der Delegiertentag hat weiter einen Rechnungsprüfer, der dem Notarenstand, und einen 
Rechnungsprüfer, der dem Kandidatenstand angehören muss, sowie für sie je einen Stellvertreter zu 
wühlen. 
(4) Der Delegiertentag kann zur Erstattung von Vorschlägen Fachausschüsse bestellen; in sie können 
auch Standesangehörige berufen werden, die nicht Mitglieder des Delegiertentags sind. Der Präsident 
kann zur Beratung der vom Fachausschuß behandelten Gegenstände auch diejenigen Mitglieder der 
Fachausschüsse, die nicht Mitglieder des Delegiertentags oder des Ständigen Ausschusses sind, zu 
den Tagungen des Delegiertentags oder des Ständigen Ausschusses einladen; sic haben nur 
beratende Stimme. 
(5) Dem Delegiertentag sind zusätzlich mit beratender Stimme auch die Leiter der nach § 140 a Abs. 2 
Z 4 eingerichteten Institute beizuziehen, soweit dabei diese Institute betreffende Angelegenheiten 
behandelt werden. 
Fassung B GB1 1977/162, 1982/651 und 1993/692. 
*) Nunmehr: drei (s Abs 1 und in Rz 2). 
 
 

§ 141 c 
 
Der Präsident hat den Delegiertentag mindestens einmal jährlich und überdies dann einzuberufen, 
wenn mindestens sieben Mitglieder des Delegiertentags es verlangen. An welchem Ort die Tagung 
stattfindet, hat der Präsident zu bestimmen. 
Fassung BGBL 1977/162. 
 
 

§ 141 d 
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(1) Dem Delegiertentag obliegt die Beschlussfassung in allen Angelegenheiten, die zum 
Wirkungsbereich der Osterreichischen Notariatskammer gehören und nicht einem anderen Organ 
vorbehalten sind. 
(2) Der Delegiertentag fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme. Es kann sich bei der Beratung und Abstimmung durch ein anderes 
von derselben Kammer entsendetes Mitglied des Delegiertentags vertreten lassen. Dazu bedarf der 
Vertreter einer schriftlichen Vollmacht. Für die Abberufung des Präsidenten der österreichischen 
Notariatskammer ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der in geheimer Wahl mit Stimmzetteln 
abgegebenen Stimmen erforderlich. 
(3) Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von Vertretern mindestens dreier Kammern mit 
mindestens zehn Stimmen, unter denen sieben Notarstimmen sein müssen, erforderlich. 
(4) In dringenden oder einfachen Fällen kann der Präsident einen Beschluß des Delegiertentags 
außerhalb einer Sitzung durch schriftliche Abstimmung herbeiführen. Die Abs. 2 und 3 gelten hiebei 
sinngemäß mit der Abweichung, dass sich die Mehrheit nach der Gesamtzahl der Stimmberechtigten 
bestimmt. 
Fassung BGBL 1977/162 und 1993/692. 
 

§ 141 e 
 
(1) Der Präsident hat die laufenden Geschäfte, soweit sie dringend oder minder wichtig sind, zu 
erledigen; er hat hierüber in der nächsten Sitzung des Ständigen Ausschusses oder des 
Delegiertentags zu berichten; er hat die österreichische Notariatskammer nach außen zu vertreten, 
die Beschlüsse des Delegiertentags und des Ständigen Ausschusses zu vollziehen und die von der 
österreichischen Notariatskammer ausgehenden Schriftstücke zu zeichnen. 
(2) Der Präsident hat die Verhandlungen des Delegiertentags und des Ständigen Ausschusses zu 
leiten; er stimmt bei der Beschlussfassung dieser Organe mit. 
Fassung BGBL 1977/162. 
 
 

§ 141 f 
 
(1) Der Ständige Ausschuss hat die laufenden Geschäfte zu besorgen, soweit sie nicht vom 
Präsidenten erledigt worden sind, und über Berufungen (Beschwerden) gegen Beschlüsse von 
Notariatskammern wegen Standespflichtverletzungen zu entscheiden. 
(2) Der Ständige Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner stimmberechtigten 
Mitglieder, darunter von mindestens vier Notaren, erforderlich. Im Rechtsmittelverfahren wegen einer 
Standespflichtverletzung sind die Mitglieder der Notariatskammer ausgeschlossen, die in erster 
Instanz entschieden hat. Die Bestimmungen des § 127 Abs. 3 und 4 sind anzuwenden. Im 
Rechtsmittelverfahren wegen einer Standespflichtverletzung eines Notars dürfen sich die 
Notariatskandidaten an den Beratungen, Verhandlungen und Beschlussfassungen nicht beteiligen; sie 
können jedoch in den diesbezüglichen Sitzungen anwesend sein. 
(3) Der Präsident kann einen Beschluss des Ständigen Ausschusses auch durch schriftliche 
Abstimmung herbeiführen, es sei denn, dass es sich um eine Berufung (Beschwerde) gegen einen 
Beschlug der Notariatskammer wegen einer Standespflichtverletzung handelt. Zu einem durch 
schriftliche Abstimmung herbeigeführten Beschluß ist die einfache Mehrheit aller Stimmberechtigten 
erforderlich. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 

§ 141 g 
 
Den Rechnungsprüfern obliegt die Prüfung der Buch- und Kassaführung und des 
Rechnungsabschlusses der österreichischen Notariatskammer. Sie haben hiebei die notwendige 
Sorgfalt zu wahren und über das Ergebnis ihrer Prüfung dem Delegiertentag eingehend zu berichten. 
Fassung BGBL 1977/162 und 1993/692. 
 
 

§ 141 h 
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(1) Das Amt des Präsidenten und eines Mitglieds eines anderen Organs der Osterreichischen 
Notariatskammer oder eines Fachausschusses ist ein Ehrenamt. Haben diese Personen nicht am Ort 
der Tagung ihren Amtssitz oder Dienstort oder führen sie Reisen im Auftrag der österreichischen 
Notariatskammer aus, so sind ihnen Reise- und Aufenthaltskosten in sinngemäßer Anwendung der für 
Bundesbedienstete geltenden Vorschriften zu vergüten; hiebei sind die Notare den Beamten der 
allgemeinen Verwaltung der Dienstklasse VIII, die Notariatskandidaten denjenigen der Dienstklasse 
VH gleichgestellt. 
(2) Die Notariatskammern haben im Verhältnis der Anzahl der Notarstellen ihrer Sprengel zueinander 
zur Deckung der Kosten der österreichischen Notariatskammer Beiträge zu leisten; die Höhe dieser 
Beiträge ist alljährlich vom Delegiertentag festzusetzen. 
Fassung BGBL 1977/162. 
 
 
 
 

§ 141 I 
 
Die österreichische Notariatskammer hat sich eine Geschäftsordnung zu geben. Diese hat 
Bestimmungen zu enthalten besonders über 
1. die Pflicht zum Bericht und zur Auskunft der Kammern über Standesangelegenheiten und über 
Angelegenheiten ihrer Kollegiumsmitglieder” 
2. die Pflicht zum Bericht und zur Auskunft der Kollegiumsmitglieder über die Führung ihrer Geschäfte 
und ihrer Kanzleien, über Dienstverhältnisse, über die Höhe der Einnahmen und Ausgaben sowie über 
persönliche Verhältnisse;  
3. allgemeine Weisungen in Standesangelegenheiten und Angelegenheiten der Führung der 
Geschäfte; 
4. die innere Organisation und Kassaführung der österreichischen Notariatskammer; 
5. Einberufungsförmlichkeiten, Verhandlungsleitung, Referatsverteilung und Beiziehung von 
Nichtmitgliedern und  Sachverständigen zur Beratung. 
Fassung BGBL 1977/162. 
 
 

§ 142 
 
Die Beschlüsse des Delegiertentags in den Angelegenheiten des § 140 a Abs. 2 Z. 8 sind dem 
Bundesminister für Justiz binnen vier Wochen mitzuteilen. Dieser hat sie aufzuheben, wenn sie 
Gesetzen oder Verordnungen widersprechen. 
Fassung BGBL 1977/162. 
 
 
IX. Hauptstück  
Notariatsarchive 
 

§ 143 
 
(1) Die Notariatsarchive sind zur Übernahme und dauernder Verwahrung der Akten und Siegel der 
außer Amt getretenen und der verstorbenen Notare bestimmt. 
(2) Die Bestimmung der Orte, an welchen, und der Sprengel, für welche Notariatsarchive zu errichten 
sind, sowie die Organisierung derselben erfolgt nach Maßgabe des Bedürfnisses und nach 
Einvernehmung der beteiligten Notariatskammern durch Verordnung des Justizministers. 
*) Jetzt.-Bundesminister für Justiz. 
Schrifttum: Herlinger, Das Notariatsarchiv, NZ 1953, 154. 
           
 

§ 144 
 
(1) Bei jedem Notariatsarchive wird ein Direktor und nach Bedürfnis ein Adjunkt angestellt, welcher im 
Verhinderungsfalle des Direktors auch dessen Stelle zu versehen hat. 
(2) Besteht kein Adjunkt, so ist für die Dauer der Verhinderung von dem Präsidenten des 
Gerichtshofes erster Instanz ein Stellvertreter zu bestimmen. 
(3) Die Kanzleigeschäfte besorgt ein Sekretär. Nach Erfordernis können auch Archivsschreiber und 
Diener angestellt werden. 
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(4) Die Ernennung des Direktors und des Adjunkten steht dem Justizminister, *) die der übrigen 
Beamten und Diener dem Oberlandesgerichte zu. 
(5) Die Bezahlung der Beamten und Diener des Archives, die Kosten der Übernahme und Verwahrung 
der Akten und die sonstigen aus der Geschäftsführung der Archive erwachsenden Auslagen werden 
aus der Staatskasse bestritten. *) Jetzt.- Bundesminister für Justiz. 
 
 

§ 145 
 
(1) Zu Direktoren und Adjunkten sollen nach Tunlichkeit verdienstvolle Notare ernannt werden, 
welche jedoch nach Übernahme dieser Stellen Notariatsgeschäfte nicht mehr ausüben dürfen. 
(2) Zur Besetzung dieser Stellen hat die Notariatskammer, in deren Sprengel sich das Archiv befindet, 
den Konkurs auszuschreiben und den Vorschlag an das Oberlandesgericht zu erstatten, welches 
denselben mit seinem Gutachten dem Justizminister*) vorlegt. 
(3) Zur Besetzung der übrigen Stellen hat die Notariatskammer den Vorschlag an das 
Oberlandesgericht zu erstatten. *) Jetzt.- Bundesminister für Justiz. 
 
 

§ 146 
 
Nach dem Erlöschen des Amtes (§ 19 Abs. l), dem Tode oder der Versetzung eines Notars sind die 
von ihm verwahrten Akten, Geschäftsregister, Verzeichnisse und sein Amtssiegel durch die 
Notariatskammer an das Notariatsarchiv seines Sprengels abzuführen. Wenn eine Vorkehrung in 
Ansehung dieser Akten notwendig ist, hat die Notariatskammer für die mittlerweilige Verwahrung, 
Erteilung von Ausfertigungen, Beurkundungen und Abschriften durch einen von ihr zu bestellenden 
Notar Sorge zu tragen. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1993/692. 
Schrifttum: Graschopf, Wertlose Testamente, NZ 1949, 68; Fosen, Entwertete Testamente, NZ 1949, 
123; Werner, Die Verwahrung von Privattestamenten, NZ 1952, 60. 
 
 

§ 147 
 
(1) Zur Übernahme der Akten hat die Notariatskammer ein Mitglied abzuordnen, welches die 
Vollständigkeit der Akten, Geschäftsregister und Verzeichnisse genau zu untersuchen, darüber ein 
Protokoll aufzunehmen und dasselbe zugleich mit den Akten der Notariatskammer vorzulegen hat. Die 
Kammer hat die Akten, und zwar, wenn ein Abgang entdeckt wurde, nach vorläufiger Veranlassung 
des Verfahrens zur Vervollständigung derselben an das Notariatsarchiv abzugeben, sofern sie nicht 
bereits zum Zeitpunkt der Abgabe nach § 152 a ausgeschieden werden können. 
(2) Werden Gelder, Wertpapiere oder Wertgegenstände vorgefunden, die dem Notar übergeben 
worden sind, so sind sie genau und unter Angabe der Art der Verwahrung und der Bezeichnung der 
Pakete zu verzeichnen und samt Tagebuch und Kassabuch (§ 116 Abs. 1 Buchstaben e und f) sowie 
allfälligen Verwahrungsaufträgen und den betreffenden Handakten unverzüglich dem Amtsnachfolger 
oder, sofern ein solcher nicht ernannt ist, dem von der Notariatskammer zu bestellenden Notar zu 
übergeben. Verwahrungsaufträge gelten als für den übernehmenden Notar erteilt. Verwahrnisse, die 
nicht übernommen werden, sind unverzüglich bei Gericht zu erlegen. 
Fassung BGBL 1977/162 nd 1993/692. 
 
 

§ 148 
 
(1) Sind Aktenstücke abgängig, so wird der zur Aktenübergabe verpflichtete Notar, oder falls er 
gestorben ist, der Vertreter seines Nachlasses von der Notariatskammer angewiesen, die fehlenden 
Stücke sogleich oder nötigenfalls in einem, nach den Umständen bestimmten Termine beizubringen. 
Erfolgt die Beibringung nicht, so sind die Beteiligten durch persönliche Verständigung, oder wenn dies 
nicht tunlich ist, durch Verlautbarung von dem entdeckten Mangel zur Wahrung ihrer Rechte in 
Kenntnis zu setzen. 
(2) Besitzt ein Beteiligter eine Ausfertigung der verlorenen Urschrift, oder befindet sich eine solche bei 
einer Behörde oder bei einem anderen Notare in Verwahrung, so hat die Notariatskammer dieselbe 
abzuverlangen, davon, wenn kein Bedenken obwaltet, eine von der Kammer und dem 
Archivsvorstande zu beglaubigende Abschrift zu nehmen und diese zur Vervollständigung der 
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Notariatsakten und zur Erteilung weiterer Ausfertigungen aufzubewahren. Die abverlangte 
Ausfertigung wird zurückgestellt. 
(3) Ist das Geschäftsregister oder ein Verzeichnis mangelhaft, so muss die Vervollständigung nach 
Tunlichkeit veranlasst werden. 
(4) Über die Vervollständigung der Akten und die Art, wie sie bewirkt wurde, ist ein Protokoll 
aufzunehmen, und samt den die Vervollständigung betreffenden Schriftstücken den Akten beizulegen. 
(5) Die Kosten der Vervollständigung hat in jedem Falle der zur Aktenübergabe verpflichtete Notar 
oder sein Nachlass zu tragen. 
Schrifttum: Graschopf Notarielle Ersatzurkunden, JBI 1948, H 22 = NZ 1949, 12, 24; Wagner, 
Notarielle Urkunden 11 (1 989) 249. 
 
 

§ 149 
 
(1) Der Archivsdirektor allein ist berufen, von den im Notariatsarchive befindlichen Akten 
Ausfertigungen, Auszüge, Abschriften oder Zeugnisse zu erteilen oder Einsicht in dieselben zu 
gestatten, oder eine bei den Akten befindliche, von dem Notare in Verwahrung genommene Urkunde 
zurückzustellen. 
(2) Die vom Archive erteilten Notariatsurkunden werden vom Archivsdirektor unter Beidrückung des 
Archivssiegels beglaubigt. 
(3) Die für diese Arten der Geschäftsführung für die Notare erteilten Vorschriften finden auch auf den 
Archivsdirektor sinngemäße Anwendung. 
(4) Die Archivsgebühren werden nach dem für die Notare gegebenen Tarife eingehoben und sind an 
den Staatsschatz abzuführen. 
 
 

§ 150 
 
(1) Wenn der Archivsdirektor dem Begehren einer Partei um Erteilung einer Ausfertigung, eines 
Auszuges, eines Zeugnisses, einer Abschrift aus den Akten, um Gestattung der Einsicht in dieselben, 
um Rückstellung einer letztwilligen Verfügung oder einer zur Aufbewahrung übergebenen Urkunde 
nicht stattzugeben findet, so hat er der Partei auf Verlangen die Gründe der Verweigerung sogleich 
schriftlich bekannt zu geben. 
(2) Erachtet sich die Partei durch die Verweigerung oder durch die Gebührenbemessung für 
beschwert, so kann sie dagegen die Beschwerde bei dem am Sitze des Notariatsarchives befindlichen 
Gerichtshofe erster Instanz anbringen, welcher darüber mit Vorbehalt der Beschwerde an das 
Oberlandesgericht entscheidet. 
(3) Eine Abänderung der Entscheidung des Archivsdirektors kann nur nach dessen Einvernehmung 
erfolgen. 
 
 

§ 151 
 
Die nach § 111 dem Notare obliegenden Vorkehrungen im Falle des Ablebens einer Person, deren 
letztwillige Verfügung sich in seinen Akten befindet, sind auch von dem Archive in Ansehung der bei 
demselben befindlichen letztwilligen Anordnungen zu beobachten. Wird die Funktion des 
Archivdirektors nach § 152 von einem Richter des Gerichtshofs wahrgenommen, so ist die 
Kundmachung von im Archiv verwahrten letztwilligen Anordnungen von diesem vorzunehmen. 
Fassung BGBL 1993/692. 
 
 

§ 152 
 
In denjenigen Sprengeln der Gerichtshöfe erster Instanz, für welche ein Notariatsarchiv nicht errichtet 
ist, haben diese Gerichtshöfe die den Archivsbeamten obliegenden Geschäfte zu besorgen. Der 
Präsident des Gerichtshofes hat zu diesem Ende einen der Räte des Gerichtshofes mit den Funktionen 
des Archivsdirektors zu betrauen. 
 
 

§ 152 a 
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Die nach diesem Hauptstück verwahrten Beurkundungsregister und Vermerkblätter können nach 
Ablauf von 40 Jahren, Anerkennungserklärungen und Protestvermerke nach Ablauf von zehn Jahren 
ab ihrer Errichtung ausgeschieden werden. 
Eingefügt mit BGBL 1993/692. 
 
 
 
X. Hauptstück 
Beaufsichtigung und Disziplinarbehandlung der Notare 
 
I. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 
Abschnitt und Überschrift durch BGBL 1982/651 eingefügt. 
Schrifttum: Giebl, Zum Disziplinarstrafrecht der Notare, NZ 1928, 104. 
 

 
 

§ 153 
 
(1) Die oberste Aufsicht über das Notariatswesen steht dem Bundesminister für Justiz, die 
Überwachung der Amtsführung der Notare den Präsidenten des Gerichtshofs erster und des 
Gerichtshofs zweiter Instanz zu. 
(2) Zur Beaufsichtigung der Notare in ihrem ämtlichen Wirken und standesmäßigen Verbalten sind 
zunächst die Notariatskammern berufen. 
Fassung BGBL 1977/162. 
 

§ 154 
 
(1) Die Notariatskammer ist verpflichtet, von den Akten der Notare ihres Sprengels von Zeit zu Zeit 
durch einen Abgeordneten Einsicht nehmen zu lassen, um sich von dem gehörigen Geschäftsgange 
bei denselben zu überzeugen. Dazu können nur Kammermitglieder, die Notare sind, abgeordnet 
werden. 
(2) Über Mängel, die auf diese oder andere Weise zu ihrer Kenntnis gelangen, hat sie den Notaren 
eine angemessene Erinnerung zu erteilen. Ist der Mangel auf eine Standespflichtverletzung 
zurückzuführen, so ist nach den folgenden Bestimmungen vorzugehen. 
(3) Der Präsident des Gerichtshofes erster Instanz am Sitze der Kammer hat von Zelt zu Zelt die 
Kanzlei des Archives zu untersuchen und nach dem Ergebnisse der Untersuchung das Geeignete zu 
veranlassen. 
(4) Dieser Präsident ist auch berechtigt, wenn ein gegründetes Bedenken gegen die 
Ordnungsgemäßheit der Geschäftsführung eines Notars im Sprengel der Kammer entsteht, die 
Kammer darauf aufmerksam zu machen und, falls die Bedenken nicht innerhalb von vier Wochen 
beseitigt sind, selbst oder durch einen abgeordneten Richter unter Beiziehung eines von der 
Notariatskammer namhaft gemachten Notars die Akten des Notars zu untersuchen und je nach dem 
Ergebnis der Revision die notwendigen Verfügungen zu treffen. Von dem Ergebnis der Untersuchung 
ist der Notariatskammer Mitteilung zu machen. 
(5) Wird bei der Untersuchung der Akten eines Notars oder des Archivs ein Abgang entdeckt, so ist 
das Verfahren zur Vervollständigung (§ 147 u. fg.) einzuleiten. 
FassungBGBL 1921/375, 1977/162 und 1982/651. 
Schrifttum s bei § 148. 
 
 

§ 155 
 
(1) Ein Notar oder Notariatskandidat,  
1. der schuldhaft eine ihm in diesem Gesetz oder in einer anderen Rechtsvorschrift für die Ausübung 
seines Berufes auferlegte Pflicht verletzt (Berufspflichtverletzung) oder 
2. dessen schuldhaftes Verhalten geeignet ist, die Ehre oder Würde seines Standes zu 
beeinträchtigen, begeht eine Standespflichtverletzung. 
(2) Standespflichtverletzungen sind entweder Disziplinarvergehen, die vom Oberlandesgericht als 
Disziplinargericht nach Anhörung des Oberstaatsanwalts*) mit Disziplinarstrafe zu ahnden sind, oder 
Ordnungswidrigkeiten, die von der Notariatskammer mit Ordnungsstrafe zu ahnden sind. 
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(3) Ergibt sich, dass das Verschulden des Notars oder Notariatskandidaten geringfügig ist und die 
Standespflichtverletzung keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat, so ist von der 
Einleitung oder Fortsetzung des Verfahrens und vom Ausspruch einer Strafe abzusehen. Die 
Notariatskammer ist in einem solchen Fall nicht gehalten, das Disziplinargericht zu befassen. Sie kann 
jedoch in allen Fällen, in denen die im ersten Satz genannten Voraussetzungen vorliegen, eine 
angemessene Erinnerung erteilen. 
Fassung BGBL 1982/651. 
*) Jetzt.- Leiter der Oberstaatsanwaltschaft. 
 
 

§ 156 
 
(1) Standespflichtverletzungen sind Disziplinarvergehen, wenn 
1. die Standespflichtverletzung eine von Amts wegen zu verfolgende, mit Vorsatz begangene 
gerichtlich strafbare Handlung in sich schließt” 
2. vorsätzlich eine Berufspflicht verletzt wird, es sei denn, dass die Verletzung keinen oder nur einen 
unbedeutenden Schaden nach sich zu ziehen geeignet ist” 
3. fahrlässig eine oder mehrere Berufspflichten verletzt werden und die Verletzung geeignet ist, bei 
einem oder mehreren anderen einen 50000 S übersteigenden Schaden herbeizuführen, oder 
4. der Notar oder Notariatskandidat wegen einer oder mehrerer Standespflichtverletzungen schon 
einmal mit einer Suspension, einer Entziehung der Substitutionsberechtigung oder einer 50000 S 
übersteigenden Geldbuße oder schon zweimal mit Geldbußen bestraft worden ist; eine frühere 
Bestrafung bleibt außer Betracht, wenn bei einer Geldbuße mehr als drei Jahre, bei einer Suspension 
oder Entziehung der Substitutionsberechtigung mehr als fünf Jahre seit Eintritt der Rechtskraft bis zur 
folgenden Standespflichtverletzung vergangen sind. 
(2) In allen anderen Fällen sind Standespflichtverletzungen Ordnungswidrigkeiten. 
Fassung BGBL 1982/651. 
Schrifttum: Walter, Zur verfassungskonformen Abgrenzung der Zuständigkeit im Disziplinarrecht der 
Notare, in Wagner-FS (1987) 347. 
 
 

§ 157 
 
(1) Liegen einem Beschuldigten Disziplinarvergehen und Ordnungswidrigkeiten zur Last, die 
miteinander im Zusammenhang stehen, so obliegt auch die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten dem 
Disziplinargericht, das, soweit im § 158 Abs. 4 nicht anderes bestimmt ist, für Disziplinarvergehen und 
Ordnungswidrigkeiten nur eine Disziplinarstrafe auszusprechen hat. 
(2) Die örtliche Zuständigkeit des Disziplinargerichtes und der Notariatskammer richtet sich nach dem 
Amtssitz des beschuldigten Notars oder dem Dienstort des beschuldigten Notariatskandidaten zum 
Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 

§ 158 
 
(1) Disziplinarvergehen sind mit einer der folgenden Disziplinarstrafen zu ahnden: 
1. schriftlicher Verweis, 
2. Geldbuße bis 500000 S, 
3. Suspension vom Amt in der Dauer von höchstens einem Jahr, 
4. Entsetzung vom Amt. 
(2) Durch die Suspension wird dem Notar auch die berufsmäßige Besorgung der im § 5 bezeichneten 
Geschäfte untersagt. 
(3) Gegen Notariatskandidaten können außer den im Abs. 1 Z 1 und 2 bezeichneten Disziplinarstrafen 
nur die Strafe der Entziehung der Substitutionsberechtigung bis zur Dauer eines Jahres und die Strafe 
der Streichung aus dem Verzeichnis der Notariatskandidaten verhängt werden. 
(4) Eine Geldbuße kann auch zugleich mit der Disziplinarstrafe der Suspension oder der Entziehung 
der Substitutionsberechtigung verhängt werden. 
(5) Ordnungswidrigkeiten sind mit einer der folgenden Ordnungsstrafen zu ahnden: 
1. Mahnung an die Pflichten des Standes, 
2. schriftliche Rüge, 
3. schriftliche Rüge in Verbindung mit einer Geldbuge bis 100000 S. 
Fassung BGBL 1982/651. 
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§ 159 
 
(1) Die Strafe ist nach der Größe der Pflichtverletzung und der Größe des verursachten oder 
bevorstehenden Schadens zu bemessen. Namentlich ist auf deren Vorsätzlichkeit, das Maß der 
Fahrlässigkeit, auf den Einfluß, welchen die Pflichtverletzung auf die Kraft der aufgenommenen 
Notariatsurkunden und die fernere Vertrauenswürdigkeit des Notars zu üben geeignet ist, und auf den 
Umstand Rücksicht zu nehmen, ob der Notar bereits mit geringeren Strafen erfolglos belegt worden 
sei. 
(2) Die Geldbußen fliegen dem Notariatskollegium zu, dem der Verurteilte zum Zeitpunkt der 
Einleitung des Verfahrens abgehört hat. 
Fassung BGBL 1976/91, 1977/162 und 1982/651. 
 
 

§ 160 
 
(1) Durch Verjährung wird die Verfolgung eines Notars oder Notariatskandidaten wegen einer 
Standespflichtverletzung ausgeschlossen, wenn gegen ihn nicht 
1. innerhalb von sechs Monaten ab Kenntnis von dem einer Ordnungswidrigkeit zugrundeliegenden 
Sachverhalt durch die Notariatskammer diese ein Verfahren eingeleitet hat, es sei denn, dass bis 
dahin das Disziplinargericht damit befasst worden ist, oder 
2. innerhalb von fünf Jahren nach der Beendigung des pflichtwidrigen Verhaltens von der 
Notariatskammer oder vom Disziplinargericht ein Verfahren eingeleitet oder ein rechtskräftig 
beendetes Verfahren zu seinem Nachteil wieder aufgenommen worden ist. 
(2) Disziplinarvergehen, die zugleich auch als gerichtlich strafbare Handlungen, die nur vorsätzlich 
begangen werden können und mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind, zu verfolgen sind, 
verjähren nicht. 
(3) Begeht der Notar oder Notariatskandidat innerhalb der Verjährungsfrist erneut eine 
Standespflichtverletzung, so tritt die Verjährung nicht ein, bevor auch für diese 
Standespflichtverletzung die Verjährungsfrist abgelaufen ist. 
(4) Ist der der Standespflichtverletzung zugrunde liegende Sachverhalt Gegenstand eines 
strafgerichtlichen Verfahrens, eines Verwaltungsstrafverfahrens oder eines Disziplinarverfahrens bei 
der Notariatskammer oder beim Disziplinargericht, so wird der Lauf der im Abs. 1 angeführten Fristen 
für die Dauer dieses Verfahrens gehemmt. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 
II. Abschnitt 
Verfahren vor der Notariatskammer und dem Ständigen Ausschuss 
Abschnitt und Überschrift durch BGBL 1982/651 eingefügt. 
 
 

§ 161 
 
(1) Eine gegen einen Notar oder Notariatskandidaten erhobene Beschuldigung einer 
Standespflichtverletzung oder ein sich ergebender hinreichender Verdacht ist dem Beschuldigten ohne 
Verzug bekanntzugeben. 
(2) Die Notariatskammer hat Beschluß zu fassen, ob ein 
Verfahren eingeleitet wird. 
(3) Fasst die Notariatskammer einen Einleitungsbeschluss” so hat sie aus der Notarengruppe einen 
Untersuchungskommissär zu bestellen. Ein Notar, bei dem ein im § 164 Abs. 1 Z 1 und 2 genannter 
Grund vorliegt, darf nicht zum Untersuchungskommissär bestellt werden. 
(4) In einfachen Fällen kann sie ohne Bestellung eines Untersuchungskommissärs sogleich eine 
mündliche Verhandlung anberaumen oder eine Strafverfügung (§ 166) erlassen. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 

§ 162 
 
(1) Der Untersuchungskommissär hat alle zur vollständigen Aufklärung des Sachverhaltes 
erforderlichen Umstände von Amts wegen zu erbeben. Zu diesem Zweck hat er den Beschuldigten 
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und erforderlichenfalls Zeugen und Sachverständige zu vernehmen sowie Beweisgegenstände in 
Augenschein zu nehmen. Die Weigerung des Beschuldigten, einer Ladung Folge zu leisten oder sich 
zu den Beschuldigungspunkten zu äußern, hat auf das Verfahren keinen Einfluß. 
(2) Auf Vernehmungen sind die Vorschriften der Strafprozessordnung sinngemäß anzuwenden. Bei 
Vorliegen einer schriftlichen Stellungnahme kann von der Vernehmung einer Person Abstand 
genommen werden; der Beschuldigte kann jedoch seine Vernehmung verlangen 
(3) Soweit es zur Sicherung des Verfahrenszweckes oder wegen der Bedeutung und Eigenart der 
Sache notwendig oder zweckmäßig ist, kann der Untersuchungskommissär um die Durchführung von 
Vernehmungen das für Strafsachen zuständige Bezirksgericht ersuchen, in dessen Sprengel die zu 
vernehmende Person ihren Wohn- oder Aufenthaltsort hat. Der Untersuchungskommissär hat das 
Recht, bei der Vernehmung anwesend zu sein und Fragen zu stellen. 
(4) Der Beschuldigte kann einen Notar, einen Notariatskandidaten oder einen Rechtsanwalt als 
Verteidiger beiziehen. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 

 
§ 163 

 
(1) Der Untersuchungskommissär hat über das Ergebnis seiner Erhebungen einen schriftlichen Bericht 
abzufassen. Hierauf hat die Notariatskammer durch Beschluß zu entscheiden, ob eine mündliche 
Verhandlung anzuberaumen, eine Strafverfügung (§ 166) zu erlassen oder das Verfahren einzustellen 
ist. Für den Fall der Anberaumung einer Verhandlung sind die Beschuldigungspunkte bestimmt zu 
bezeichnen. 
(2) Dem Beschuldigten und seinem Verteidiger ist Akteneinsicht zu gewähren. Der 
Untersuchungskommissär kann jedoch bis zur Abfassung seines schriftlichen Berichtes die 
Akteneinsicht soweit einschränken, als er diese mit dem Zweck des Verfahrens nicht vereinbar findet. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 

§ 164 
 
(1) Von der Mitwirkung an Verhandlungen und Beschlussfassungen der Notariatskammer und des 
Ständigen Ausschusses sind ausgeschlossen: 
1. ein Mitglied, bei dem ein in § 127 Abs. 3 genannter Grund vorliegt, 
2. ein Mitglied, das als Zeuge vernommen werden soll, es sei denn, dass es sich um Wahrnehmungen 
anlässlich seiner Tätigkeit als Mitglied der Notariatskammer oder des Ständigen Ausschusses handelt, 
und 
3. der Untersuchungskommissär. 
(2) Sind Gründe vorhanden, die geeignet sind, die Unbefangenheit des Untersuchungskommissärs, 
eines Mitglieds der Notariatskammer oder eines Mitglieds des Ständigen Ausschusses in Zweifel zu 
ziehen, so kann der Beschuldigte einen Ablehnungsantrag stellen. Der Beschuldigte hat darüber 
hinaus das Recht, von den Mitgliedern der Notariatskammer eines auch ohne Angabe von Gründen 
abzulehnen. 
(3) Über das Vorliegen von Befangenheitsgründen nach Abs. 2 entscheidet die Notariatskammer 
hinsichtlich ihrer Mitglieder und des Untersuchungskommissärs, der Ständige Ausschuß hinsichtlich 
seiner Mitglieder. 
(4) Ist Gegenstand einer dem Beschuldigten zur Last gelegten Standespflichtverletzung ein von 
diesem gegen die Notariatskammer erhobener Vorwurf, so hat der Ständige Ausschuss auf Antrag des 
Beschuldigten oder der Notariatskammer die Sache einer anderen Notariatskammer zu übertragen. Ist 
eine Notariatskammer infolge Ausschließung oder Befangenheit von Mitgliedern beschlussunfähig, so 
hat der Ständige Ausschuss von Amts wegen die Sache einer anderen Notariatskammer zu 
übertragen. 
Fassung BGBL 1982/651. 
Schrifttum: Sobalik, Die Ablehnung von Gerichtspersonen 
nach § 11 5 RDG (§ 161 NO), RZ 1978, 93; ungenannt, Zur Frage der 
Ausschließung und Befangenheit im Ordnungsstrafverfahren, InfBl Dez 1988/32. Stk. 
 
 

§ 165 
 
(1) Zur mündlichen Verhandlung sind der Beschuldigte und, wenn ein Verteidiger beigezogen ist, 
dieser zu laden. Erscheint der Beschuldigte trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht, so kann in seiner 
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Abwesenheit verhandelt werden. Die Verhandlung ist jedoch zu vertagen, wenn die Notariatskammer 
eine erschöpfende Klärung des Sachverhalts ohne Vernehmung des Beschuldigten nicht für möglich 
erachtet. 
(2) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Der Beschuldigte kann verlangen das außer seinem 
Verteidiger einem Notar oder Notariatskandidaten seines Vertrauens die Anwesenheit bei der 
Verhandlung gestattet wird. 
(3) Im übrigen sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, die §§ 132 bis 136 und 138 des 
Richterdienstgesetzes, BGBL. Nr. 305/1961, sinngemäß anzuwenden. 
(4) Die Notariatskammer hat entweder den Beschuldigten von der ihm zur Last gelegten 
Standespflichtverletzung freizusprechen oder ihn für schuldig zu erklären und eine Ordnungsstrafe zu 
verhängen, sofern nicht gemäß § 155 Abs. 3 von der Verhängung einer solchen abzusehen ist. Die 
Ausfertigung des Beschlusses ist dem Beschuldigten, wenn er aber einen Verteidiger hat, diesem 
innerhalb eines Monats zuzustellen. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 

 
 
 

§ 166 
 
(1) In einfachen Fällen oder wenn sich der Beschuldigte der ihm zur Last gelegten 
Standespflichtverletzung für schuldig erklärt, kann die Notariatskammer ohne Anberaumung einer 
mündlichen Verhandlung eine Ordnungsstrafe durch Strafverfügung aussprechen. 
(2) Erhebt der Beschuldigte gegen eine Strafverfügung binnen vierzehn Tagen nach Zustellung 
Einspruch, so tritt sie außer Kraft. Die Notariatskammer hat in diesem Fall eine mündliche 
Verhandlung anzuberaumen oder nach § 161 Abs. 3 vorzugehen. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 

§ 167 
 
(1) Gegen den Beschluss der Notariatskammer, der einen Schuldspruch enthält, steht dem 
Beschuldigten das Rechtsmittel der Berufung an den Ständigen Ausschluss zu. § 138 Abs. 3 zweiter 
und dritter Satz ist hiebei nicht anzuwenden. Gegen die Zurückweisung einer Berufung als verspätet 
oder unzulässig steht dem Beschuldigten die Beschwerde an den Ständigen Ausschuss zu. 
(2) Im übrigen sind die Beschlüsse der Notariatskammer im Verfahren wegen 
Standespflichtverletzungen nicht gesondert anfechtbar. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 

§ 168 
 
(1) Die Berufung ist vom Präsidenten der österreichischen Notariatskammer nach Maßgabe einer 
jährlich im vorhinein festzulegenden Reihenfolge einem Mitglied des Ständigen Ausschusses als 
Berichterstatter zuzuteilen. 
(2) Der Ständige Ausschuß entscheidet über die Berufung in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss. 
Er entscheidet in der Regel in der Sache selbst und hat in diesem Fall bei seiner Entscheidung von den 
dem angefochtenen Beschlug zugrunde gelegten Tatsachenfeststellungen auszugehen. Er kann die 
Berufung als unbegründet abweisen oder den angefochtenen Beschluss, jedoch nicht zum Nachteil 
des Beschuldigten, abändern. 
(3) Findet der Ständige Ausschuss, dass das Verfahren der Notariatskammer mangelhaft war, 
besonders weil die Notariatskammer nicht ordnungsgemäß besetzt war (§§ 136, 164), weil der 
Sachverhalt nicht erschöpfend aufgeklärt oder dem Beschuldigten nicht ausreichend Gehör gegeben 
wurde oder weil der angefochtene Beschlug nicht hinreichend begründet ist, oder ergeben sich 
Bedenken gegen die dem angefochtenen Beschluss zugrunde gelegten Tatsachenfeststellungen, so 
hat der Ständige Ausschuss den angefochtenen Beschluss aufzuheben und die Sache zur neuerlichen 
Verhandlung und Entscheidung an die Notariatskammer zurückzuverweisen. Statt der 
Zurückverweisung kann der Ständige Ausschuss in der Sache selbst entscheiden, wenn dies nach 
seinem Ermessen geeignet erscheint, die Erledigung zu bescheinigen oder einen erheblichen 
Kostenaufwand zu vermeiden. Zu diesem Zweck kann der Ständige Ausschuss erforderlichenfalls das 
Verfahren ergänzen oder der Notariatskammer eine solche Ergänzung auftragen. 
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(4) Die Notariatskammer ist bei der weiteren Behandlung der Sache an die im Aufhebungsbeschluß 
des Ständigen Ausschusses enthaltene rechtliche Beurteilung gebunden. 
(5) Beschlüsse des Ständigen Ausschusses im Verfahre wegen Standespflichtverletzungen unterliegen 
nicht der Anhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg. 
Fassung BGBL 1982/657. 
 
 

§ 169 
 
(1) Ergeben sich im Verfahren vor der Notariatskammer oder vor dem Ständigen Ausschuß 
hinreichende Gründe für die Annahme, dass die Ahndung der Standespflichtverletzung in die 
Zuständigkeit des Disziplinargerichts fällt, so ist die Sache in jeder Lage des Verfahrens mit Beschluß 
dem Disziplinargericht abzutreten und hievon der Beschuldigte zu verständigen. § 155 Abs. 3 bleibt 
unberührt. Das Verfahren ist jedoch wieder fortzusetzen, wenn das Disziplinargericht einen Beschluss 
nach § 176 fasst. 
(2) Für die Wiederaufnahme des Verfahrens, die Wiedereinsetzung, die Vornahme von Zustellungen, 
die Begründung von Entscheidungen, die Zulässigkeit von Rechtsmitteln und den Fristenlauf gelten die 
Bestimmungen der §§ 151 bis 155, 157, 161, 163, 164 Abs. 2 und 3 sowie 165 des 
Richterdienstgesetzes, BGBL. Nr. 305/1961, sinngemäß. 
Fassung BGBL 1982/651. 
 
 
III. Abschnitt 
Verfahren vor dem Disziplinargericht 
Abschnitt und Überschrift durch BGBL 1982/651 eingefügt. 
 
 

§ 170.*) 
 
(1) Für die Zusammensetzung des Disziplinarsenates und für das Disziplinarverfahren sind die §§ 112 
bis 120, 122 bis 129, 130 Abs. 2 bis 4, 131 bis 136, 137 Abs. 1 und 3, 138 bis 141, 143, 151 bis 155, 
157, 161, 163 bis 165 des Richterdienstgesetzes, BGBL. Nr. 305/1961, sinngemäß anzuwenden, 
soweit nicht im folgenden etwas anderes bestimmt ist. 
(2) Die mündliche Verhandlung vor den Disziplinarsenaten des Obersten Gerichtshofs ist auf Antrag 
des Beschuldigten öffentlich. Die Öffentlichkeit kann jedoch aus den Gründen des § 229 STPO 
ausgeschlossen werden. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1993/692. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 

§ 171.*) 
 
(1) In Disziplinarangelegenheiten der Notare (Notariatskandidaten) wird die Hälfte der 
Mitgliederstellen bei den Disziplinarsenaten der Oberlandesgerichte und des Obersten Gerichtshofes 
durch Notare versehen. 
(2) Die Richter aus dem Notarenstande werden von den Notariatskammern aus dem 
Notariatskollegium für drei Jahre gewühlt. Wählbar sind nur Notare, die wenigstens seit zehn Jahren 
das Amt eines Notars ausüben und vom Amte des Notarenrichters nicht gemäß § 172 Abs. 3 
ausgeschlossen sind. Das Amt eines Notarenrichters beim Obersten Gerichtshof ist mit dem Amt eines 
Notarenrichters beim Oberlandesgericht unvereinbar. Die Bestimmungen des § 132 NO. finden 
sinngemäß Anwendung. 
(3) Für den Disziplinarsenat des Oberlandesgerichtes wählt jede Notariatskammer vier, wenn aber das 
Notariatskollegium mehr als vierzig Mitglieder (systemisierte Notarstellen) zählt, sechs und, wenn es 
mehr als hundert Mitglieder zählt, acht Notarenrichter. 
(4) Für die Disziplinarsenate des Obersten Gerichtshofes wählt jede Notariatskammer einen, wenn 
aber das Notariatskollegium mehr als hundert Mitglieder zählt, vier Notarenrichter. 
(5) Die Kammer hat die gewühlten Notarenrichter dem Präsidium des Gerichtes, für das sie gewählt 
worden sind, und dem Bundesministerium für Justiz bekanntzugeben. 
Fassung BGBL 1921/375 und 1982/651. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
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§ 172.*) 
 
(1) Der Beschlussfassung des Disziplinargerichtes über die Einstellung des Verfahrens oder über die 
Verweisung zur mündlichen Verhandlung sowie der mündlichen Verhandlung sind soweit als tunlich 
die Notarenrichter beizuziehen, die von der Kammer gewählt wurden, der der Beschuldigte angehört. 
(2) Wenn ein zu einer Sitzung oder Verhandlung geladener Notarenrichter ausbleibt, hat an seiner 
Stelle ein am Sitze des Disziplinargerichtes wohnhafter Notarenrichter einzutreten. 
(3) Ein Notarenrichter, gegen den ein gerichtliches Strafverfahren oder ein Disziplinarvergehen im Zug 
ist, darf bis zu dessen Beendigung sein Ehrenamt nicht ausüben, wenn das Verfahren 
1. eine gerichtlich strafbare Handlung, die nur vorsätzlich begangen werden kann und mit mehr als 
einjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist, 
2. eine mit Bereicherungsvorsatz begangene gerichtlich strafbare Handlung, 
3. eine gerichtlich strafbare Handlung gegen die Sittlichkeit oder 
4. ein Disziplinarvergehen zum Gegenstand hat. 
(4) Wird der Notarenrichter in einem Verfahren nach Abs. 3 schuldig erkannt, so erlischt mit dem 
Eintritt der Rechtskraft des Erkenntnisses sein Ehrenamt. Die Wiederwahl ist erst nach dem Vollzug 
der Strafe zulässig. 
Fassung BGBL 1921/375 und 1974/498. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 
 

§ 173.*) 
 
(1) Die Berichterstattung ist einem Notarenrichter zu übertragen. Bei der Abstimmung stimmt zuerst 
der an Lebensjahren altere Notar, dann ein staatlicher Richter, dann der jüngere Notar. 
(2) Die Notarenrichter tragen bei mündlichen Verhandlungen das für die Richter des Disziplinarsenates 
vorgeschriebene Amtskleid. 
Fassung BGBL 1921/375 und 1977/162. *) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 

§ 174.*) 
 
(1) Die Notarenrichter haben, bevor sie das erste Mal ihres Amtes walten, die gewissenhafte und 
Unparteiische Erfüllung ihrer Amtspflichten in die Hände des Senatsvorsitzenden anzugeloben. 
(2) Sie unterstehen wegen Pflichtverletzungen, die ihnen in Ausübung dieses Amtes zur Last fallen, 
der Disziplinargewalt des Obersten Gerichtshofes. Hiebei sind die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
Disziplinarstrafen anzuwenden. 
Fassung BGBL 792/1375. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 

§ 175.*) 
 
(1) Die Notarenrichter üben ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt aus. Wenn sie nicht am Orte des 
Disziplinargerichtes wohnen, werden ihnen die Reise- und Aufenthaltskosten nach den für Amtsreisen 
der Beamten der Y Rangsklasse** geltenden Vorschriften von der Notariatskammer am Sitze des 
Disziplinargerichtes vergütet. 
(2) Diese Auslagen werden nach Ablauf jedes Jahres nach Abschlag der von den Beschuldigten 
ersetzten Beträge (§ 184) unter die Notariatskammern des betreffenden oder aller 
Oberlandesgerichtssprengel nach dem Verhältnisse der Mitgliederzahl (der systemisierten 
Notarstellen) aufgeteilt, je nachdem sie für Mitglieder des Disziplinarsenates erster oder zweiter 
Instanz verwendet wurden. 
Fassung BGBL 1921/375 und 1982/651. 
Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
Entspricht heute der Dienstklasse VIII der Beamten der Allgemeinen Verwaltung 
(Reisegebührenvorschrift 1955, BGBL 133 idgF). 
 
 

§ 176.*) 
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Erachtet das Disziplinargericht, dass keine al Disziplinarvergehen zu ahndende Pflichtverletzung oder 
kein Grund zur Fortsetzung des bereits eingeleiteten Disziplinarverfahrens vorliegt, so hat es mit 
Beschluss im ersten Falle die Einleitung des Disziplinarverfahrens abzulehnen, im zweiten Falle das 
Disziplinarverfahren einzustellen und in beiden Fällen nach Rechtskraft des Beschlusses die Sache an 
die Notaratskammer abzutreten. 
Fassung BGBL 1962/139. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 

§ 177.*) 
 
(1) Mit Zustimmung des Oberstaatsanwaltes**) kann das Disziplinargericht ohne vorläufige 
Vernehmung des Beschuldigten und ohne Fassung eines besonderen auf Einleitung der 
Disziplinaruntersuchung lautenden Beschlusses sofort mit der Anordnung der mündlichen Verhandlung 
und mit der unmittelbaren Ladung des beschuldigten Notars zu dieser Verhandlung vorgehen. 
(2) Gegen diese Anordnung steht dem Notare eine Beschwerde nicht zu. 
Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
Jetzt: Leiter der Oberstaatsanwaltschaft (zufolge § 152 BDG). 
 
 
 
 
 

§ 178.*) 
 
(1) Jeder Beschluss auf Einleitung der Disziplinaruntersuchung und jedes freisprechende oder 
verurteilende Disziplinarerkenntnis sowie ein Beschluss nach § 155 Abs. 3 sind der Notariatskammer 
mitzuteilen. 
(2) Der Spruch eines auf Suspension oder auf Entsetzung vom Amte lautenden Erkenntnisses ist im 
Amtsblatt zur ”Wiener Zeitung” kundzumachen und den dem Oberlandesgericht unterstellten 
Gerichtshöfen erster Instanz mitzuteilen. 
(3) Die Amtsentsetzung ist überdies dem Justizminister**) anzuzeigen. 
(4) Die Bewirkung und Überwachung des Vollzuges der verhängten Strafe obliegt dem Präsidenten 
des Gerichtshofes erster Instanz, in dessen Sprengel sich der Amtssitz des Notars befindet. Im Falle 
der Suspension oder der Entsetzung vom Amte hat der Präsident oder der von ihm dazu bestimmte 
Richter dem Notar das Amtssiegel abzunehmen und der Notariatskammer zur Verwahrung (§ 42) zu 
übergeben. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1982/651. 
Bezeichnung idF BGBl 1982/651. 
Jetzt: Bundesminister für Justiz. 
 
 

§ 179.*) 
 
(1) In den Verzeichnissen der Notare und der Notariatskandidaten sind auf Antrag des Bestraften zu 
löschen: 
a) Ordnungsstrafen und schriftliche Verweise nach dreijähriger tadelloser Führung,  
b) andere Disziplinarstrafen mit Ausnahme der Amtsentsetzung oder der Streichung aus dem 
Verzeichnis der Notariatskandidaten nach zehnjähriger tadelloser Führung. 
(2) Die Entscheidung über die Löschung von Ordnungsstrafen steht der Notariatskammer zu, in deren 
Sprengel der Bestrafte seinen Amtssitz hat oder in deren Verzeichnis der Notariatskandidat 
eingetragen ist. Über die Löschung von Disziplinarstrafen hat nach Anhörung der Notariatskammer 
jenes Disziplinargericht zu entscheiden, das in erster Instanz eingeschritten ist; von der Löschung ist 
die Notariatskammer zu verständigen. 
(3) Auf eine gelöschte Strafe darf nicht mehr Bedacht genommen werden. 
Fassung BGBL 1962/139. 
*) Bezeichnung idF BGBl 1982/651. 
 
 

§ 180.*) 
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(1) Als mittlerweilige Vorkehrung ist die Suspension vom Amte durch das Disziplinargericht zu 
verhängen: a) wenn der Notar im Zuge des ordentlichen Strafverfahrens verhaftet wird; 
b) wenn die Fortsetzung seiner Amtsführung während einer Disziplinaruntersuchung oder eines 
Strafverfahrens bedenklich erscheint; 
c) (entfallen)**) 
d) wenn der Notar in Konkurs verfällt, oder aus anderen 
Gründen die freie Vermögensverwaltung verliert. 
(2) Bei Gefahr am Verzuge kann in diesen Fällen der Gerichtshof erster Instanz, in dessen Sprengel 
sich der Amtssitz des Notars befindet, die provisorische Suspension verfügen; er hat jedoch 
gleichzeitig dem Disziplinargerichte die Anzeige zu erstatten, welches ohne Verzug die Suspension zu 
bestätigen oder aufzuheben hat. 
Fassung BGBL 1929/257. 
Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
Aufgehoben mit BGBL 1929/257. 
 
 

§ 181.*) 
 
(1) Gegen den Beschluss des Disziplinargerichtes, mit welchem die provisorische Suspension verhängt 
wird, steht dem Notare, gegen den Beschlug, womit die Suspension verweigert wird, dem 
Oberstaatsanwalte**) die Beschwerde an den Obersten Gerichtshof offen. 
(2) Solche Beschwerden sind binnen acht Tagen nach erfolgter Verständigung einzubringen und 
haben keine aufschiebende Wirkung. 
(3) Der Vollzug der provisorischen Suspension erfolgt auf die im § 178 festgesetzte Art. 
(4) Die Dauer der provisorischen Suspension ist in die Dauer der gemäß § 158 Abs. 1 Z 3 verhängten 
Suspension einzurechnen. 
Fassung BGBL 1929/257 und 1982/651 (mit Druckfehlerberichtigung BGBL 1983/181). 
Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
Jetzt: Leiter der Oberstaatsanwaltschaft (zufolge § 152 BDG). 
 
 

§ 182.*) 
 
(1) Findet das Disziplinargericht, dass das einem Notare zur Last fallende Disziplinarvergehen auch 
nach dem allgemeinen Strafgesetze zu ahnden sei, so hat es die Anzeige an das zuständige 
Strafgericht zu machen. 
(2) So lange die Untersuchung bei dem Strafgerichte anhängig ist, darf gegen den Notar das 
Disziplinarverfahren wegen derselben Handlung nicht stattfinden. 
(3) Die Strafgerichte sind verpflichtet, in allen Fällen der Einleitung der Untersuchung oder der 
Verhängung der Haft gegen einen Notar der Notariatskammer und dem Oberlandesgerichte die 
Anzeige zu machen, und nach Beendigung des strafgerichtlichen Verfahrens diesen Behörden eine 
Abschrift der das Verfahren abschließenden Entscheidung mitzuteilen. 
(4) Die gleiche Mitteilung ist an die Notariatskammer zu machen, wenn das strafgerichtliche Verfahren 
gegen einen Notariatskandidaten stattgefunden hat. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 
IV. Abschnitt 
Ergänzende Bestimmungen 
Abschnitt und Überschrift durch BGBL 1982/651 eingefügt. 
 
 

§ 183.*) 
 
(1) Wenn ein Notar durch körperliche oder geistige Gebrechen zur Führung seines Amtes bleibend 
unfähig geworden ist, hat ihn die Notariatskammer, und wenn diese ihre Obliegenheit nicht erfüllt, der 
Präsident des Gerichtshofes erster Instanz am Sitze der Kammer aufzufordern, binnen einer 
angemessen zu bestimmenden Frist sein Amt als Notar zurückzulegen. 
(2) Entspricht der Notar dieser Aufforderung nicht, so hat die Notariatskammer, beziehungsweise der 
Präsident des Gerichtshofes, die Anzeige an das Oberlandesgericht zu erstatten. 
(3) Das Oberlandesgericht hat als Dienstgericht in der im § 171 bestimmten Zusammensetzung unter 
sinngemäßer Anwendung der §§ 93 bis 95, 97 und 98 des Richterdienstgesetzes, BGBL. Nr. 305/1961, 
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mit Beschluss das Erlöschen des Amtes auszusprechen, wenn einer der Gründe des § 19 Abs. 1 lit. g 
vorliegt. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1982/651. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 

§ 184.*) 
 
(1) Die Kosten der behufs der Ausübung der Aufsicht und Disziplinargewalt gepflogenen 
Amtshandlungen hat, soweit diese Amtshandlungen in den Wirkungskreis der Gerichte fallen, der 
Staat, und insoweit sie in den Wirkungskreis der Notariatskammer fallen, diese selbst vorzuschießen. 
(2) Insofern diese Amtshandlungen zum Nachweise des Verschuldens eines Notars geführt haben, hat 
dieser die erwachsenen Kosten zu ersetzen. Für den Ersatz der Kosten sind die Vorschriften der 
Strafprozessordnung mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass der Pauschalkostenbeitrag einen 
Betrag von 15 000 S nicht übersteigen darf 
(3) Demjenigen, der die Kosten vorzuschießen hat, fallen dieselben auch endgültig zur Last, wenn ein 
Verschulden des Notars nicht festgesteilt wird, oder wenn sie uneinbringlich sind. 
Fassung BGBL 1962/139 und 1982/651. 
*) Bezeichnung idF BGBL 1982/651. 
 
 
 
 

§ 185.*) 
 
Die Vorschriften dieses Hauptstückes sind sinngemäß auch auf die in dem Verzeichnis der 
Notariatskandidaten eingetragenen Notariatskandidaten anzuwenden. 
Fassung BGBL 1982/651. 
*) Bezeichnung idF BGBl 1982/651. 
 
XI. Hauptstück 
Strafbestimmungen 
Dieses HptSt wurde mit BGBL 1987/522 hinzugefügt. 
 
 

§ 186 
 
Wer die Berufsbezeichnung Notar unberechtigt führt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 30000 S zu bestrafen, es sei denn, dass die Tat zugleich den Tatbestand einer 
gerichtlich strafbaren Handlung bildet. 
 
 

§ 187 
 
Im Verwaltungsstrafverfahren nach § 186 sowie in einem Verfahren wegen Winkelschreiberei hat die 
Notariatskammer, in deren Sprengel die zur Verfolgung zuständige Behörde ihren Sitz hat, 
Parteistellung einschließlich der Rechtsmittelbefugnis und des Rechtes auf Erhebung der 
Verwaltungsgerichtshofbeschwerde gemäß Art. 131 B-VG. 
 
 
 


